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Vorwort

Mit dem „Aufruf zur Einmischung in eigener Sache“ trat am 12. September 1989 
„Demokratie Jetzt“ als Bürgerbewegung in der DDR in die Öffentlichkeit und erhob 
nachdrücklich einen politischen Mitwirkungs- und Gestaltungsanspruch in der 
SED-Diktatur. Genau ein Vierteljahrhundert nach der Berliner Gründungsversamm-
lung führte die Tagung „Aufbrüche der Zivilgesellschaft“ zahlreiche der damaligen 
Initiatorinnen und Initiatoren, Zeitzeugen, Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler und interessiertes Publikum zusammen. Der runde Jahrestag war Anlass, 
Reverenz zu erweisen den historischen Leistungen von „Demokratie Jetzt“ und 
„Bündnis 90“ in der Friedlichen Revolution, im deutschen Einigungsprozess und 
in der Bundes republik. Diesen Rückblick kombinierte die Konferenz mit der Frage, 
welche Impulse die Bürgerbewegung der DDR und die Friedliche Revolution geben 
können für die Zivilgesellschaft in ihrem Verhältnis zum Staat im 21. Jahrhundert. Es 
ging also darum, den Aufbruch von 1989 zu aktualisieren mit Blick auf eine Gegen-
wart, in der die konstituierenden Faktoren dieses Verhältnisses durch dynamische 
Prozesse wie die Digitalisierung selbst aufgebrochen zu werden scheinen.

Historische Würdigung der Bürgerbewegung wie auch die Versuche, ihre 
Beiträge zu aktualisieren, stoßen allerdings oftmals an eine Grenze, wenn sie sich an 
breitere Öffentlichkeiten richten: Das Wissen über 1989 schwindet. Die Erinnerung 
an Wolfgang Ullmann als einem auch in der Bundesrepublik politisch aktiven und 
bekannten Mitgründer von „Demokratie Jetzt“ kann hier durchaus als Gradmesser 
dienen. Bei Vorträgen über den Bürgerrechtler überraschen immer wieder die oft 
enthusiastischen Wortmeldungen von Menschen, die mit dem Pfarrer, Hochschul-
lehrer und Bürgerrechtler in irgendeiner Weise irgendwann in der zweiten Hälfte 
des 20. Jahrhundert Kontakt hatten und von ihm nachhaltig beeindruckt waren. 
Für viele ist Ullmann bis heute geradezu eine Identifikationsfigur in der Friedlichen 
Revolution, während andere seine Kombination von politischem Engagement, das 
die Eigenständigkeit auch im Politikbetrieb der Bundesrepublik bewahrte, und 
politischem konzeptionellen Denken, das u.a. auf die Erweiterung zivilgesellschaft-
licher Partizipationschancen und innovative Weiterentwicklung der parlamenta-
rischen Demokratie zielte, schätzen. Unverkennbar ist aber, dass die Menschen, die 
einen Bezug zu Ullmann haben, das 45. Lebensjahr fast ausnahmslos überschritten 
haben, während jüngeren Menschen in aller Regel der Name nichts sagt.  
Der unterschiedliche Bekanntheitsgrad Ullmanns führt als Indikator zu einem verall-
gemeinerungsfähigen Befund: Trotz aller Anstrengungen, die Erinnerung an die 
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Veranstaltung von Demokratie Jetzt in der Berliner Gethsemanekirche, 27. Oktober 1989.  
Auf dem Podium von links nach rechts Wolfgang Ullmann, Michael Bartoszek, Stephan Bickhardt, 
Ulrike Poppe und Hans-Jürgen Fischbeck. 
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Friedliche Revolution zu bewahren, ist unverkennbar, dass die ostdeutsche Bürger-
rechtsbewegung und die ostmitteleuropäische Revolution allmählich ins geschicht-
liche Sediment Deutschlands und Europas absinken. Insofern haben die regelmäßig 
erhobenen Klagen über die geringen Kenntnisse von SchulabgängerIn nen über 
die DDR und die Friedliche Revolution einen realen Hintergrund. Selbst für dieje-
nigen mit Basiswissen über DDR und 1989 hat die Friedliche Revolution oft einen 
ähnlichen Stellenwert wie die Bismarcksche Sozialgesetzgebung: Bei aller eher 
diffusen Vermutung, dass das irgendwie mit den sozialen und politischen Verhält-
nissen der Gegenwart zu tun hat, fehlen konkrete Anknüpfungspunkte. 

Natürlich sind Kenntnisse über 1989 für sich allein weder Auftrag noch Ermunte-
rung zum gesellschaftlichen Engagement. Dafür aber, dass die Frage nach Implikati-
onen für die Gegenwart den historischen Gegenstand und die Intention der Akteure 
nicht verfehlt, sprechen nicht zuletzt die Lebensläufe der Gründer von „Demokratie 
Jetzt“ und auch anderer Bürgerrechtler in der Bundesrepublik. Auffallend viele 
arbeiten in verantwortlichen Positionen der politischen Bildung oder beschäftigen 
sich mit der Aufarbeitung der Geschichte der SED-Diktatur und ihrer Folgen. Fast 
alle waren oder sind nach oder neben ihrer beruflichen Tätigkeit weiterhin zivilge-
sellschaftlich engagiert, sei es in der transnationalen – z.B. deutsch-polnischen – 
Pflege antitotalitären politischen Denkens, sei es in der bundesrepublikanischen 
Erinnerungskultur, mit historisch-politischen Wortmeldungen oder mit dem Einsatz 
für Minderheiten in Krisensituationen oder für Modelle solidarischer Ökonomie.

Mit der Frage, welche inhaltlichen Anknüpfungspunkte die Bürgerbewegung der 
DDR für eine evolutionäre Weiterentwicklung des Politischen hin zu mehr Partizipa-
tion und demokratischer Teilhabe bietet, war die Tagung diesem Engagement 1989 
und in der Gegenwart verpflichtet. Zum Brückenschlag zwischen den unterschied-
lichen Konstellationen in der DDR 1989 und dem 21. Jahrhundert in der Globali-
sierung dienten, wie sich zeigte, in dieser Klammerfunktion nicht ganz einfach zu 
handhabende Konzepte von Zivilgesellschaft. Der Kampf um eine systemunabhän-
gige Öffentlichkeit in der DDR, die Einrichtung Runder Tische oder das Eintreten für 
eine Volksabstimmung über eine gesamtdeutsche Verfassung waren situativ bedingt; 
quer über alle Beiträge durchzog die Tagung Diskussionen, inwieweit sie sich auch 
als Kristallisationskerne zivilgesellschaftlicher Prozesse interpretieren lassen. 
War 1989 eben auch ein Aufbruch der Zivilgesellschaft? Wie stellt sich demgegen-
über zivilgesellschaftliches Handeln in der digitalisierten Gesellschaft mit ihren oft 
schwer greifbaren Machtzentren und ihren Öffentlichkeiten dar? Erleben wir in der 
Gegenwart einen Prozess, in dem die Digitalisierung sowohl die vertraute Konstitu-
tion von Staat wie auch von Gesellschaft unterhöhlt oder gar aufbricht? Und inwie-
weit bietet die Bürgerbewegung in ihrem Gegenüber mit dem Überwachungsstaat 
DDR Inspiration für die Auseinandersetzung mit dem Vordringen der Digitalisierung 
in die Lebenswelten der Gegenwart?

In den Diskussionen traten unterschiedliche Auffassungen darüber hervor, 
ob die Verhältnisse in der DDR mit der Datensammelwut des MfS tatsächlich in 
Relation gestellt werden können zur aktuellen Selbstpreisgabe von Daten an Unter-
nehmen und der Datenerfassung durch Behörden. Konsens herrschte über eine 
andere Botschaft: Der Kampf der Bürgerbewegung und die Friedliche Revolution 
sind sowohl leuchtendes Beispiel als auch Menetekel dafür, dass gesellschaft-
liche Verhältnisse stets veränderbar sind. Als sich die Bürgerrechtler in der DDR in 
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unterschiedlichen Kreisen zur Bürgerbewegung formierten, lag das rasche Ende 
des SED-Regimes außerhalb des Denkhorizonts. Trotz allem Wandel im Ostblock, 
trotz Glasnost in der Sowjetunion und Solidarnosc in Polen, trotz eskalierender 
Wirtschaftskrise und Massenflucht schien es wahrscheinlicher, dass die hochge-
rüstete Diktatur nach chinesischem Vorbild mit Waffengewalt antworten als dem 
Druck der Straße weichen würde. In dieser historischen Situation negierten die 
Akteure der Bürgerbewegung als Citoyens den Herrschaftsanspruch und die Gewal-
tandrohung des Parteistaates und beanspruchten bürgerschaftliche Teilhabe an der 
Gestaltung des Gemeinwesens. Der riskante, aber schließlich erfolgreiche Schritt 
der Selbstermächtigung – das machten die Diskussionen bei der Tagung sehr 
deutlich – hat situationsunabhängige und generationenübergreifende Strahlkraft 
bis in die Gegenwart. Das historische Beispiel ermutigt scheinbare Machtlosigkeit 
zu hinterfragen, Gestaltungsspielräume auszudehnen und Initiative zu ergreifen – 
kurz: es kann Prozesse des zivilgesellschaftlichen Selfempowerments unterstützen. 
Die aktuelle Entwicklung in Europa zeigt allerdings auch, dass solche Prozesse 
keineswegs quasi selbstläufig in Richtung ausgeweiteter, chancengleicher gesell-
schaftlicher Partizipation und politischer Teilhabe in einer weiter geöffneten 
Demokratie weisen. Gerade die xenophoben, antidemokratischen, antiegalitären 
und diskursunfähigen Populismen der Gegenwart inszenieren sich bevorzugt nach 
dem Narrativ einer selbstermächtigten Bürgerbewegung gegen ein vermeintlich 
dominierendes, angeblich aller Kontrolle und Beeinflussung entzogenes „Establish-
ment“. Auch mit Blick auf diese Phänomene wird die im Lauf der Tagung mehrfach 
betonte Ambivalenz der Digitalisierung deutlich. Sie birgt sowohl große Chancen 
für die weitere Entfaltung der Zivilgesellschaft wie auch eminente Gefahren für ihre 
Ausschaltung.

Die Tagung „Aufbrüche der Zivilgesellschaft“ wurde organisiert von Weiter-
denken – Heinrich-Böll-Stiftung Sachsen in Kooperation mit der Robert-Havemann-
Gesellschaft. Wir danken für die großzügige Förderung der Konferenz wie auch der 
vorliegenden Publikation durch die Bundesstiftung Aufarbeitung. Die Tagungsvor-
bereitung hat Annika Magnussen sehr engagiert unterstützt.

Peter Skyba
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Stephan Bickhardt
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STEPHAN BICKHARDT

Die Bürgerbewegung in der 
Friedlichen Revolution 1989/1990. 
Ein freier Vortrag

Mein Blick richtet sich aus gegenwärtiger Perspektive auf die Bürgerbewegung in der 
Friedlichen Revolution. Ich sehe mich dabei manchmal vor die Alternative gestellt, 
1989 entweder als einen historischen Bruch wahrzunehmen oder auch nach den 
Kontinuitäten von vor 1989 und nach 1989 zu fragen. Der Begriff der Zivilgesellschaft 
gibt mir eine Hilfestellung, denn wenn ich mir recht überlege, was ich heute tue, 
auch zivilgesellschaftlich tue, dann schließt das unmittelbar an, jedenfalls in indivi-
dueller Perspektive, an das, was ich vor 1989 gemacht habe.
Ich führe ein paar Punkte aus, stelle dabei einige Dokumente vor und hoffe, die 
Diskussion damit anzuregen.

Ein Brief aus meiner Familie

Mein Onkel, Dr. Jürgen Bickhardt aus Erding bei München, schrieb 1989 einen 
Weihnachtsbrief an seine Familie, den er namentlich an mich richtete und an die 
anderen verteilte. Dieser dreiseitige Brief eines Menschen, der auch in Dresden 
geboren ist und 1955, um Medizin zu studieren, in den Westen ging, viele Jahre in 
der Friedensbewegung arbeitete und einer der Nestoren der Hospizbewegung im 
alten Westdeutschland war, nahm also intensiv Anteil an dem, was in Ostberlin, in 
Leipzig und in anderen Landschaften Ostdeutschlands passierte. Sein Brief endet 
mit folgenden Worten: „Der Souverän, das Volk, ist bei euch auf die Straße gegangen, 
unbewaffnet, aber solidarisch in großer Zahl. Das gibt Hoffnung, vielleicht auch 
Menschen in anderen Ländern. Bleibt zu hoffen, dass das Volk auf der Straße 
souverän bleibt und nicht den billigen Parolen hinterherzulaufen beginnt. Vor euch 
liegt jetzt [und damit ist das Thema meines Vortrages gut angesprochen – St. B.] 
Arbeit, Arbeit, Arbeit. Vertrauen muss wiedergewonnen werden. Wer kann es in 
einer Situation, in der spürbare wirtschaftliche Verbesserungen sich nicht so schnell 
einstellen werden? Das politische Tagesgeschäft beherrschen nur diejenigen, denen 
das Vertrauen entzogen wurde. Wer von ihnen kann in den Neubeginn einbezogen 
werden?“ 1

Mich hat dieser Brief nur zum Teil angesprochen, damals. Heute kann ich ihn 
besser nachvollziehen. Denn, nichts anderes wird hier ausgeführt, als die Inblick-

1 Dr. Jürgen Bickhardt, Weihnachtsbrief an die Familie, 1989 (Rundbrief).
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nahme etwa der CDU, der LDPD oder anderen Blockparteien, die doch als mögliche 
politische Partner anzusehen sind, was bekanntermaßen in der Gruppierung des 
Demokratischen Aufbruchs zu gewissen Erfolgen geführt hat. Mir ist also durchaus 
bewusst, dass wir sehr schnell und früh auch im Blick auf Sympathisanten in eine 
Minderheitenposition gekommen sind. Darum liegt mir auch an dem Begriff der 
Zivilgesellschaft. Heute wird der Begriff der Zivilgesellschaft in der Regel verwandt 
als eine Bezeichnung für Gruppierungen, die neue Ideen, manchmal auch neue 
Produkte und andere Lebensweisen sozialisieren in einem vorparteilichen, 
autonomen Sinne, sowieso in einem vorstaatlichen Sinn. Gelebte Zivilgesellschaft, 
kann es manchmal heißen, ist Lebenselixier jeder Demokratie. Ich stehe allerdings in 
der Tradition oder in dem Bewusstsein, dass Zivilgesellschaft ein Begriff ist, der zwar 
in Ostdeutschland relativ wenig, mit Ausnahme von bestimmten Intellektuellen wie 
Gerd Poppe, verwandt worden ist, der uns aber durchaus beeinflusste, weil wir ihn 
von ostmitteleuropäischen Dissidenten kannten, die den Begriff programmatisch 
nutzten.1977 hat Jacek Kuron in seinem maßstäblichen Aktionsprogramm, wie er es 
nannte, für das Komitee zur Verteidigung der Arbeiter formuliert, dass eine parallele 
zivile Gesellschaft aufgebaut werden sollte; es sei also nicht allein die Machtfrage zu 
stellen, sondern eher eine gesellschaftliche Perspektive der Selbstorganisation unter 
teilweiser Absehung der Stellung der Machtfrage zu organisieren. Ähnlich haben 
sich ungarische Intellektuelle geäußert. Der Begriff der parallelen Polis stammt von 
dem katholischen und einflussreichen Charta-Mitglied Vaclav Benda. Ein weiterer 
Begriff ist für mich wichtig gewesen in der Vorstellung, was eine Zivilgesellschaft ist, 
nämlich der Begriff der Antipolitik. Antipolitiker sind Leute, die Vaclav Havel auch 
Laienpolitiker genannt hat. U. a. haben ungarische Intellektuelle diesen Begriff 
geprägt. Das sind Politiker, die nicht ausdrücklich oder allein Berufspolitiker zu 
nennen sind, sondern engagierte Bürger, die sich öffentliche Fragestellungen etwas 
angehen lassen und sich politisch organisieren. In unseren Breiten hat durch die 
Immanuel Kants Schrift „Was ist Aufklärung?“ eher die Rede vom mündigen Bürger 
Einzug gehalten; das haben wir auch eingangs gesehen an den Thesen, die von 
Hans-Jürgen Fischbeck ursprünglich formuliert wurden: „Thesen für eine demokra-
tischen Umgestaltung in der DDR“, die Teil der Gründungserklärung der Bürgerbe-
wegung Demokratie Jetzt sind.2

Ich äußerte schon, dass ich gerne in der Gegenwart spreche. Für mich persönlich ist 
die Arbeit im Sinne von Demokratie Jetzt weitergegangen. Ich habe mich, wie andere 
auch, für eine Berufsperspektive in meinem Leben entschieden und habe die zivil-
gesellschaftlichen Projekte immer mitführen lassen. Andere sind in diverse Parteien 
gegangen, aus Demokratie Jetzt heraus vor allem in die Partei Bündnis 90/ Die 
Grünen, aber auch in andere Richtungen. Wieder nächste gehören zu dem großen 
Kreis der Menschen, die sich um die Aufarbeitung und Bewusstmachung der histo-
rischen Zäsur von 1989 und ihrer Vorgeschichte kümmern. Und ich glaube, dass die 
erste Gruppe, zu der ich gehöre, weitaus die größere ist als alle anderen Gruppen. 
Als Polizeipfarrer von Westsachsen versuche ich heute die Gegendemonstrations-
seite zu unterstützen, wenn es um Demonstrationen gegen den Rechtsextremismus 
angesichts von Aufzügen der Rechtsextremisten geht. Ich frage manchmal die 

2 Gerhard Rein (Hrsg.), Die Opposition in der DDR. Entwürfe für einen anderen Sozialismus, 
Berlin 1989, S. 59 ff.
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älteren Gegendemonstranten, wie sie denn politisch sozialisiert sind, dann höre ich 
sehr häufig: „Ja, wir waren 1989 auch auf der Straße. Wir waren beim Neuen Forum. 
Wir waren bei Demokratie Jetzt.“Auch andere Projekte zivilgesellschaftlicher Natur 
werden von Leuten aus den Bürgerbewegungen heute immer noch aktiv betrieben. 
Ich will hier ein Beispiel erwähnen. Ich bin Vorstandsmitglied vom Archiv Bürger-
bewegung Leipzig e. V., neben Uwe Schwabe, Jochen Lässig u.a. Und einer unserer 
Mitarbeiter, der Historiker Achim Beier, gehörte zur Demokratie Jetzt-Gruppe 
hier in Dresden. Er sagt heute: „Demokratie Jetzt war für mich etwas Neues, eine 
Gruppierung, die ich nicht einem Lagerdenken zuordnen konnte und Demokratie 
Jetzt hatte interessante Köpfe“. Er sprach von Karl-Heinz Gerstenberg (langjährig 
parlamentarischer Fraktionsgeschäftsführer von Bündnis 90/ Grüne im sächsischen 
Landtag) und anderen. Diese Gruppierung von Demokratie Jetzt in Dresden ist dann 
insbesondere im Januar zu einer großen, er sprach von 80 bis 100 Personen umfas-
senden Initiative gewachsen, die, und das kann vielleicht auch an der Wirkungsge-
schichte von Demokratie Jetzt gut abgelesen werden, nicht so sehr auf das Wirken 
der eigenen Organisation gepocht hat – dazu waren wir, muss man doch ehrlicher-
weise oder genauerweise auch sagen, viel zu klein –, sondern sich vor allem immer 
auch dem Dialog mit anderen ähnlich denkenden Leuten, insbesondere aus dem 
Neuen Forum stellte und gemeinsame Projekte, lokal sehr unterschiedlich, auf den 
Weg brachte. Ein Fortbestehen zivilgesellschaftlicher Aktivität im Kontext dieser 
prägenden Monate 1989/1990 bedeutet für mich, dass ich gemeinsam mit Gesine 
Oltmanns und Uwe Schwabe inzwischen den EuropaMaidan Leipzig e.V. leite, der 
die über 100 Maidan-Psychologen – die inzwischen vermehrt die Kriegsopfer und 
Flüchtlinge in Kiew und Umgebung betreuen – unterstützt mit einem Hilfspro-
gramm durch Gelder von Brot für die Welt und künftig hoffentlich auch dem Außen-
ministerium. Ich erwähne das insbesondere deshalb, weil es mich manchmal nervt, 
gefragt zu werden: „Warum bist du nicht Politiker geworden? Warum seid ihr in die 
Bedeutungslosigkeit versunken?“ und anderes. Ich kann diese Fragen für mich nicht 
annehmen, da meine Berufsperspektive ausschlaggebend war in meiner Entschei-
dung 1990, was meinen persönlichen Lebensweg anbelangt.

Demokratie Jetzt und Zivilgesellschaft

Ich sprach darüber, warum mir der Begriff der Zivilgesellschaft nahe ist und ich habe 
daraufhin die in meinem Vorlass befindlichen Dokumente einmal durchgesehen 
und habe nur einen einzigen Punkt gefunden, in dem von Zivilgesellschaft in den 
Dokumenten von Demokratie Jetzt die Rede ist, und zwar im Entwurf, aber nur im 
Entwurf, des Programms, das im Januar 1990 von einer Vertreterversammlung von 
Demokratie Jetzt beschlossen worden ist. Dort heißt es unter dem Punkt „Für ein 
ziviles Europa“: „Demokratie Jetzt fühlt sich besonders dem Projekt der Charta 77 
zu einer Helsinki-Bürgerversammlung verpflichtet. Sie kann den Prozess, der mit 
der Aneignung der KSZE-Vereinbarungen durch die osteuropäischen Bürgerbe-
wegungen in der Opposition begonnen hat, fortführen. Ziel ist die Entwicklung 
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einer gemeinsamen, gesamteuropäischen Demokratie-, Friedens-, Ökologie- und 
Menschenrechtsbewegung.“3 
Wenn man in den Gründerkreis von Demokratie Jetzt schaut, gehören nicht alle der 
Gründer zu denjenigen, die sich der Menschenrechtsbewegung und der osteuro-
päischen Dissidenz insbesondere nahegefühlt haben. Man muss schon sagen, dass 
hier etwa ein deutlicher Unterschied zwischen Wolfgang Ullmann und Hans-Jürgen 
Fischbeck auf der einen Seite und Ludwig Mehlhorn, der diese Perspektive, wie auch 
Konrad Weiß, immer sehr stark gemacht hat, sichtbar wird. Wir finden also schon in 
dem Kreis der Demokratie jetzt-Gründer ein heterogenes Spektrum an Ansichten, 
das sich dann zu einem Konsens in der Gründungserklärung verständigen konnte. 
Zivilgesellschaft also in einer europäischen Perspektive, das ist für Demokratie Jetzt 
von Anfang an eine Zielstellung gewesen.

Demokratie jetzt – nun wirklich bei der Arbeit 

Es war doch so, wie sich vielleicht auch manche erinnern, dass der Aufruf von 
Demokratie Jetzt in der Radix-Druckerei einige tausendmal gedruckt und eben 
in diesen Mengen auch im Land über verschiedene Kontaktleute verteilt wurde. 
Darunter standen Kontaktadressen der Gründer, mit Ausnahme des katholischen 
Priesters Heinz Josef Durstewitz, was ich schon damals bedauerte.

In dieser Zeit, also in den Septemberwochen 1989, kam es zu ausgesprochen 
vielen Reaktionen auf den Gründungsaufruf von Demokratie Jetzt. Obwohl im Unter-
schied zum Neuen Forum kein Papier unterzeichnet werden sollte – das Geniale der 
Gründungserklärung vom Neuen Forum ist gerade diese allgemeine Absicht eine 
Plattform für einen neuen Dialog zu schaffen –, hat es speziell interessierte Menschen 
gegeben, die sich gerade um der Inhalte von Demokratie Jetzt willen für diese 
Bürgerbewegung ausgesprochen und sich als weitere Kontaktpersonen in zahllosen 
Orten zur Verfügung gestellt haben. Darüber besteht kein Überblick. Es gibt keine 
zeitgeschichtliche Forschung über diese Gründungswochen von Demokratie Jetzt. 
Es gibt zwar allerhand interessante Dokumente, wie z. B. die Zeitung der Bürgerbe-
wegung mit auch heute noch sehr lesenswerten und anspruchsvollen Texten, aber 
keinerlei Untersuchungen, was man nur bedauern kann.

Damals nun gingen bei diesen Kontaktadressen Konvolute von Briefen ein. 
Meine Frau, Kathrin Bickhardt-Schulz z. B. war in diesen Tagen gewissermaßen 
so etwas wie Assistentin von Ulrike Poppe und öffnete und sortierte Briefe. Diese 
mussten beantwortet werden. Ulrike Poppe hatte einen Brief entworfen im Konsens 
mit anderen, zu dem sie sich gewissermaßen als Serienbrief verstehen konnte, der 
dann versandt wurde. Darin werden sechs Anregungen gegeben – den Briefschrei-
bern, die sich gern mit Demokratie Jetzt identifizieren wollen. Nämlich erstens, es 
sei doch gut, Kontaktadressen im Wohngebiet zu suchen oder selbst als Kontakta-
dresse sich öffentlich bekannt zu machen. Zweitens eine Gruppe zu bilden, in der 
Themen erarbeitet werden können, und zugleich auch Kontakte, wie es hier heißt, 
zu suchen zu anderen ähnlich arbeitenden Gruppen. Drittens die knappste Empfeh-
lung: Wählen Sie Sprecher! Das war also der Minimalansatz der Selbstorgani sation, 

3 Programmaussagen der Bürgerbewegung Demokratie Jetzt (Entwurf), S. 22, Typoskript, Januar 
1990.
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wenigstens nach außen erkennbar zu sein und Sprecher zu wählen. Viertens: 
Geben Sie selbst Papiere heraus oder vervielfältigen Sie die unsrigen. Und fünftens: 
Versuchen Sie sich, auch außerhalb Ihrer Wohnungen, in öffentlichen Räumen, 
z. B. Gaststätten, Clubs und auf Ihrer Arbeitsstelle zu organisieren und Veranstal-
tungen zu machen. Sechstens dann: Versuchen Sie, möglichst viele Bürger in Ihre 
Diskussion einzubeziehen. Laden Sie sich Fachleute, staatliche Vertreter, politisch 
engagierte Leute aus der Opposition zu diesen Veranstaltungen ein.

Es ist also damals in einer erstaunlichen Breite, die man aber nicht genau verifi-
zieren kann, aus den Wohnungen der Demokratie-Jetzt-Gründer heraus Kontakt-
arbeit in das Land geleistet worden. Wichtig ist, und das ist interessant an diesem 
Brief, dass erwähnt wird, dass man/frau sich in den Gesprächen, die im Oktober 
begonnen haben, mit Bürgermeistern oder Stadträten oder CDU-Leuten immer als 
Vertreter der jeweiligen Organisation selbst bezeichnen sollte, um so einen Dialog 
im Namen von Demokratie Jetzt durchführen zu können. Im Brief heißt es weiterhin: 
„Übrigens sitzen immer noch namentlich bekannte Menschen in Haft, die gewalt-
frei demonstriert haben. Außerdem sollen Angehörige der Bereitschaftspolizei im 
Militärknast in Schwedt sitzen. Es wird also aufgefordert, zu konkreter Solidarität zu 
gelangen.“ Der Brief beginnt und das klingt so irdisch, dass ich das mal vorlesen will: 
„Ich danke Ihnen für Ihren Brief und freue mich über das Interesse, in der Bürger-
bewegung Demokratie jetzt mitzuarbeiten. Bitte entschuldigen Sie diese unpersön-
liche Form, aber wir bekommen so viele Zusendungen, dass es nicht zu schaffen ist, 
allen individuell zu antworten.“ 4

Das zeigt, die Zivilgesellschaft ist auf dem Weg, und die Bürgerbewegungen 
sind Kristallisationskerne der Revolution. Um einmal außerhalb der Bürgerbewe-
gungen zu schauen, Kristallisationskerne waren u. a. natürlich auch die Ausreise-
gruppen und weitere Gruppierungen aus der Kultur. Es wird deutlich, Demokratie 
Jetzt war schon ein eher inhaltlich und auf Dialog orientierter Kristallisationskern 
der friedlichen Revolution. Und: Es gab in den Gründungswochen keinen Aufruf 
von Demokratie Jetzt, zu Demonstrationen zu gehen. Es gab keinen Aufruf, mitzu-
wirken oder daran zu arbeiten, die Staatssicherheit aufzulösen. Es gab keinen 
Aufruf, einen Generalstreik durchzuführen. Es gab keinen Aufruf, die Regierung zu 
stürzen. Demokratie Jetzt war vielmehr der Versuch, Demokratie zu leben, kleinteilig 
und konsensual neue Themen zu sozialisieren und sich so durch inhaltliche Arbeit 
eine Einflussposition auf den verschiedenen Ebenen gesellschaftlichen Lebens zu 
verschaffen. Deshalb sind Demokratie Jetzt-Vertreter ja auch zahlreich an diversen 
lokalen runden Tischen vertreten gewesen.

Übrigens, die Gründung der Nachfolgeorganisation Bündnis 90 ist ein großer 
Einbruch für Demokratie Jetzt gewesen. Das höre ich immer wieder von Aktiven 
aus der damaligen Zeit, z. B. dem erwähnten Achim Beier, der zu denen gehört, die 
sich zurückzogen, was nicht unbedingt dagegenspricht, das Bündnis 90 gegründet 
zu haben. Das wäre eine eigene Diskussion wert, die mich aber hier jetzt nicht 
interessiert. Demokratie Jetzt bei der Arbeit ist also im Wesentlichen Kommunika-
tions- und Dialogarbeit gewesen. Die Arbeitsweise umfasste also, Kontaktadressen 

4 Ulrike Poppe, Ich danke Ihnen für Ihren Brief, Serienbrief an Demokratie Jetzt-Unterstützer, 
Oktober 1989.
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bekanntgeben, Gruppen bilden, Papiere verfassen, öffentliche Räume aufstellen und 
mit Fachleuten korrespondieren und dialogisieren.

Ich selbst habe in Wittenberg seinerzeit – ich bin dann abends oft hin- und 
hergefahren zwischen Wittenberg und Berlin, interessanterweise nicht nach 
Leipzig  – selbst einen solchen öffentlichen Raum herzustellen versucht. Ich habe 
mir in der Stadtkirche Wittenberg nach einem großen Konzert unmittelbar nach der 
Gründung, also am Wochenende nach dem 12. September 1989 ein Herz gefasst und 
mich am Ende dieses Konzerts vor alle Leute gestellt und den Gründungsaufruf samt 
den Thesen verlesen bei atemloser Stille in dieser Kirche und anschließender infor-
meller verbaler Prügelaktion kirchlichen Vertreter gegen mich. Aber das führte dazu, 
dass sich im Haus des Handwerks Ende September/Anfang Oktober bereits eine 
Demokratie Jetzt-Gruppe gründete, was Friedrich Schorlemmer auf den Plan rief, 
der darüber aus nachvollziehbaren Gründen nicht besonders erfreut gewesen war. 
Ich habe nichts daran ändern wollen, dass später einige Mitglieder von Demokratie 
Jetzt aus Wittenberg zum Demokratischen Aufbruch gingen, um sich dann wiederum 
in dessen Wandelphase zu einer konservativen Partei hin entweder Demokratie 
Jetzt oder der SDP zuzuwenden. Ich bin neulich mit dem Wittenberger Direktor der 
Evangelischen Akademie in diesem Haus des Handwerks gewesen und der Kneiper 
heute war damals auf diesen Versammlungen und erkannte mich wieder. Also, es ist 
schon merkwürdig, die 89er Bewegung gerade auch auf dem Lande ist im Bewusst-
sein vieler Einzelner durchaus präsent und es gibt so manchen Stadtrat in Geithain, 
Wurzen oder Eisenach, der dort seine Wurzeln hat.

Die Rolle der Öffentlichkeit

Sehr interessant, ich habe es schon erwähnt, sind die Zeitungen der Bürgerbewe-
gung Demokratie Jetzt. Ich will das nur summarisch erläutern. Die erste Zeitung 
der Bürgerbewegung Demokratie Jetzt erschien mit Redaktionsschluss vom 30. 
September 1989.

Unter der Überschrift „Was also können wir tun?“ findet sich erneut eine Latte 
von Vorschlägen, die sich an die Bevölkerung richtet. „Wir schlagen Ihnen vor, sich 
in selbstverwalteten Bürgerkomitees zusammenzuschließen, in den Betrieben und 
Wohngebieten, in den Schulen und Hochschulen, in Städten und Dörfern. Sprechen 
Sie miteinander über die Probleme, die Sie bewegen.“5 Dieser Aufruf führt keinen 
namentlichen Verfasser auf. Ulrike Poppes erwähnter Brief nun wurde in einer 
weiteren Zeitung der Bürgerbewegung Demokratie Jetzt deutlich gekürzt von ihr 
selbst aufgenommen mit den Hinweisen zu Kontaktadressen, Gruppenbildung, 
Sprechern, Papieren und öffentlichen Räumen. Interessant ist, dass Ulrike Poppe in 
diesem Aufsatz vor allem die Selbstorganisation der Bürgerbewegung zu beschreiben 
und zu empfehlen sucht. Es heißt: „Die Bürgerbewegung Demokratie jetzt will mit 
möglichst breiter Beteiligung Reformideen entwerfen, die in der ganzen Gesellschaft 
diskutiert werden können. Demokratische Rechte müssen eingeklagt werden. Eine 
entscheidende Methode aber ist auch einfach die Wahrnehmung dieser Rechte, 
obwohl sie uns z. B. noch nicht zugestanden sind.“6

5 DEMOKRATIE JETZT. Zeitung der Bürgerbewegung. Oktober 1989. Redaktionsschluss 30. 9.
6 DEMOKRATIE JETZT. Zeitung der Bürgerbewegung. Nr. 4. November 1989. S. 2.
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Damit wird über die allgemeinen Rede hinaus, dass die Gruppen in der DDR 
emanzipatorisch gewesen sind, klar ein Anspruch formuliert und postuliert, dass 
nämlich die Bürgerbewegung einen antizipatorischen Charakter beansprucht, dass 
sie also die Rechtswirklichkeit, die wir anstrebten, in der Art des Handelns schon 
vorweg nimmt. Ludwig Mehlhorn hat, was diesen Punkt der Öffentlichkeit und der 
öffentlichen Selbstorganisation anlangt, in einem Interview mit Giovanni di Lorenzo 
in der Ausgabe der Süddeutschen Zeitung vom 8. 12. 1989 aufschlussreich gesagt: 
Demokratie Jetzt heißt „Demokratisierung ohne Adjektiv, ohne Wenn und Aber. 
Durchsetzung des Selbstbestimmungsrechts für die hier lebenden Menschen.“ 
Dies bedeutet eine Steigerung der Beteiligung und der Fantasie, auch der Lust als 
Bürger an den allgemeinen Angelegenheiten mitwirken zu können. Demokratie pur, 
sozusagen.

Die Arbeit im Einzelnen

Interessant sind Protokolle von Besprechungsgruppen zu lesen, die damals versucht 
haben, der Lage Herr zu werden, der vielen Anfragen, die es gegeben hat. Neben 
Vorbereitungen von Großveranstaltungen liest man dann in einem Protokoll vom 
24.10.1989 z. B. Folgendes, was ich nur einmal anreiße aus Zeitgründen: 
„29.10. Wahren Frau Gläser, 26.10. Bremnitz Durstewitz, 28.10. Brandenburg Barto-
szek, 31.10. Sonnewald Frau Hildebrandt (das war die spätere Ministerin Regine 
Hildebrandt – Ergänzung St. Bickhardt), 18.11. Karlshorst Apfelt, 6. 11. Osterburg 
(oder 13. 11.), 15., 19. o. 20. Sondershausen (D. Höck fragt Bruder), 3. 11. Fürsten-
walde (auf der Demonstration dort sprachen Ludwig Mehlhorn und Michael Barto-
szek – Ergänzung St. Bickhardt), 2. 11. Treptow B. Petras“ und so geht es immer 
weiter. Dieses Protokoll enthält viele interessante Einzelheiten, so auch diese: „In 
Saalfeld will jemand Zeitung gestalten u. mit Beiträgen von DJ versorgt werden. 
DJ-Redaktionsgruppe soll das tun.“7

Um die Anfragen nach Auftritten und Unterstützungen zu bewältigen, haben sich 
also Berliner u.a. rund um den sogenannten erweiterten Gründerkreis zur Verfügung 
gestellt und sind über Land gefahren, ins Erzgebirge vermutlich niemand.Später war 
ich erschrocken, was aus Demokratie Jetzt-Gruppen zum Teil wurde, wenn etwa aus 
dem Erzgebirge ein Brief kam: Wir treten aus. Das war, erinnere ich, in Schneeberg. 
„Wir treten aus und sind geschlossen mit den zwanzig Demokratie Jetzt-Kräften 
in die DSU übergetreten.“ Ich agierte in der Berliner Friedrichstraße, im Haus der 
Demokratie Anfang 1990. Das war schon manchmal ziemlich herb. Es kam auch eine 
Delegation sympathischer Menschen aus dem Mansfelder Land, die hatten dort – sie 
arbeiten heute noch – eine Gruppe mit ungefähr 120 Leuten und benannten sich 
um von Demokratie Jetzt in die Bürgerbewegung Mansfelder Land, weil ihnen die 
Debatten der Berliner wirklich zu hoch waren im Blick auf die hohen Abraumhalden, 
um mal im Bild zu sprechen, mit denen sie sich angesichts der Ökokrise konfron-
tiert sahen. So gab es also nicht nur  Verwerfungen, das Wort kann einem eigentlich 
nur einfallen, wenn man ein ausschließendes Parteiverständnis hat, es gab vielmehr 
Diffundierungen, Ausbreitungen und Veränderungen, die ganz stark etwas mit der 
Selbstbestimmung in der aufbrechenden demokratischen Situation zu tun hatten, 
die man heute im Ganzen doch wohl wertschätzen kann.

7 Protokoll – Kontaktgruppe 24. 10. 89, verfasst und unterzeichnet von K. Bickhardt-Schulz.
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Der Gründungsabend von Demokratie Jetzt und seine Begriffe

Ich möchte hier nur kurz – Herr Weigt hat ja schon darauf hingewiesen – sagen, dass 
der 12. 9. 1989 für mich einer der interessantesten Debattenabende in jeder Zeit 
war. Er fand statt bei Michael und Hannelore Bartoszek in der Wohnung. Da saßen 
nebeneinander auf dem legendären kleinen roten Sofa Ulrike Poppe, Wolfgang 
Ullmann und Konrad Weiß, was insgesamt durchaus eben auf einem Sofa drei 
unterschiedliche Wahrnehmungen möglich machte. Jedenfalls war die Begriffsbil-
dung und die Suche nach tragfähigen Begriffen, man stelle sich solche spontanen 
Denker wie Reinhard Lampe oder solche philosophisch geprägten Menschen wie 
Martin König dabei vor, schon etwas Besonderes und es ist schade, dass es zu 
diesem Abend überhaupt keine Dokumentation oder irgendwie Erinnerungen, die 
Leute mal aufschreiben, gibt. Dieser Wortverbindung „Demokratie Jetzt“ anstelle 
von „demokratischer Umgestaltung“ war dann aber auch so etwas wie ein Befrei-
ungs schlag, eine Ausrufung. Es kommt auf den Kairos, es kommt auf das Jetzt an. 
In meiner Erinnerung waren es Reinhard Lampe oder Martin König, die dies zum 
Ausdruck brachten.

Sehr interessant war dann die Debatte – ich leitete das Gespräch als damals 
Dreißigjähriger, das war aber oft auf Zuruf, wer da gerade was machte – um die 
Frage, wie kann denn die Sozialform eines solchen Demokratie-Programms genannt 
werden und da sind wir nach langen Debatten über die Worte Sammlungsbe-
wegung, Bürgerinitiative, Gewerkschaft, Bürgerkomitee auf „Bürgerbewegung“ 
gekommen. Ich werde natürlich nicht vergessen, wie Wolfgang Ullmann bei dem 
Begriff Sammlungsbewegung vom roten Sofa sprang und sagte: „Niemals, Adolf 
Hitler hat ja seine Bewegung anfangs als Sammlungsbewegung bezeichnet!“ Worauf 
will ich aber hinaus?

Ich will darauf hinaus, dass es einen weiteren Begriff in der Gründungserklärung 
der Bürgerbewegung Demokratie Jetzt gibt, den ich gerne stark machen möchte. Der 
ist in jenem Satz enthalten: „Lasst uns gemeinsam nachdenken über unsere Zukunft, 
über eine solidarische Gesellschaft.“8 Diese Formulierung von Hans-Jürgen Fisch-
beck ist sehr bewusst aufgenommen worden ist. So etwas wie ein Vermächtnis oder 
jedenfalls eine Perspektiverweiterung bilden diese Worte gegenüber den beiden 
Begriffen Bürgerbewegung, der ja an diesem Abend erfunden worden ist, und 
Demokratie Jetzt. Denn in dem Begriff der solidarischen Gesellschaft fügen sich in 
meiner Perspektive zwei Dinge zusammen. Zum einen hat der Begriff der Solidarität 
in der osteuropäischen dissidentischen Bewegung mit der Gründung der Gewerk-
schaft Solidarnosc eine unmittelbare Verknüpfung darin, dass soziales Handeln mit 
dem Kampf für die Freiheitsrechte verbunden ist. Zum anderen ist in dem Begriff 
der solidarischen Gesellschaft  enthalten, wofür im Westen Europas große Kämpfe 
geführt worden sind, nämlich für sozialen Ausgleich zu sorgen und in diesem 
sozialen Ausgleich eingebettet auch einen vernünftigen Umgang mit den natür-
lichen Ressourcen zu pflegen. Ich glaube, dass dieser Begriff nicht aufgebraucht ist 
und dass er auch über die Frage nach dem Ausmaß der Beteiligung der Individuen 
am allgemeinen Prozess des Politischen etwas Unaufgebbares hat, ja etwas Program-

8 Aufruf zur Einmischung in eigener Sache, Berlin, den 12. September 1989, zitiert nach Gerhard 
Rein (Hrsg.), Die Opposition in der DDR. Entwürfe für einen anderen Sozialismus, Berlin 1989, 
S. 60.
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matisches. Und darum will ich dies auch bewusst ans Ende stellen. Ich denke, dieses 
Ziel der solidarischen Gesellschaft ist etwas, wofür wir nach wie vor unterwegs sein 
sollten. 

Hans-Jürgen Fischbeck und der Gründerkreis von Demokratie Jetzt formulierten 
damals u. a., dass die solidarische Gesellschaft sich ausdrückt „durch den gerechten 
Ausgleich verschiedener Interessen“. Solidarität kommt zum Ausdruck, indem 
der „Wohlstand nicht mehr auf Kosten der armen Länder gemehrt wird.“ In einer 
nachdenkenswerten Formulierung heißt es, die solidarische Gesellschaft verwirk-
liche sich in der Suche nach „Lebenserfüllung in Gemeinschaftlichkeit und schöpfe-
rischem Tun für das Gemeinwohl, mehr als bisher.“9 Diese Formulierungen, die an 
Selbstorganisation, kommunitäres Leben, an genossenschaftliche Eigentumsformen 
denken lassen, sind für mich unaufgebbar.

Nun eine Schlussbemerkung: Ich bin in Leipzig tätig seit 1995, zunächst im 
Studentenpfarramt, dann als Polizeiseelsorger und zugleich in verschiedenen 
Gemeinden. Leipzig ist dermaßen stolz, wie das eigentlich sonst nur Dresdener in 
einer Großstadt in Deutschland sind, stolz auf die Montagsdemonstrationen und 
den 9. Oktober 1989 und ich kann sagen, das ist auch begründet. Bei Beerdigungs-
gesprächen frage ich in der Regel, ob der oder die Verstorbene auf den Montagsde-
monstrationen gewesen sei, was für Verblüffung sorgt. Nicht selten sind die Verstor-
benen, aber auch ihre Angehörigen, auf den Montagsdemonstrationen gewesen. 
Deshalb stimme ich dem auch zu, was im vorigen Panel gesagt wurde, dass es eine 
Wechselwirkung gegeben hat zwischen Straßendemonstrationen und den Bürgerbe-
wegungen. Die Volksbewegung auf der Straße für die Demokratisierung des Landes 
hat Sprüche und Losungen aus der Bürgerbewegung aufgenommen. „Neues Forum“ 
zulassen oder „Demokratie jetzt oder nie“ sind Rufe auf den Demonstrationen 
überall im Land gewesen. Und umgekehrt muss man wohl sagen, die Bürgerbewe-
gung hat sich zum Teil auf zivilgesellschaftliche Aktivitäten, z. B. die Runden Tische 
begrenzt bzw. fokussiert.

Die Fokussierung auf Bürgerbeteiligung wurde hinlänglich durch das Wahler-
gebnis der ersten freien Volkskammerwahl im März 1990 abgestraft. Ich hatte damals 
als Wahlkampfleiter ein Ergebnis von 2,9 % mit zu verantworten für das Bündnis 90, 
damals Bündnis aus Neuem Forum, Initiative Frieden und Menschenrechte und 
Demokratie Jetzt, präsentiert mit unterschiedlich gestalteten Plakaten, aber einem 
einheitlichen formalen Auftritt und dem Untersatz „Bürger für Bürger“. Man kann 
nüchtern sagen, das Volk hat dafür gesorgt, dass wir zivilgesellschaftlich die Perspek-
tive nicht verloren haben. Der 9. Oktober bedeutet nun in mehrfacher Hinsicht eine 
Zäsur. Als Polizeipfarrer, der Einblicke in die realen Lagen, z. B. der Abschiebungs-
praxis von Flüchtlingen hat, kenne ich auch diejenigen, die die Verantwortung für 
den Einsatz am 9. Oktober in Leipzig hatten. Es ist Oberst Straßenburg gewesen, 
der 18:04 Uhr allein entschieden hat, dass der Demonstrationszug nicht wie vorge-
sehen vor dem Hauptbahnhof nach rechts in die Eisenbahnstraße und damit vom 
Leipziger Ring abgetrieben und aufgelöst wird. Allein aufgrund der großen Teilneh-
merzahl konnte diese Montagsdemonstration durchlaufen, d. h. um den ganzen 
Innenstadtring. Oberst Straßenburg gehörte zu den realistischen Parteimitglieder-
polizisten. Dafür war Leipzig intern auch bekannt, für die Kritik- und Meckerkultur 

9  ebenda, S.60f.
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oder jedenfalls Auseinandersetzungen, die es innerhalb der Polizei gab. Oberst 
Straßenburg war gerade neu eingesetzt worden. Heute sagen mir verantwortliche 
Polizisten im Freistaat Sachsen, die damals Dienst taten – und weil sie „fünfmal 
gegauckt“ wurden, wie sie das nennen, also nicht mit der Stasi zusammengearbeitet 
haben – sie seien alle in einem sicher, wenn Straßenburg nicht gewesen wäre, wäre 
es zu einem Blutbad gekommen. Allerdings konnte er nur handeln in Rücksprache 
mit der Bezirkseinsatzleitung (Vorsitz 1. Sekretär der SED-Bezirksleitung). Was will 
ich damit sagen? Die Bürgerbewegung hat der Volksbewegung auf der Straße vieles 
zu verdanken. Ich glaube, die Bürgerbewegung hat der Volksbewegung mehr zu 
verdanken als die Volksbewegung der Bürgerbewegung.
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HANS-JÜRGEN FISCHBECK

Eine solidarische Gesellschaft als Ziel 
der Bürgerbewegung

In der Einführung zu unserem Gespräch über die sozialethischen Positionen von 
Demokratie Jetzt wurde ich auf einen Satz aus meinem „Zeugnis der Betroffenheit“ 
zu Beginn der Ökumenischen Versammlung 1988 in Dresden angesprochen, in dem 
ich gesagt hatte, „wir brauchen eine annehmbare sozialistische Alternative.“

Stephan Bickhardt hat ja von dem Abend des 12. September 1989 berichtet, 
als wir den Gründungsauruf und die Thesen zur demokratischen Umgestaltung 
der DDR beschlossen haben, und dabei auf diese Frage zu sprechen kamen. Wir 
waren uns einig, dass das Wort ‚Sozialismus‘ unbrauchbar geworden ist, weil es nur 
Missverständnisse auslösen und uns falsche „Freunde“ einbringen würde. Das, was 
wir gemeinsam als unser Ziel sagen wollten, aber brachte das Wort ‚solidarische 
Gesellschaft‘ zum Ausdruck. 

Dieses Ziel, so schloss ich daran an, ist durch die friedliche Revolution nicht 
erreicht worden, im Gegenteil, es ist sogar zu einer Entsolidarisierung der Gesell-
schaft gekommen, wie ich aus vielen Gesprächen weiß. Erst kürzlich bestätigten mir 
Frauen, Kundinnen der „Berliner Tafel“, übereinstimmend: Solidarität? – die gibt es 
nicht mehr, nicht einmal unter uns die wir vom gleichen Schicksal betroffen sind: 
Einer misstraut dem anderen. 

Die Entsolidarisierung der Gesellschaft ist ja die unausweichliche Folge einer 
unsolidarischen Ökonomie, an der auch sozialstaatliche Regulierung im Kern 
nichts ändert. Aber die (staats-)sozialistische Alternative des von uns bekämpften 
SED-Staates war ja ökonomisch krachend gescheitert. Also – so der allgemeine 
Konsens – gäbe es zur Marktwirtschaft keine Alternative, wobei aber Marktwirtschaft 
und Kapitalismus stillschweigend identifiziert wurden, wohl auch um das ebenfalls 
verpönte Wort „Kapitalismus“ tunlichst zu vermeiden. 

In der Ökumenischen Versammlung 1988-1989, dieser ideellen Wegbereitung 
der friedlichen Revolution in der DDR, gab es einen Konsens, der besagte, dass die 
großen Menschheitsziele – Gerechtigkeit, Frieden und die Bewahrung der Schöp-
fung  – weder  im Staats-Sozialismus des Ostens noch durch die kapitalistische 
Marktwirtschaft des Westens erreicht werden könnten, dass also für das Überleben 
der Menschheit eine Alternative zu beiden gefunden werden müsse. Dass dies 
durch die sog. Wende nicht einmal im Ansatz erreicht wurde, war für uns eine große 
Enttäuschung.

Somit bleibt die „solidarische Gesellschaft“ ein ganz wesentliches Ziel zivilge-
sellschaftlicher Arbeit heute. Die von mir mit gegründete „Akademie Solidarische 
Ökonomie“ stellt sich im Anschluss an den Gründungsaufruf von Demokratie Jetzt 
erneut dieses Ziel. Sie will der lähmenden These entgegentreten, zur herrschenden 
kapitalistischen Form der Marktwirtschaft  gäbe es keine Alternative, indem sie ein 
Konzept solidarischer Marktwirtschaft entwickelt. Dabei wissen wir, dass eine solida-
rische Gesellschaft nicht „von oben“ organisiert werden kann. Sie muss und wird aus 
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zivilgesellschaftlichen Initiativen „von unten“ entstehen, wenn die Zeit dafür reif ist, 
wenn der „Kairos“ dafür da ist so wie er im Herbst 89 für die friedliche Revolution da 
war.

Ein bedeutsames Ereignis auf diesem Wege war im Mai 2014 die Ökumenische 
Versammlung in Mainz, die unter dem Titel „Zukunft, die wir meinen – Leben statt 
Zerstörung“ stattfand und das Motto aus der Bergpredigt Jesu trug: „Ihr könnt nicht 
Gott dienen und dem Mammon.“ In der in einem eindrucksvollen Konsens-Prozess 
erarbeiteten Botschaft wird festgestellt, dass die zeitgemäße Übersetzung des bibli-
schen Wortes Mammon ‚Kapital‘ heißt, und es wird aufgerufen zu einer Strategie-
konferenz der Initiativen und Bewegungen, die sich gemeinsam für eine zukunfts-
fähige Entwicklung unserer Welt zu Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der 
Schöpfung einsetzen wollen. Vielleicht und hoffentlich entwickelt sich – und dafür 
wollen wir arbeiten – aus der zunehmenden gesellschaftlichen Beunruhigung über 
die krisenhafte Entwicklung unserer Zivilisation eine neue Bürgerbewegung hin zu 
einer solidarischen Weltgesellschaft, in der Gerechtigkeit, Frieden und die Bewah-
rung der Schöpfung wirklich erreicht werden können.

Peter Skyba



27

A
uf
br
üc
he
 d
er
 Z
iv
ilg
es
el
ls
ch
af
t.
 W
eg
e,
 P
os
it
io
ne
n 
un
d 
W
ir
ku
ng
en
 d
er
 D
D
R
-B
ür
ge
rb
ew

eg
un
ge
n 
19
87
-2
01
4

Pe
te
r 
Sk
yb
a:
 U
llm

an
n

PETER SKYBA

Demokratie Jetzt und Wolfgang 
Ullmann

Die Friedliche Revolution reichte in ihrer Bedeutung für Wolfgang Ullmann weit 
über ihren entscheidenden Beitrag zum Sturz des SED-Regimes in der DDR  hinaus. 
Er interpretierte sie als einen Kulminationspunkt der demokratischen Bewegung 
in Deutschland, als einen historischen Moment, in dem die Gesellschaft das Heft 
politischen Handelns selbst in die Hand nahm und es auch nach der Niederringung 
der Parteidiktatur zunächst nicht aus der Hand gab. In seiner Deutung befand sich 
die Zivilgesellschaft selbstermächtigt im Aufbruch zur verantwortlichen Gestaltung 
des Gemeinwesens. In einem sehr eng begrenzten Zeitabschnitt setzte die Bürgerbe-
wegung in Kooperation mit weiteren Teilen der Gesellschaft eigene Themen auf die 
Agenda und erprobte mit eigenen Organisations- und Kommunikationsstrukturen 
Formen politischen Handelns, denen Ullmann Modellcharakter für die Öffnung 
politischer Willensbildung und Entscheidungsfindung und für die Weiterentwick-
lung parlamentarischer Demokratie im 21. Jahrhundert zuschrieb.

Seine eigene Beteiligung an der Friedlichen Revolution innerhalb von  
„Demokratie Jetzt“ und seine politische Arbeit als Vertreter von „Demokratie Jetzt“ 
und später von „Bündnis 90“ in Gremien, Körperschaften und in der Öffentlich-
keit sah er im Rückblick als wichtigste und ihn persönlich befriedigendste Phase 
seines gesellschaftlichen und politischen Engagements, das von West-Berlin zur Zeit 
der Blockade über viele Stationen in Ost und West bis ins Parlament des geeinten 
Europas von Maastricht reichte.

Dieser Beitrag zielt auf eine doppelte Ortsbestimmung: Er verortet Wolfgang 
Ullmann als Akteur in „Demokratie Jetzt“ und „Bündnis 90“ und er verortet einige 
seiner Tätigkeitsschwerpunkte in der Bürgerbewegung im Kontext von Ullmanns 
politischer Arbeit in Diktatur, Friedlicher Revolution und Demokratie. 

I.

Wolfgang Ullmann ist in der Erinnerung vieler Ostdeutscher bis heute eines der 
Gesichter der Bürgerbewegung, ja der Friedlichen Revolution. Zumindest ein 
großer Teil der vor 1970 Geborenen verbindet die Ereignisse ab Herbst 1989 auch 
mit seinem Namen oder mit seinem Bild. Intern galten er und Konrad Weiß als die 
„Medienprominenten“ von „Demokratie Jetzt“ und von „Bündnis 90“, was nun 
keineswegs despektierlich gemeint war, sondern auf seine Rolle als Vertreter der 
Bewegung in Gremien und Verhandlungen und auf seine häufige und wirkungs-
volle Präsenz in Medien und Öffentlichkeit anspielte – eine Aufgabe, die ihm organi-
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sationsintern auch immer wieder gern angetragen wurde und die er ebenso gern 
übernahm.1 Mit diesen Funktionen im Scheinwerferlicht der Öffentlichkeit wuchs 
Ullmanns Autorität, ja sein Nimbus, als Bürgerrechtler in der Friedlichen Revolu-
tion und kurze Zeit später im deutschen Einigungsprozess auch als Verteidiger der 
Belange der Ostdeutschen und als Mahner für die Weiterentwicklung der repräsen-
tativen Demokratie im vereinten Deutschland

Zuweilen entstand aus der öffentlichen Sichtbarkeit Ullmanns und seiner ebenso 
eloquenten und nachdrücklichen Vertretung politischer Anliegen der Eindruck, 
er sei quasi die dominierende Figur von „Demokratie Jetzt“, oder zumindest einer 
der maßgeblichen Initiatoren und Motoren. Ein genauer Blick auf die Entstehung 
und Aktivitäten der Bewegung differenziert aber dieses Bild. Denn Ullmann hatte 
mit dem Schritt zum Engagement in einer oppositionellen Gruppe lange gezögert. 
Seit den 1950er Jahren hatte er in Leserbriefen, Wortmeldungen bei politischen 
Versammlungen und in Diskussionen mit Staatsfunktionären den Verhältnissen 
im SED-Staat seine Vorstellungen von parlamentarischer Demokratie und Bürger-
rechten entgegengesetzt. Allenfalls in kleinem Kreis hatte er sich auf gemeinsame 
politische Positionsmeldungen verständigt, so beispielsweise mit zwei Kollegen 
des Katechetischen Oberseminars in Naumburg 1968 im Vorfeld der Verfassungsre-
form der DDR auf einen Katalog mit unmissverständlichen Forderungen nach einer 
Garantie bürgerlicher Freiheiten. Nach dem Freitod von Oskar Brüsewitz protestierte 
er 1976 individuell gegen die Diffamierungskampagne in staatsoffiziellen Medien, 
und als auch er scharfen Protest gegen die Ausbürgerung Wolf Biermanns einlegte, 
zeichneten lediglich zwei Menschen aus seinem näheren Umfeld den entspre-
chenden Brief mit.

Die Entstehung stabiler bürgerrechtlicher Gruppen war ein Prozess, der in der 
DDR in den 1980er Jahren Fahrt aufnahm. Wolfgang Ullmann zögerte zunächst mit 
dem Schritt zur Arbeit im Gruppenzusammenhang, nicht zuletzt aus Rücksicht 
auf das Sprachenkonvikt mit seiner in der DDR ungesicherten Rechtsstellung, das 
bei einer exponierten oppositionellen Aktivität eines seiner Dozenten absehbar in 
Mithaftung genommen werden würde. Eine erste Zwischenstufe war 1985 seine 
Mitzeichnung der „Initiative für Blockfreiheit in Europa“. Stephan Bickhardt hatte 
ihn ins Boot geholt, er überzeugte Ullmann später auch davon, politische Mandate 
für „Demokratie Jetzt“ zu übernehmen. Der Impuls aus Kreisen seiner Schüler war 
es schließlich auch, die den Dozenten für Kirchengeschichte zunächst an die „Initi-
ative Absage an Praxis und Prinzip der Abgrenzung“. heranführte. Der Theologe 
unterstützte ausdrücklich den nach intensiven Diskussionen entstandenen und von 
Hans-Jürgen Fischbeck in die Synode der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg 
eingebrachte Absage-Antrag.

Ohne herausgehobene Rolle unterstütze Ullmann in der Folge die Arbeit der 
Initiative nicht zuletzt mit Beiträgen für die „Aufrisse“ und wurde auf diesem Weg 
Teil der Initiativgruppe von „Demokratie Jetzt“, die am 12. September 1989 in der 
Wohnung von Michael Bartoszek den wesentlich von Hans-Jürgen Fischbeck formu-

1 Vgl. z.B. Protokoll der Sitzung des Sprecherrats von „Demokratie Jetzt“ , 6.8.1990, Archiv Grünes 
Gedächtnis,  B.V.2, Nr. 10. Zur Geschichte von „Demokratie Jetzt“ grundlegend: Gerhard Weigt, 
Demokratie Jetzt. Der schwierige Weg zu deutschen Einheit. Ein Zeitzeuge berichtet, Leipzig 
2015.
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lierten „Aufruf zur Einmischung in eigener Sache“ abschließend redigierte und 
unterzeichnete. Bis dahin keineswegs entschlossen, sich in ganzem Umfang, das 
heißt auch zu Lasten seiner wissenschaftlichen Arbeit als Theologe und Kirchen-
historiker, politisch zu engagieren, führte die Dynamik der Friedlichen Revolu-
tion Ullmann in die Rolle des Vollzeitrevolutionärs, und er nahm diese Aufgabe 
gern an. Im Rückblick verortete er den Beginn seines Wegs zum Revolutionär und 
Politiker, der entgegen seiner Planung zum point of no return werden sollte, in der 
Gethsemanekirche am 9. Oktober 1989. Auf Bitte der Kontaktgruppe war er in der 
angespannten und unsicheren Situation nach dem vorangegangenen brutalen 
Vorgehen der Sicherheitskräfte gegen Demonstranten in die mit Oppositionellen 
überfüllte Kirche gekommen. In seiner Ansprache kombinierte er in einer für ihn 
absolut außergewöhnlichen Weise politische Richtungsbestimmung in der Revolu-
tion mit Gebet und Segen. Durch die Resonanz der aufgewühlten Zuhörer sah er sich 
zum öffentlichen Engagement ermutigt, ja in gewisser Weise in die Verantwortung 
zur politischen Gestaltung gestellt.2

In der ungeheuren Dynamik des Aufbruchs, in der politische Beschlüsse und 
Zielbestimmungen oft eine Halbwertszeit von nur wenigen Tagen, manchmal 
sogar nur Stunden hatten und der die Akteure vor extreme Herausforderungen 
stellte, gewann Ullmann als Repräsentant von „Demokratie Jetzt“ eine wichtige 
Rolle. Er vertrat – keineswegs allein, sondern gemeinsam mit anderen – die Bürger-
bewegung nach außen, d.h. zunehmend in den Medien und in zahllosen Gesprä-
chen unter anderem mit anderen Bürgerrechtsgruppen und mit Kirchenvertre-
tern, in denen in völlig unübersichtlicher Situation nach Ideen und Strategien für 
das weitere Vorgehen gesucht wurde.  Gestützt auf vielfältige Kontakte in Ost und 
West, mit politischer Erfahrung, Kreativität, ebenso überzeugendem wie diploma-
tischem Auftreten und Verhandlungsgeschick wurde er schnell zu einem gesuchten 
Ansprechpartner, dessen Gesicht sich in der öffentlichen Wahrnehmung einprägte. 
Die Live-Übertragungen der Verhandlungen des Zentralen Runden Tisches im 
Fernsehen, an denen er sich sehr aktiv beteiligte, steigerten seine Popularität 
weiter und entkoppelten sie teilweise von „Demokratie Jetzt“, der Gruppe, für 
die er am Tisch saß. Ullmann galt und gilt bis heute vielen, die diese Sendungen 
damals verfolgten, als das vertrauenswürdige Gesicht der DDR-Bürgerbewegung 
schlechthin.

Innerhalb der Bewegung „Demokratie Jetzt“ hatte Ullmann aber keines-
wegs die dominante Position, wie sie vielfach von außen vermutet wurde. In der 
Bewegung selbst bestand in vielen Fragen durchaus Meinungspluralität, wurden 
gemeinsame Positionen oft diskursiv erarbeitet. Gleichwohl war es eine Stärke 
der Bewegung, dass ihre Exponenten eigene Arbeitsschwerpunkte setzten. 
Zusammen mit Ludwig Mehlhorn und einigen seiner Schüler am Sprachen-
konvikt betonte Ullmann beispielsweise durch das intensive Engagement für 
die Einrichtung der Stiftung Kreisau/Fundacja Krzyowa mit der Aktualisierung 
politischer Konzepte des Kreisauer Widerstandkreises die grenzüberschreitende, 
ja die europäische Dimension der Bürgerbewegung im Aufbruch. Die öffent-

2 Wolfgang Ullmann, Die Vertreibung aus dem Paradies – autobiographische Notizen, in: Wolfram 
Bürger und Michael Weichenhan (Hg.): Wolfgang Ullmann: Demokratie – jetzt oder nie! Perspek-
tiven der Gerechtigkeit, München 1990, S. 57 – 73, bes. S. 71 – 73.
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lichen Äußerungen der einzelnen Mitglieder zu vielen Themen repräsentierten 
ein großes Meinungsspektrum, und zu manchen Fragen, wie etwa der nach dem 
Ob? und Wie? einer deutsch-deutschen Vereinigung, waren zeitweise durchaus 
auch kontroverse Positionen zu erkennen. Dass sich Ullmann zusammen mit 
anderen Bürgerrechtlern ins letzte Kabinett der demokratisch nicht legitimierten 
Regierung von Hans Modrow holen ließ, fand in „Demokratie Jetzt“ ein geteiltes 
Echo. Erheblichen Einfluss auf die Entwicklung nahm er, als sich ab dem Jahres-
ende 1989 immer mehr die Frage in den Vordergrund schob, in welcher Form 
die Bürgerbewegung künftig politisch arbeiten sollte. Er war einer der Prota-
gonisten des Wegs von „Demokratie Jetzt“ und „Bündnis 90“ ins Parteiensy-
stem der Bundesrepublik, ein Weg, der nach Auffassung mancher Mitstreiter 
wegführte von Gründungsideen der Bürgerbewegung und hinführte in proble-
matische Nähe zu einer von Machtinteressen überformten Parteiendemokratie. 
Darin aber eine zunehmende politische Entfremdung von Ullmann einerseits und 
den Gründern und den Gründungsideen von „Demokratie Jetzt“ anderseits zu 
sehen, wäre sicher eine Fehlinterpretation. Vielmehr kam hier zum Tragen, dass 
nach der Friedlichen Revolution, in der unterschiedliche politische Weltsichten und 
Programme hinter das gemeinsame Ziel des Sturzes der Diktatur zurückgetreten 
waren, die individuellen politischen Agenden wieder in den Vordergrund rückten 
und zu dem breiten Spektrum im Engagement der Gründer führten. Der indivi-
duelle Einsatz in der Bundesrepublik und dessen Schwerpunkt – ob in Politik oder 

Podium bei der Veranstaltung von Demokratie Jetzt in der Berliner Gethsemanekirche am 
27. Oktober 1989. Das Foto wurde aufgenommen im Zuge der Überwachung der Veranstaltung durch 
das Ministerium für Staatssicherheit. Von links nach rechts Ulrike Poppe, Stephan Bickhardt, Michael 
Bartoszek und Wolfgang Ullmann, der der Versammlung einen Aufruf der Bürgerbewegung zu einem 
Volksentscheid für demokratische Willensbildung anstelle des Führungsanspruchs der SED vorstellte.
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politisch-historischer Bildung, in Bürgerinitiativen oder wirtschaftspolitischen 
Reformprojekten – knüpfte  dabei vielfach an die Problemsichten des Einzelnen 
aus der Zeit in der DDR vor der Friedlichen Revolution an. Die gebündelte Pluralität 
von Kompetenzen und Arbeitsfeldern hatte in der Friedlichen Revolution wesent-
lichen Anteil an der Vitalität der Bürgerbewegung; im Pluralismus der Bundesrepu-
blik fächerten sich Tätigkeitsschwerpunkte und Problemsichten der Bürgerrechtler 
wohl fast zwangsläufig wieder auf.

Die Knotenfunktion der Bürgerbewegung in der Friedlichen Revolution wird 
besonders deutlich beim Blick über große Zeitabschnitte. Im Folgenden soll an 
zwei Längsschnitten zu zentralen Themen in Ullmanns politischem Engagement 
dem Verhältnis von Kontinuität über System- und Epochengrenzen hinweg und 
der brisanten Verdichtung im virulenten, aber historisch kurzen Zeitabschnitt des 
Aufbruchs von 1989 nachgegangen werden. Das etwas grobe Raster ist dabei der 
erforderlichen Kürze geschuldet.

II.

Die pseudodemokratischen Wahlinszenierungen in der DDR waren für Ullmann 
gleichsam ein rotes Tuch. Als junger Pfarrer hatte er 1958 bei der Volkskammerwahl 
alle Illusionen über ihren Charakter verloren: „Ich bin zur Wahl gegangen, fand das 
Wahlverfahren absolut unannehmbar und bin dann zur Auszählung gegangen, 
um die Auszählung zu beobachten – das war ja die Rechtfertigung dafür, daß 
dieses Wahlverfahren demokratisch sei –, und merkte, ich war der einzige, der dort 
erschien. Es war eine etwas seltsame Situation, daß dort der Pfarrer stand in diesem 
Wahllokal und die Dorfleute da vom Wahlkomitee mich bitterböse betrachteten, daß 
ich es überhaupt wagte, dort hinzukommen. Dann war mir klar, an so einer Wahl 
nimmst du nie wieder teil, was ich auch getan habe. Ich habe dann mehrfach an 
Kommunalwahlen teilgenommen, indem ich in die Wahlkabinen hineingegangen 
bin und dort mit Nein gestimmt habe, um zu demonstrieren, daß ich mich nicht 
vom politischen Leben abzumelden gedenke.“ 3

Als Pfarrer und als Dozent an einer kirchlichen Studieneinrichtung stand 
Ullmann wiederkehrend unter dem massiven Druck staatlicher Funktionäre, bei 
den diversen Wahlen seine Stimme abzugeben, ein Druck, der nicht selten auch die 
Grenze zur Nötigung überschritt. Er widerstand diesem Druck nicht nur, weil er das 
Wahlverfahren für eine Verhöhnung der Bürger als dem eigentlichen Souverän hielt, 
sondern auch, weil die Wahlen stets als plebiszitäre Zustimmung zu den jeweils 
aktuellen politischen Schwerpunkten des SED-Regimes inszeniert waren. Seine 
Weigerung führte in Einzelfällen zur Eskalation. Als die Kommunalwahl nach dem 
Mauerbau als Votum für rasche Aufrüstung und die Einführung der Wehrpflicht in 
der DDR präsentiert wurde, drohte der überzeugte Kriegsgegner und Antimilitarist 
Ullmann damit, seine grundsätzliche Ablehnung der Kriegsvorbereitungen öffent-
lich zu machen. Daraufhin veranstalteten die örtlichen Funktionäre von Staat und 
Partei ein als Einwohnerversammlung camoufliertes Scherbengericht, das den 

3 Bernhard Maleck, Wolfgang Ullmann: „Ich werde nicht schweigen“. Gespräche mit Wolfgang 
Ullmann; Berlin 1991, S. 23.
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Pfarrer als Militaristen symbolisch verurteilen sollte. Der Versuch, ihn damit aus 
Pfarrstelle und Dorf zu vertreiben, blieb aber trotz einer mit aggressiv-anklagenden 
Flugblättern gezielt angeheizten Pogromstimmung wegen des hohen Ansehens 
Ullmanns in der Dorfgesellschaft erfolglos.

Als sich die Initiative Absage 1988/89 mit anderen daran machte, die Farce der 
Kommunalwahl zu entlarven und Wahlmanipulationen zu dokumentieren, war 
Ullmann mit ganzem Herzen bei der Sache, auch wenn er nicht mit kurzfristigen 
Erfolgen und politischer Wirkung der Arbeit in absehbarer Zeit rechnete. Die Aktionen 
zur Kommunalwahl markierten einen wichtigen Schritt der Initiative Absage hin zum 
politischen Handeln in der Gesellschaft, und es fällt auf, dass sich gerade der Theologe 
Ullmann umso stärker engagierte, je weiter die Aktivitäten über den Kirchenraum 
hinaus in die Gesellschaft griffen und je deutlicher sie politischen Charakter erhielten. 
Ging es bei der Aufdeckung der Kommunalwahlfälschungen noch um die Geltung 
der Prinzipien allgemeiner, freier gleicher und geheimer Wahl als einem der Grund-
pfeiler repräsentativer Demokratie, so erweiterte die Bürgerbewegung in der begin-
nenden Friedlichen Revolution den Zielhorizont. Im Mai 1989 schlug die Initiative 
Absage zusammen mit Kreisen der Berliner Bartholomäus-Gemeinde in einem 
innerkirchlichen Papier „autorisierte Gesprächsrunden“ als Raum für  einen gesell-
schaftlichen „Dialog“ über die „demokratische Umgestaltung“ in der DDR vor.4 
Für Ullmann gewannen diskursive Formen gesellschaftlicher Verständigung und 
Willensbildung – als Runde Tische bald ein zentraler Ort der Friedlichen Revolution 
– zusätzliche Relevanz, weil in seiner Interpretation, wie oben erwähnt, das Volk mit 
dem gewaltfreien Aufstand die ihm als Souverän zustehende Aufgabe eigenständiger 
Gestaltung des Gemeinwesens angenommen hatte. Dem suchte er konzeptionell 
Rechnung zu tragen, indem er die „Parteiendemokratie“ westlicher Prägung, das 
Modell parteienbasierter repräsentativer Demokratie mit anderen Formen gesell-
schaftlicher Verständigung und Partizipation sowie Elementen direkter Demokratie 
ergänzte. Vor diesem Hintergrund wird Ullmanns großes Engagement am Runden 
Tisch ebenso verständlich wie der Modellcharakter, den er unabhängig von 1989/90 
dem „Runden Tisch“ als Institution gesellschaftlicher Selbstorganisation zuwies.5 

Sowohl in eher politikwissenschaftlichen Modellen wie auch in seinen politischen 
Initiativen in der Friedlichen Revolution und im Einigungsprozess konzipierte er 
gesellschaftliche Interessenvertretung und Willensbildung als Dreiklang aus reprä-
sentativer Demokratie, institutionalisierten Foren diskursiver Verständigung  und 
plebiszitären Elementen.

Mit dieser Zieldefinition vertrat Ullmann in manchen Richtungsentscheidungen 
von „Demokratie Jetzt“ eine durchaus pragmatische Position. Im Vorfeld der Volks-
kammerwahl von 1990 stand die Bürgerbewegung vor der Frage, ob man sich auch 
in Zukunft als Bürgerbewegung oder Bürgerinitiative neben dem entstehenden 
Parteiensystem engagieren oder ob, und gegebenenfalls wie, sich „Demokratie Jetzt“ 
an Wahlen beteiligen sollte. Die letzte Option verhieß immerhin die Chance auf 
Einfluss und Gestaltungsspielraum im entstehenden politischen System, auch wenn 
deren Reichweite kaum einzuschätzen war. Obwohl Ullmann trotz aller Wertschät-

4 Abgedruckt bei Weigt, Demokratie Jetzt (wie Fn 1), S. 449 – 452.
5  Vgl. Wolfgang Ullmann, Zukunft Aufklärung. Eine Bestandsaufnahme nach dem Ende der 

Utopien, Berlin 1995, besonders S. 241 – 245.
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zung des repräsentativen Systems die Parteiendemokratie ohne zusätzliche Formen 
gesellschaftlicher Willensbildung als defizitäre Form gesellschaftlicher Repräsenta-
tion bewertete, hielt er eine Präsenz in den Parlamenten für unabdingbar. Er befürch-
tete, die Bürgerbewegung werde andernfalls an den Rand gedrängt und jeder Gestal-
tungsmöglichkeit beraubt. Daher warb er vehement und mit Erfolg für die Vereini-
gung von „Demokratie Jetzt“ mit anderen Bürgerbewegungen zu „Bündnis 90“, für 
die Teilnahme an Wahlen und schließlich auch für die Fusion von „Bündnis 90“ und 
den Grünen, die „Bündnis 90/ Die Grünen“ als Partei Präsenz im Bundestag sicherte. 
Parallel aber setzte er sich in verschiedenen Arbeitszusammenhängen sehr intensiv 
dafür ein, Elemente direkter bzw. plebiszitärer Demokratie sowie Foren diskursiver 
Verständigung gesellschaftlicher Gruppen aufzuwerten und institutionell zu veran-
kern. Hier ist nicht der Platz, diese vielfältigen Projekte im einzelnen nachzuzei-
chnen, bei denen Ullmann in der Regel mit Menschen aus der Bürgerbewegung, aus 
Initiativen und auch Parteien kooperierte oder die er auch für Bündnis 90 vortrug. 
Stellvertretend soll hier wegen der praktischen Relevanz und der symbolischen 
Ausstrahlung nur die Initiative für eine neue Verfassung für das vereinte Deutsch-
land genannt werden. Der von großen Teilen der ostdeutschen Bürgerbewegung und 
von westdeutschen parlamentarischen und außerparlamentarischen Kräften unter-
stützte Verfassungsentwurf sollte in einer Volksabstimmung legitimiert werden – für 
Ullmann das selbstverständliche Recht des Souveräns.

III.

Der Verfassungsentwurf des Runden Tischs, an dem für „Demokratie Jetzt“ auch 
Gerhard Weigt mitgewirkt hat, war für Ullmann eines der wichtigsten Projekte in der 
Friedlichen Revolution. In seiner Interpretation hatte hier der Souverän, die ostdeut-
sche Gesellschaft im Aufbruch, ihre Essentials künftiger staatlicher Ordnung nieder-
gelegt. Sein nachdrückliches Eintreten für den Entwurf des Runden Tischs resultierte 
keineswegs allein aus der historischen Ausnahmesituation 1989/1990; sie stand 
vielmehr im Zentrum seiner jahrzehntelangen aktiven Beschäftigung mit Verfas-
sungsfragen, die in der DDR begonnen hatte und die bis ins vereinte Europa reichte.

Bereits 1968 hatte Ullmann sich unmissverständlich zu Wort gemeldet, als die 
Staatsführung der DDR die Verfassung aus dem Jahr 1949 durch eine neue Fassung 
ersetzen wollte, die unter anderem die führende Rolle der SED fixierte, die deutsche 
Teilung vertiefte und in der Grundrechte wie das Recht auf freie Meinungsäußerung 
oder die Freiheit der Religionsausübung unscharf formuliert waren. Zusammen mit 
zwei Naumburger Kollegen, Dr. Wolfgang Schenk, Dozent für Neues Testament, und 
Dr. Harald Schultze, Dozent für Systematische Theologie, erarbeitete er daraufhin 
ein umfangreiches Positionspapier und schickte es Ende März 1968 an die offizielle 
Verfassungskommission. Die Theologen ließen keine Zweifel an der weltanschau-
lichen Differenz zur Staatspartei aufkommen und übten implizit Fundamental-
kritik an deren Herrschaftspraxis. Kernforderung war die unzweideutige Aufnahme 
von Grundrechtgarantien in die Verfassung. Die Autoren beriefen sich dabei  auf 
die „Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte“ der Vereinten Nationen vom 
Dezember 1948 und damit auf ein Bezugssystem außerhalb der marxistisch-leninis-
tischen Ideologie, das von offizieller Seit nicht als vermeintlich „westlich-bürger-
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liches“ Denken diffamiert werden konnte.6 Dass die UN-Menschenrechtserklärung 
quasi zur Konstante in Ullmanns verfassungsrechtlichen Texten und auch in vielen 
politischen Äußerungen wurde, unterstreicht die zentrale Bedeutung, die er den 
garantierten Grundrechten der Bürger im Verhältnis zur Staatsgewalt zumaß.

Von den Vorschlägen aus dem Jahr 1968 lässt sich eine Linie ziehen zu Ullmanns 
Einsatz für den Verfassungsentwurf des Runden Tischs, nicht zuletzt weil es in 
beiden Dokumenten, wenn auch in unterschiedlichen historischen Kontexten, um 
eine Demokratisierung in der DDR ging. Zugleich wies der Entwurf von 1990 über die 
DDR hinaus. Auch wenn die frei gewählte Volkskammer sich den Text nicht zu eigen 
machte, hielt Ullmann die Vorlage für einen wichtigen Markstein auf dem Weg zur 
deutschen Einheit. Der Text des Runden Tischs sah im Vergleich zum westdeutschen 
Grundgesetz größere Partizipationsmöglichkeiten der Bürger neben der Willens-
bildung durch Parteien vor. Er war für Teile der Bürgerbewegung daher gleichsam 
Blaupause für eine Reform des Grundgesetzes im Zuge der deutschen Einigung. 
Obwohl mit der Option für einen Beitritt der Länder der DDR zum Geltungsbereich 
des Grundgesetzes nach § 23 die von Ullmann und vielen anderen Bürgerrecht-
lern vehement vertretene Möglichkeit der Vereinigung nach § 146, also mit einer 
gesamtdeutschen Volksabstimmung über eine gemeinsame Verfassung, verbaut 
war, setzte er sich weiter für eine konstitutionelle Reform in der Bundesrepublik ein. 
Mit zahlreichen Intellektuellen aus Ost und West sowie mehreren Organisationen 
und Initiativen setzte er sich im „Kuratorium für einen demokratisch verfassten 
Bund deutscher Länder“ unter anderem für die Integration von partizipativen und 
plebiszitären Elementen in die parlamentarische Demokratie ein.7 Er beteiligte sich 
an der Ausarbeitung des Verfassungsentwurfs des Kuratoriums, der über die Vorlage 
des Runden Tischs hinausgriff, und an dessen öffentlichkeitswirksamer Präsentation 
in großen Veranstaltungen. Das damit verbundene Ziel einer breiten Verfassungs-
diskussion und der Bildung einer verfassungsgebenden Versammlung blieb aller-
dings unerreicht. Immerhin, der Entwurf war eine Grundlage für Ullmanns Arbeit 
in der Gemeinsamen Verfassungsdiskussion von Bundestag und Bundesrat, die sich 
ab 1992 an eine kleine Revision des Grundgesetztes machte. Für Ullmann, der als 
einziger Bürgerrechtler aus der DDR einen Sitz in der Kommission hatte, wurde 
das Gremium seiner Aufgabe aber in keiner Weise gerecht. Die auch unter Experten 
kontrovers diskutierten Vorschläge aus dem Verfassungsentwurfs des Kuratoriums 
hatten keine Realisierungschance, und Absprachen der Parteien verhinderten jede 
größere Ergänzung des Grundgesetzes. Es war damit genau die Dominanz der 
Parteien, die Parteiendemokratie, die Ullmann und seine Mitstreiter beispielsweise 
durch Elemente plebiszitärer Demokratie aufzubrechen suchten, die die Reformbe-
mühungen abschmetterte. Zutiefst enttäuscht warf Ullmann 1993 das Handtuch.

Der Rückzug aus der Verfassungskommission markierte aber keineswegs das 
Ende von Ullmanns Einsatz für die konstitutionelle Stärkung von Bürgerrechten. 

6  Vgl. Schenk, Schultze, Ullmann an die Kommission zur Ausarbeitung einer sozialistischen 
Verfassung der DDR, 23.3.1968, RHG, WU 303 und Interview mit Prof. Dr. Harald Schultze am 8. 
September 2016.

7  Vgl. Christopher Banditt, Das «Kuratorium für einen demokratisch verfassten Bund deutscher 
Länder» in der Verfassungsdiskussion der Wiedervereinigung, in: Deutschland Archiv, 
16.10.2014, Link: www.bpb.de/193078 [6.1.2016].
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In der letzten Phase seines aktiven Politikerlebens, als Abgeordneter im Europä-
ischen Parlament in den Jahren von 1994 bis 1999, legte er zusammen mit Daniel 
Cohn-Bendit und Edith Müller den Entwurf für eine „Charta der Grundrechte in 
der Europäischen Union“ vor.8 Auch hier standen die Stärkung der Grundrechte 
auf europäischer Ebene und die Aufwertung der Rolle der Bürger in der staatlich 
verfassten Union im Vordergrund; letztlich zielte der Vorschlag darauf, Europa nicht 
primär als Staatenunion, sondern als Union seiner Bürger zu konstituieren.

In der Gegenwart ist in vielen Staaten Europas die Regression solcher 
Konzepte und Selbstdefinitionen und die Renaissance eines Populismus zu 
beobachten, der sich dezidiert und teilweise aggressiv auf nationalstaatliche und 
nationalistische Narrative bezieht. Vor diesem Hintergrund klingt es unerwartet 
aktuell, wie Wolfgang Ullmann 1987 mit Blick auf die damalige bipolare Teilung 
Europas in Ost und West seine Beteiligung an der Initiative Absage begründete:  
„Ich habe die Initiative „Absage an Praxis und Prinzip der Abgrenzung“ unter-
stützt, weil ich die Interpretation der Machtblöcke, in die die beiden deutschen 
Staaten integriert sind mittels antagonistischer politischer Ideologien für reakti-
onär, borniert und schädlich halte. Für borniert halte ich die Praxis der ideolo-
gischen Abgrenzung, weil sie, indem sie das historische Faktum der Zugehörigkeit, 
durch Geburt oder andere geschichtliche Umstände aufbauscht zu einer bewußten, 
politisch-moralischen Entscheidung. Damit wird Heuchelei, Selbstgerechtigkeit, 
Provinzialismus erzeugt und am Leben erhalten. Jeder Versuch, die Tatsache, dass 
man in einem bestimmten Lande wohnt, sich als Tugend anzurechnen, verdient der 
Lächerlichkeit preisgegeben zu werden. Dabei soll keineswegs verkannt werden, 
daß Bürgerstolz und Patriotismus Tugenden sind, die in jedem moralisch gesunden 
Gemeinwesen entstehen. Aber von diesen Tugenden kann nur dort die Rede sein, wo 
sie aus politischer Verantwortung und ihrer praktischen Bewährung entstehen. Die 
bloße ideologische Interpretation ohnehin gegebener Tatbestände ist moralisch wie 
politisch gleich wertlos.“ 9

8 Vgl. Heinrich-Böll-Stiftung, Büro Brüssel (Hg.): Europäische Verfassung, Grundrechte und 
Unionsbürgerschaft. Festschrift für Wolfgang Ullmann, Brüssel 1999, S. 93 – 111.

9  Wolfgang Ullmann, Zum Thema Absage, Niederschrift der Tonbandaufnahme vom 14.7.1987, 
Archiv Bürgerbewegung Leipzig e.V., Bestand Bickhardt, Bl. 140 – 145, zit. Bl. 144f.
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SEBASTIAN TH. RICHTER

Rolle und Selbstverständnis  
der DDR-Opposition 1987-1989.  
Kristallisationskerne der 
Zivilgesellschaft?

Über das politische Selbstverständnis der DDR-Opposition während der 1980er-
Jahre und ihre Rolle im Umbruch 1989/90 ist in den vergangenen fünfundzwanzig 
Jahren viel diskutiert worden. Diese Debatte ist zum einen darauf zurückzuführen, 
dass sich die Ziele der Oppositionellen – neben ihrer übereinstimmenden Ableh-
nung diktatorischer Herrschaft – nicht durchweg auf einen Nenner bringen lassen 
sowie auf das (auch) forschungskonzeptionelle Problem, dass die Selbstzeugnisse 
des politischen Protests mitunter selektiv in seine Beschreibung einbezogen bzw. nur 
unzureichend in ihren Entstehungskontext eingebettet worden sind. Zum anderen 
kommt den an die Opposition im Nachhinein angelegten wissenschaftlichen Leitbe-
griffen und -fragen einige Bedeutung für ihre Wahrnehmung zu. Dies gilt auch für 
die Frage, ob die politisch alternativen Gruppen der späten DDR als „zivilgesell-
schaftliche“ Kristallisationskerne begriffen werden können. Sie operiert mit einem – 
zwischen politischem Leitwert und wissenschaftlichem Analysekonzept oszillie-
renden – Begriff, dessen Mehrwert für das Verständnis vergangener Handlungszu-
sammenhänge, wie etwa der DDR-Opposition, umstritten ist. Im folgenden Beitrag 
geht es um den politischen Protest in der DDR am Ende der 1980er-Jahre. Um die 
Frage nach seinem zivilgesellschaftlichen Charakter zu beantworten, bedarf es 
zunächst der Erörterung, ob und in welcher Weise das Konzept der Zivilgesellschaft 
auf die späte DDR-Opposition Anwendung finden kann. Insbesondere kommt es auf 
eine Konturierung ihres politischen Selbstverständnisses in dieser Phase an, in der  – 
jedenfalls bis Sommer 1989 – eine finale Krise der SED-Herrschaft weder absehbar 
noch in ihrem tatsächlichen Ausgang vorstellbar gewesen ist. Vor dem Hintergrund 
soll die Frage der oppositionellen Binnen- und Außenverhältnisse erörtert werden. 
Sie verweist auf das für zivilgesellschaftliche (Analyse-)Konzepte konstitutive Krite-
rium kommunikativer Interaktion – der Träger von Zivilgesellschaft miteinander als 
auch mit der übrigen Bürgerschaft des politischen Gemeinwesens. 

Zivilgesellschaft und Geschichte

Mit der Radikalität des Transformationsprozesses nach 1989 und dem seither verän-
derten Rahmen für Wirklichkeits- bzw. Vergangenheitsdeutungen gerät der zeitge-
nössische Zielhorizont politisch alternativen Handelns in der DDR zunehmend 
aus dem Fokus. Was als banale Feststellung anmutet, ist für die Beurteilung der 
oppo sitionellen Zusammenschlüsse während der zweiten Hälfte der 1980er-Jahre 
besonders relevant. Für die Jahre vor der ‚Wende‘ misslingt ihre Einordnung gerade 
dann, wenn sie im Lichte der – nur aus nachträglicher Sicht – unmittelbar bevor-

alles gecheckt, fertig
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stehenden Umwälzung in der DDR, des Beitritts zur Bundesrepublik sowie generell 
anhand der nach 1989/90 geltenden Bedingungen des Politischen vorgenommen 
wird. Die an solchen Parametern ausgerichtete Debatte ist selbst von Widersprüchen 
geprägt: je nachdem, ob an Maßstäben des Grundgesetzes oder an Elementen der 
Zivilgesellschaft gemessen, wird der Opposition ihr damaliges politisches Selbstver-
ständnis mal ‚um die Ohren gehauen‘, mal wird ihrer als wichtige Wegbereiterin von 
‚1989‘ lobend gedacht. Darin liegt eine Paradoxie, da die bundesdeutsche politische 
Ordnung selbst als eine Bedingung der Möglichkeit zivilgesellschaftlicher Strukturen 
angesehen wird. 

Als Forschungskonzept hat „Zivilgesellschaft“ erst in den vergangenen zwei 
Jahrzehnten Einzug in die Geistes- und Sozialwissenschaften gehalten.1 Die Verwen-
dung des Begriffs lässt sich meist einer von drei gängigen Dimensionen zuordnen, 
die allerdings nicht trennscharf voneinander zu unterscheiden sind. Häufig wird 
mit Zivilgesellschaft – strukturell – ein von Staat, Markt und Privatsphäre getrennter 
öffentlicher Bereich mit einer hohen Dichte sowohl freiwillig als auch selbstverant-
wortlich gebildeter bürgerschaftlicher Zusammenschlüsse umrissen. Zweitens, wird 
mit Zivilgesellschaft regelmäßig ein Handlungsmodus bzw. habituelles Konzept 
bezeichnet, das auf spezifisch „zivile“ Ziele und Handlungsmittel, vor allem Toleranz, 
Gerechtigkeit, Partizipation und Gewaltlosigkeit, Öffentlichkeit und Kommunika-
tion, in der gesellschaftlichen Interaktion abstellt. In der Geschichtswissenschaft, die 
das Konzept der Zivilgesellschaft in mehrere Forschungsfelder übersetzt,2 spielen 
diese normativen Prämissen eine herausgehobene Rolle. Ein solcher Fokus ermög-
licht etwa, die Inhalte und Träger (zivil-)gesellschaftlichen Denkens und Handelns 
in der Vergangenheit zu identifizieren sowie deren ideelles Rüstzeug epochen-
übergreifend nachzuzeichnen. Sowohl das handlungsorientierte als auch das struk-
turelle Verständnis basieren auf durchweg positiv konnotierten Prämissen, die das 
Konzept der Zivilgesellschaft, drittens, als ein politisches Projekt mit utopischen 
Zügen markieren. Werden beide Ansätze kombiniert und wird Zivilgesellschaft als 
ein auf „zivilen“ Werten basierender sozialer Handlungsraum zwischen Privatem 
und Staat verstanden, dominieren ebenfalls jene Normen, die in einem allgemeinen 
Sinne auf ein beständiges Mehr an „Zivilität“ und Gerechtigkeit, auch auf ein Mehr 
an Demokratie abstellen.3

Die unterschiedlichen Dimensionen des Zivilgesellschaftskonzepts machen 
seine Anwendung auf historische Zusammenhänge nicht einfacher. Einerseits ist 
(nur) der moderne Rechtsstaat dadurch gekennzeichnet, dass er (zivil-)gesellschaft-
liche Räume – nicht jedoch alle darin artikulierten Ideen und Ziele – sowie das Recht, 
sie einzufordern, garantiert, mitunter als ihr Verbündeter agiert. Solche Rahmen-

1 Vgl. den zusammenfassenden Überblick bei Dieter Gosewinkel (2010): Art. „Zivilgeselleschaft“ 
(http://ieg-ego.eu/de/threads/transnationale-bewegungen-und-organisationen/zivilgesell-
schaft/dieter-gosewinkel-zivilgesellschaft?set_language=de; letzter Zugriff 30.11.2014).

2 Dazu zählen die Geschichte des Diskurses über Zivilgesellschaft und der Kontextualisierung 
ihrer Leitwerte, das Verhältnis von Zivilgesellschaft und „bürgerlicher Gesellschaft“, Fragen 
ihrer Demokratieaffinität sowie das Problem ihrer – gewissermaßen selbstwidersprüchlichen – 
Exklusivität. Vgl. Ralph Jessen/Sven Reichardt/Ansgar Klein (Hrsg.) (2004): Zivilgesellschaft als 
Geschichte. Studien zum 19. und 20. Jahrhundert. Wiesbaden, S. 9ff.

3 Vgl. Gosewinkel (2010); Jürgen Kocka (2004): Zivilgesellschaft in historischer Perspektive, in: 
Jessen/Reichardt/Klein (2004), S. 30-42.
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bedingungen vorfindend, zielt die Rede von der Zivilgesellschaft in der heutigen 
(westlichen) Gesellschaft auf die Nutzung oder Ausweitung dieser Freiräume, auf 
öffentliche Kontrolle staatlicher Hoheitsakte sowie generell auf institutionelle 
Ent hierarchisierung.4 Hinsichtlich der politisch-ökonomischen Rahmenbedin-
gungen ist solch ein voraussetzungsvolles Verständnis von Zivilgesellschaft also 
von Realitäten jenseits des auch für oppositionelles Handeln in der DDR konsti-
tutiven diktatorischen Systems im früheren Ostblock geprägt. Andererseits haben 
die ost(mittel-)europäischen Freiheitsbewegungen bei ihrem Versuch, der kommu-
nistischen Herrschaftsordnung vor 1989 eigene Politikansätze entgegenzustellen, 
dem Wortgehalt nach durchaus „zivilgesellschaftliche“ Forderungen aufgestellt. 
In Polen und in der CSSR wurde die „zivile Gesellschaft“ sogar explizit als Politik-
ziel ausgegeben.5 Ob dieser Begriff und seine Leitwerte damals in gleicher Weise 
verstanden wurden, wie sie dann nach 1989 realisiert worden sind, ist damit nicht 
nachgewiesen. In der DDR wiederum wurde das Konzept der Zivilgesellschaft kaum 
explizit thematisiert. Das räumen auch Jene ein, die DDR-Oppositionellen eine 
praktische Orientierung an seinen Werten attestieren.6 Dann allerdings müsste sich 
zeigen lassen, dass die (inner-)oppositionelle Realität zentralen Merkmalen zivil-
gesellschaftlichen Denkens und Handelns, den Prämissen von Partizipation und 
kommunikativer Interaktion etwa, unter den Bedingungen der Repression gerecht 
worden ist bzw. überhaupt gerecht werden konnte. War eine Opposition, die unter 
den Bedingungen von Überwachung und abgeriegelter Öffentlichkeit über Jahre in 
exklusiven Personengruppen agieren musste, überhaupt in der Lage, ein Mehr an 
Öffentlichkeit und gesellschaftlicher Partizipation zu bewirken? 

Eine Antwort darauf kommt nicht ohne Verweise auf die Debatte um das opposi-
tionelle Selbstverständnis im achten Jahrfünft der DDR aus. Gegenüber der SED ein 
Mehr an Demokratie und gesellschaftlichen Freiräumen einzufordern, bedeutete 
Kritik am politischen System. Die Schaffung unabhängiger Strukturen konnte bis 
1989 gerade einmal langfristiges Ziel oppositionellen Handelns sein. Die Chance, die 
DDR nach ihren Vorstellungen zu gestalten, haben Oppositionelle 1989 im Übrigen 
nur kurz – nach Ansicht mancher nachträglicher Betrachter sogar nie – gehabt. 
Schließlich hatte das Nachdenken über den politisch-institutionellen Aufbau einer 
reformierten DDR angesichts der buchstäblich betonierten SED-Herrschaft und des 
Kampfes der Opposition um ein Minimum an autonomen Handlungsmöglichkeiten 
bis Herbst 1989 theoretischen Charakter. Dass derartige Überlegungen seitens der 
Opposition nicht systematisch, in jedem Fall nicht ausreichend angestellt worden 
sind, eignet sich zwar nicht per se als Widerlegung der Annahme, sie sei von zivil-
gesellschaftlichen Ideen inspiriert gewesen. Gleichwohl ist ein strukturelles 

4 Vgl. die Beispiele bei Dieter Rucht: Die konstruktive Funktion von Protesten in und für Zivil-
gesellschaften. In: Jessen/Reichardt/Klein (Hrsg.) (2004), S. 135-152, hier S. 147f., darunter 
„die Konflikte um die zivile Nutzung der Atomenergie in der Bundesrepublik der siebziger und 
achtziger Jahre“ und „die Bürgerrechtsbewegung in den USA der fünfziger und sechziger Jahre“. 
Als aktuelles Beispiel lassen sich Debatten um den Umgang mit personenbezogenen Daten 
durch staatliche Sicherheitsbehörden nennen.

5 Vgl. Karsten Timmer (2000a): Vom Aufbruch zum Umbruch. Die Bürgerbewegung in der DDR 
1989. Göttingen, S. 35-49; Helmut Fehr (2014): Eliten und zivile Gesellschaft. Legitimationskon-
flikte in Ostmitteleuropa. Wiesbaden, S. 65-85.

6 Vgl. Timmer (2000a), S. 49f.
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Verständnis von Zivilgesellschaft wenig geeignet, den Ziel- und Handlungshori-
zont der Opposition zu erfassen. Das gilt noch unabhängig von der Tatsache, dass 
1989/90 erst über Reformen in der DDR und dann über deren raschen Beitritt zur 
Bundesrepublik gänzlich anders entschieden worden ist, als alle Gedankenspiele vor 
1989 vorausahnen konnten. 

Komplizierter ist die Frage zu beantworten, ob der Opposition ein normativ 
besetztes Verständnis von Zivilgesellschaft zugeordnet werden kann, ob sie Formen 
zivilgesellschaftlicher Interaktionsmodi unter diktatorischen Bedingungen vorweg-
genommen hat. Ihre breit dokumentierten7 Forderungen nach Demokratie und 
gesellschaftlicher Partizipation, Öffentlichkeit und Gerechtigkeit scheinen einen 
solchen Schluss nahe zu legen. Ob darin allerdings ein Erkenntniszuwachs über 
das Selbstverständnis der Opposition oder bloß eine Oberflächenspiegelung allge-
mein gehaltener (zivilgesellschaftlicher) Politikprinzipien liegt, kann nicht pauschal 
beantwortet werden, ebenso wie der systembedingte Mangel an garantierten gesell-
schaftlichen Freiräumen in der DDR die Orientierung Oppositioneller an zivilgesell-
schaftlichen Ideen nicht von vornherein ausschließt. Kritiker monieren jedenfalls, 
dass sich die Reichweite von Zivilgesellschaft als Analysekonzept auf das ‚Wieder-
erkennen‘ seiner eigenen Leitideen beschränkt. Während sein potentieller Nutzen 
als heuristisches Hilfsmittel dadurch eventuell verkannt wird, birgt das normative 
Verständnis von Zivilgesellschaft durchaus die Gefahr einer zu geringen Gewich-
tung von Kontextbedingungen bei der Darstellung einer zweifellos undemokra-
tischen und nicht-rechtsstaatlichen Vergangenheit, wenn nicht einer Verkürzung 
historischer Realität.8 Die späte DDR-Opposition, ihre Ziele und ihr damaliger 
Handlungskontext werden darum im Folgenden knapp beleuchtet.

Vorgeschichte und (Selbst-)Einordnung der Opposition

Die 1989 im Rampenlicht stehenden Bürgerrechtsgruppen – auch ihre internen 
Querelen – waren aus der alternativen Gruppen-Szene der 1980er-Jahre hervor-
gegangen. Ihre Anliegen standen kaum mehr in Verbindung mit der politischen 
Gegnerschaft aus der Gründungszeit der DDR, als neben dem Ende des SED-Regimes 
auch das der DDR noch ebenso selbstverständliche wie scheinbar erreichbare Ziele 
gewesen waren. Unter den Bedingungen der seit dem Mauerbau fest etablierten 
SED-Herrschaft und des damit einhergehenden Wandels gesellschaftlicher Struk-
turen in der DDR hatten sich neue Ziele und Mittel des Protests sowie eine neue 
Trägerschaft kritischer Aktivitäten herausgebildet. Detlef Pollacks Hinweis, dass 
„zwischen Idealen, Wünschen und Wertvorstellungen [der Opposition; SR] auf 
der einen Seite und den Realisierungsmöglichkeiten dieser Ideale, Wünsche und 
Wertvorstellungen [auf der anderen Seite] ein enger Zusammenhang“ bestanden 
habe,9 greift diesen Zusammenhang auf; er erklärt auch, warum SED-Gegner in über 

7 Vgl. u. a. Ilko-Sascha Kowalczuk (Hrsg.) (2002a): Freiheit und Öffentlichkeit. Politischer Samisdat 
in der DDR 1985-1989. Berlin.

8 Vgl. zu Eckpunkten der Kritik Gosewinkel (2010).
9 Detlef Pollack (1998): Wie alternativ waren die alternativen Gruppen in der DDR? Bemerkungen 

zu ihrem Verhältnis zu Sozialismus, Demokratie und deutscher Einheit. In: Forschungsjournal 
NSB 11, Heft 1, S. 92-102, S. 92.
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vierzig Jahren kein durchgehend gleiches Demokratie- oder Sozialismusverständnis 
ausgezeichnet hat.

Die Wurzeln der alternativen Gruppen-Szene lagen in kritischen Künstler- und 
Intellektuellenzirkeln, in der Offenen (Jugend-)Arbeit der Kirchen und in den Aktivi-
täten von Wehrdiensttotalverweigerern. Sie reichten bis in die 1970er-Jahre, im Falle 
der „Bausoldaten“ sogar bis in die 1960er-Jahre zurück. Die unmittelbare Vorge-
schichte des Protests der 1980er-Jahre bildete die Arbeit von Friedensgruppen unter 
dem Dach der Kirche seit Ende der 1970er-Jahre.10 Sie waren in Reaktion auf die 
weltweite Aufrüstungsspirale sowie aus Kritik an der erneuten Militarisierung des 
gesellschaftlichen Lebens in der DDR entstanden; letztere manifestierte sich unter 
anderem im Protest gegen die Einführung des Wehrkundeunterrichts. Die Gruppen 
kritisierten die außenpolitische Friedensrhetorik der SED, die sie als unglaubwürdig 
und als Widerspruch zur politischen Realität in der DDR empfanden. Obwohl staat-
liche Behörden gegen die unabhängige Friedensarbeit und ihre Träger vorgingen, 
konnten sie nicht verhindern, dass aus der Gruppenarbeit, aus Friedensseminaren 
und Friedensgebeten landesweite Initiativen, wie der „Soziale Friedensdienst“ und 
„Schwerter zu Pflugscharen“, aber auch der „Berliner Appell“, hervorgingen. Im 
Rahmen der Treffen von „Frieden konkret“ erlangte die Friedensarbeit Netzwerk-
charakter. Harsche Reaktionen des Staates führten immer weniger zum Abebben 
der Aktionen. Eine Folge der Netzwerkbildung war, dass die Mitglieder der Friedens-
bewegung in den halbautonomen Kommunikationsräumen der Kirche Erfahrung 
darin sammelten, sich jenseits der staatlichen Öffentlichkeit – zum Teil im offenen 
Widerspruch zu ihr – zu engagieren. Auch nach dem Scheitern der auf Abrüstungs-
fragen gerichteten Friedensarbeit 1983/84 blieben viele Akteure aktiv. Sie wandten 
sich in ihren Basisgruppen Themen zu, die in Westdeutschland von den „Neuen 
Sozialen Bewegungen“ aufgegriffen wurden, darunter von jenen Strömungen, die 
zur Gründung der Partei „Die Grünen“ führten.

Bei allen Anknüpfungspunkten, die sich zwischen der Bürgerrechtsbewegung 
sowie gegenwärtigen Zielen und Formen von Zivilgesellschaft ergeben können, darf 
nicht in den Hintergrund treten, dass die Opposition der 1980er-Jahre ein beson-
deres Phänomen der DDR gewesen ist. Sie hat sich weniger mit Gesellschaftsent-
würfen, sondern mit den Herrschaftsbedingungen konkret auseinandergesetzt 
und dabei sowohl übereinstimmende als auch gruppenspezifische Forderungen 
entwickelt. Während einige Forscher urteilen, die Opposition habe bis zuletzt an 
einer sozialistischen Utopie festgehalten und den ideologischen Grundlagen der 
SED-Herrschaft (zu sehr) angehangen, ist sie ihr in den Augen anderer lange vor 
1989 als „Demokratiebewegung“ entgegengetreten.11 Für beide Positionen lassen 
sich in den Selbstverständigungspapieren jener Jahre Belege finden. Der Anspruch 
auf Eindeutigkeit oder gar Ausschließlichkeit scheitert in beiden Fällen daran, dass 
sie das Selbstverständnis der Opposition auf keineswegs einheitlich verstandene 

10 Vgl. umfassend Ehrhart Neubert (1997): Geschichte der Opposition in der DDR 1949-1989. 
Bonn, S. 201-323, 335-498. Vgl. zusammenfassend Pollack, Detlef (2000): Politischer Protest. 
Politisch alternative Gruppen in der DDR. Opladen, S. 65-96.

11 Vgl. Pollack (2000), S. 13-22; Sebastian Richter (2007): Norm und Eigensinn. Die Selbstlegitima-
tion politischen Protests in der DDR 1985-1989. Berlin, S. 13ff.
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Schlagworte reduzieren.12 Begriffe, wie Demokratie und Sozialismus, wurden von 
Oppositionellen sehr heterogen ausgelegt und genutzt; ihre Bedeutung muss heute 
für die Gruppen, wenn nicht sogar für deren Mitglieder, immer erst im Einzelnen 
thematisiert werden. Solche Analysen werden finden, dass Oppositionelle wichtige 
Werte pluralistischer Gesellschaften – Rechtsstaatlichkeit, Demokratie und Öffent-
lichkeit – eingefordert haben, mit ihren Forderungen allerdings auf die Existenzbe-
dingungen der DDR fixiert blieben, insbesondere auf ihren Fortbestand als eigen-
ständiger deutscher Staat, der dem sowjetisch beherrschten sozialistischen Lager 
auf unabsehbare Zeit zugehörig sein würde. Daher konnten bzw. wollten sie die 
Bundesrepublik weder in politischer noch in ökonomischer Hinsicht als die bessere 
Alternative ansehen oder ein Aufgehen der DDR im deutschen West-Staat auch nur 
denken.13

Der Streit um Ziele und Selbstverständnis der Opposition ist mit der Frage ihrer 
‚Stärke‘ und mit dem Problem ihrer begrifflichen Einordnung verbunden. Für die 
Jahre vor 1989 ist weder quantitativ von einer breiten Protestbasis auszugehen, noch 
kann von einer organisierten Bewegung die Rede sein. Wie schon das MfS sowie 
Oppositionelle in der DDR selbst, geht die Forschung für diese Zeit von der Existenz 
einiger hundert Basisgruppen im gesamten Land aus, die – nach großzügigen 
Schätzungen – kaum mehr als 6.000 Mitglieder, also nur einen Bruchteil der Bevöl-
kerung umfasst haben.14 Nicht jede (kirchlich angebundene) Basisgruppe inter-
pretierte sich im Übrigen dem eigenen Selbstverständnis und Handeln nach von 
Anfang an als politisch, mochte das MfS jedes gesellschaftliche Autonomiestreben 
jenseits der von Partei und Staat gezogenen Linien – immanent konsequent – auch 
so bewerten. Die alternative Szene der 1980er-Jahre im Nachhinein übergreifend 
als „Opposition“ zu bezeichnen, lässt sich zumindest hinterfragen. Im öffentlichen 
Sprachgebrauch gängig, ist der – im parlamentarischen Politiksystem beheimatete – 
Oppositionsbegriff von manchen Forschern darum verneint, von Anderen auf die 
zweite Hälfte der achtziger Jahre, mitunter auch auf die eigentliche Umbruchphase 
1989/90 beschränkt worden.15 Diese Zurückhaltung basiert in den wenigsten Fällen 
auf einer Geringschätzung des Mutes, dessen es zur Artikulation politischen Protests 
vor dem Herbst 1989 in der DDR bedurfte, sondern ist Teil der Suche nach einer 
angemessenen Begrifflichkeit für die unterschiedlichen Formen und Ziele des politi-
schen Widerspruchs in seiner über vierzigjährigen Geschichte. Die Verwendung 
des Oppositionsbegriffs muss auch die Breite der damaligen Selbsteinschätzungen 

12 Der Begriff „Bewegung“ in seiner soziologischen Bedeutung ist vor der Zeit des oppositionellen 
Gründungs- bzw. „Plattformfiebers“ im Spätsommer 1989 zu vermeiden. Noch im Moment 
ihrer Entstehung konnte er gerade einmal den Anspruch solcher Gruppen, wie „Neues Forum“, 
„Demokratie Jetzt“, „Demokratischer Aufbruch“ und Sozialdemokratische Partei, bezeichnen. 
Diese Bürgerrechtsgruppierungen müssen wiederum von dem im September 1989 einsetzenden 
Massenprotest auf den Straßen der DDR unterschieden werden.

13 Vgl. ausführlich Christoph Geisel (2005): Auf der Suche nach einem dritten Weg. Das politische 
Selbstverständnis der DDR-Opposition in den 80er Jahren. Berlin.

14 Vgl. Pollack (2000), S. 63f.; Neubert (1997), S. 704f. Vgl. Armin Mitter/Stefan Wolle (Hrsg.) (1990): 
„Ich liebe Euch doch alle […].“ Befehle und Lageberichte des MfS Januar-November 1989. 
Berlin, S. 46-71.

15 Zusammenfassungen dieser Debatte finden sich bei Pollack (2000), S. 57ff.; sowie bei Richter 
(2007), S. 26ff.
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beachten. Gegen eine in der Gruppen-Szene der späten 1980er-Jahre gängige Sicht, 
hat Bärbel Bohley noch im Jahr 1989 darauf gedrängt, dass sich die Gruppen in der 
DDR endlich selbst als „Opposition“ begreifen sollten.16 

Radikalisierung und Vernetzung

Einigkeit herrscht darüber, dass sich die Gruppenszene ab Mitte der 1980er-Jahre 
strukturell, aber auch in ihrem Selbstverständnis gewandelt hat. Schon damaligen 
Akteuren war dies bewusst. Die unterschiedlichen Wurzeln der oppositionellen 
Szene zusammenfassend, konstatierte Wolfgang Templin im Jahr 1987: „Was jetzt 
vereinzelt heranwächst, auf viele Gruppen und couragierte Einzelne verteilt, wird 
sich nicht mehr in den Rastern der überkommenen Ismen finden lassen. Die Vorstel-
lung einer solidarischen und demokratischen Gesellschaft [...] ist gemeinsames 
Erbe der besten Traditionen von Christen, Sozialisten und Demokraten.“ 17 Viele 
Gruppen traten nun konfrontationsbereiter und vernetzter auf. Das lag zum einen 
an einer neuen Generation desillusionierter Oppositioneller und der Orientie-
rung an den radikaleren Oppositionsgruppen im Ostblock, vor allem in Polen. Die 
Gruppen vervielfachten zum anderen ihre Formen des Protests; die Schwelle ihrer 
Wahrnehmbarkeit in der DDR-Bevölkerung ließ sich insbesondere durch – im 
Westen publizierte – Offene Briefe, zum Teil auch durch die Auflagensteigerung 
des eigenen Schrifttums (Samisdat) senken. Intern wurde diese Entwicklung von 
Auseinander setzungen begleitet, die einen weiteren Differenzierungsprozess des 
Gruppen spektrums auslösten. Auf die Radikalisierungs- und Vernetzungsaktivi-
täten geht auch die Entstehung einer „milieuinternen Elite“ zurück, die für den 
Grup pen(neu)bil dungs prozess 1989 noch von Bedeutung sein sollte.18

Der Ruf nach Demokratie und – als Ausweis von Rechtsstaatlichkeit – nach 
Einhaltung der Menschenrechte wurde lauter, weil sich die Gruppen mit den politi-
schen Verhältnissen in der DDR auseinandersetzten. Im Unterschied zu früheren 
Jahren traten Oppositionelle in der zweiten Hälfte der 1980er-Jahre mit der Haltung 
auf, dass ihr Protest durch politische Rechte verbürgt sei. Dieses Selbstbewusst-
sein wurde so als erstes von der 1985/86 in Berlin gegründeten „Initiative Frieden 
und Menschenrechte“ (IFM) formuliert und prominent repräsentiert. Sie radikali-
sierte den bereits in der DDR-Friedensbewegung hergestellten Zusammenhang aus 
zwischenstaatlichem und innenpolitischem Frieden; er wurde nun direkt als eine 
Frage der Garantie von Freiheitsrechten verstanden und auf die Verhältnisse in der 
DDR projiziert. Die Garantie politischer Rechte, hieß es in einem IFM-Selbstver-
ständnispapier Ende 1987, könne nicht „von den Herrschenden erwartet werden, 
sondern muss gegen sie durchgesetzt werden.“ 19 Öffentlichkeitswirksamer als 

16 Vgl. Bärbel Bohley (1988), DDR-Zwischenzeiten. Wieder abgedruckt in: Kowalczuk (Hrsg.) 
(2002a), S. 175-177.

17 Wolfgang Templin (1987): Bemerkungen zur politischen Orientierung in der Friedensbewegung. 
Wieder abgedruckt in: Kowalczuk (Hrsg.) (2002a), S. 157-160, S. 160.

18 Vgl. dazu sowie zum Folgenden Pollack (2000), S. 96-136, zit. S. 104; Neubert (1997), S. 592-643; 
Timmer (2000a), S. 60ff.

19 Zit. n. Ralph Hirsch/Lew Kopelew (Hrsg.) (1989): Initiative Frieden & Menschenrechte. Grenzfall. 
Vollständiger Nachdruck aller in der DDR erschienenen Ausgaben (1986/87). Erstes unabhän-
giges Periodikum. Berlin, VII.
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andere Gruppen, drängte die IFM auf die Gewährleistung der politischen Freiheits-
rechte in der DDR und verstand sich selbst als politische Opposition zur SED. 
Andere Gruppen, wie die Berliner Umweltbibliothek, die Initiative „Absage an Praxis 
und Prinzip der Abgrenzung“, die „Kirche von Unten“, der „Arbeitskreis Solidarische 
Kirche“ oder auch das „Grüne Netzwerk ‚Arche‘“, waren nicht minder politisiert. Sie 
entstammten (themen-)spezifischen Kontexten, widmeten sich der Umweltpro-
blematik, den gesellschaftlichen Folgen der Spaltung zwischen Ost und West und 
der deutschen Teilung, übten Modernitätskritik oder thematisierten kircheninterne 
Konflikte, auch aus Sicht subkultureller Milieus. Ebenso wie die IFM zielten sie über 
die Kritik an einzelne Krisensymptomen in der DDR hinaus und widmeten sich 
grundlegenden Fragen des politischen Systems. 

Durch die selbstbestimmte Inanspruchnahme der in der DDR lediglich formal 
garantierten politischen Menschenrechte testeten viele Gruppen die Möglich-
keiten für Protest immer wieder neu und weiteten sie, wenn möglich, vor den 
schützenden Augen der westlichen Medien bis 1989 weiter aus. Je mehr Freiräume 
sie erkämpften bzw. vorfanden, desto mehr sah sich der Staat im Umgang mit den 
Gruppen unter Zugzwang. Tatsächlich schwankte das Verhalten der Behörden. 
Wurde ihnen die Mitwirkung an offiziellen Veranstaltungen mitunter gewährt, etwa 
beim „Olof-Palme-Friedensmarsch“, gingen Staatssicherheit und Justiz dennoch 
immer wieder gegen oppositionelle Aktivitäten und ihre Träger vor. Das als „Zions-
Affäre“ bekannt gewordene gewaltsame Eindringen des MfS in die Berliner Umwelt-
bibliothek – hier wurde unter anderem die IFM-Untergrundzeitung „Grenzfall“ 
hergestellt – im Herbst 1987 zeigte ebenso wie die Verhaftungen und Abschie-
bungen im Nachgang zur „Luxemburg/Liebknecht-Affäre“ – bei der staats offiziellen 
Demonstration im Januar 1988 machten ausreisewillige DDR-Bürger medien-
wirksam auf ihre Anliegen aufmerksam – zweierlei. Einerseits waren SED und MfS 
bis 1989 grundsätzlich willens und auch in der Lage, die Aktivitäten der Opposi-
tion einzugrenzen; anderseits führte das Vorgehen gegen Oppositionelle nun zu 
landesweiten Solidarisierungseffekten und fachte die Bereitschaft, gegen staatliche 
Repression zu protestieren, weiter an. Nach 1987/88 haben staatliche Eingriffe in 
die Gruppenaktivitäten diese eher belebt und ihre weitere Vernetzung befördert. 
Die „zivilen“ Methoden der Opposition (Mahnwachen, friedliche Protestaktionen, 
breitmögliches Nutzen der Kirchenöffentlichkeit) sollten in diesem Kontext immer 
auch dazu beitragen, die Kriminalisierungsschwelle des Staates zu unterlaufen und 
die eigene Existenz zu sichern. Auch deshalb kann von einer echten oppositionellen 
„Gegenmacht“ in der DDR vor 1989 kaum die Rede sein.

Bis 1989 blieb die Außenwirkung vieler Gruppen bescheiden. Auch intern war 
die Verbindlichkeit übergreifender Netzwerkstrukturen umstritten. Daran hatte 
nicht nur ein im Gruppen-Milieu verbreitetes Autonomiebedürfnis, sondern 
auch das MfS seinen Anteil, das solche inneren Auseinandersetzungen über eine 
Vielzahl Informeller Mitarbeiter zu schüren wusste. Der Streit um oppositionelle 
Bündnisstrukturen unter dem Dach der Kirche spiegelte wiederum deren schwie-
rige (Mittler-)Rolle zwischen Staat und Gruppen wider. Sie bekam den politischen 
Druck des Staates auf das nonkonforme Milieu als Erwartungsanhaltung an sich 
selbst zu spüren und gab ihn – gefiltert meist – an die Basisgruppen weiter. (Nur) 
Wenige Akteure, darunter die „Frauen für den Frieden“ und die IFM, verließen den 
Schutzraum der Kirche schon während der 1980er-Jahre, um sich politisch offen-
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siver artikulieren zu können. Gleichwohl bot die Kirche vielen Gruppen ein Forum 
für  Austausch prozesse, in Form der „Ökumenischen Versammlungen“ schließlich 
auch für die gegenseitige Politisierung. Manche Passagen aus den dort verabschie-
deten Posi tionspapieren fanden 1989 Eingang in die oppositionellen Gründungs-
dokumente.20 

Oppositionelle Marginalität

Den Gruppen gelang es bis 1989 nicht, die in der Gesellschaft grassierende Unzufrie-
denheit mit den Verhältnissen in der DDR in eine Protestbewegung gegen die SED 
oder zumindest in eigene Stärke umzumünzen.21 Damit ist die doppelte Margina-
lität der Opposition in der DDR gegenüber Staat und Bevölkerung angesprochen. 
„Framing“ – das Beeinflussen von Wahrnehmung und Deutung der Realität durch 
Individuen und Gruppen – ist ein wesentliches Element zivilgesellschaftlicher 
Politikkonzepte. Der marginale Anteil, den die Gruppen vor der Staatskrise im 
Sommer 1989 auf die Deutung der politischen Lage durch die breite Bevölkerung 
ausgeübt haben, stellt ihre Einordnung als zivilgesellschaftliche Akteure in Frage. 
Die Gründe, warum die interne Radikalisierung der Gruppen abgekoppelt von sich 
ebenfalls zuspitzenden Situationsdeutung in der Bevölkerung erfolgte bzw. diese 
die Gruppen lange Zeit nicht als Sprachrohre der eigenen Unzufriedenheit ansahen, 
sind vielfältig. Sie lassen sich zwei Komplexen zuordnen.

Ein über die eigene Szene hinausgehendes „Framing“ des politischen 
Hand lungs horizonts durch die Opposition scheiterte bis Spätsommer 1989, erstens, 
an ihrem Selbstverständnis. An Anknüpfungspunkten zur Bevölkerung mangelte es 
schon deshalb, weil letztere bis zur Fluchtkrise im Sommer 1989 bereit blieb, sich im 
Austausch gegen das staatliche Wohlstandsversprechen und die Gewährung privater 
Nischen äußerlich loyal zu verhalten. Zum einen bedeutete jedes offene Mitwirken 
in den oppositionellen Gruppen das gesellschaftliche, vor allem ein berufliches ‚Aus‘. 
In dieser Hinsicht funktionierte die SED-Herrschaft bis kurz vor ihrem Ende; mit 
offenem politischen Protest wollte sich in der ‚Normalbevölkerung‘ bis Herbst 1989 
kaum jemand gemein machen. Erst im Zuge der krisenhaften Zuspitzung 1989, dann 
allerdings rasend schnell, löste sich dieser in über vierzig Jahren etablierte Verhal-
tensrahmen auf. In einer kurzen Zwischenetappe, im Spätsommer 1989, galt der im 
Vergleich mit anderen Gruppierungen moderate, ‚nur‘ auf Dialog zwischen Staat 
und Gesellschaft setzende Ansatz des „Neues Forums“ weithin – auch und gerade in 
den Reihen der SED selbst – als zustimmungsfähig; dagegen wurde noch im Sommer 
1989 als realitätsfremd abgestempelt, wer, wie die späteren Gründer der Sozialdemo-
kratischen Partei der DDR, den Führungsanspruch der SED offen in Abrede stellte. 
Zum anderen spiegelten die oppositionellen Forderungen nach Menschenrechten, 
Demokratie und Öffentlichkeit die Hoffnungen vieler DDR-Bürger nur in einem 
allgemeinen Sinne wider. So traf insbesondere der modernitäts- bzw. wachstums-
kritisch konnotierte, oft schon habituell alternative Politikansatz vieler Oppositio-
neller nie den Nerv der Mehrheit in der DDR. Die mit moralischem Gestus auftre-
tenden Gruppen bildeten bis 1989 keine (und nach den Massenprotesten im Herbst 

20 Vgl. Neubert (1997), S. 789ff; vgl. zum Folgenden ebd. S. 694ff.
21 Vgl. zum Folgenden Pollack (2000): 124-136.
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keine dauerhaften) Anlaufpunkte für die zwar unzufriedene, aber in ideeller wie 
lebenspraktischer Konformität geübten Bevölkerung. Dass Letztere sich (auch) am 
westlichen Lebensstil orientierte, war manifest. Das Verhältnis der Opposition zur 
(nicht nur) zahlenmäßig bedeutenderen Gruppe der Ausreiseantragsteller war – von 
Ausnahmen vor allem im Süden der DDR abgesehen – deshalb meist angespannt, 
wenn nicht gar von gegenseitiger Ablehnung geprägt. Viele Gruppen warfen den 
Antragstellern vor, mit der Entscheidung zur Ausreise die Erfolgschancen des 
eigenen oppositionellen Engagements zu konterkarieren.

In der DDR fehlte es bis 1989, zweitens, an Medien bzw. Foren, die kommuni-
kativen Austausch in der Bevölkerung ermöglicht hätten. Bestandteil der Selbst-
ermächtigung zum politischen Handeln, wie sie von der IFM und anderen Gruppen 
praktiziert wurde, war der Versuch, Öffentlichkeit jenseits der staatlich regulierten 
Medien zu etablieren. Für die Kommunikation und Akzeptanz alternativer Sinnhori-
zonte wäre es freilich auf die Etablierung einer sehr viel breiteren, von mehr als den 
wenigen Oppositionellen getragenen unabhängigen Öffentlichkeit angekommen, 
einer Sphäre, wie sie etwa in Polen gegeben war. Davon kann in der DDR nicht 
die Rede sein. Sieht man von der ambivalenten Rolle der Kirchen ab, standen die 
Gruppen in dieser Hinsicht bis 1989 alleine da. Die westlichen Medien boten nur 
eine äußere, aus Sicht der Bevölkerung freilich die wichtigere Alternative. Die 
Ent faltung der halb- bzw. illegalen Publizistik der Opposition ab Mitte der 1980er 
Jahre schaffte zwar neue Kommunikationsmöglichkeiten. Ihre Wirkung wurde aller-
dings durch technische Probleme und die Überwachung des MfS eingeschränkt. 
Obwohl sich die Samisdat-Produktion professionalisierte, die Leserzahl anstieg und 
das MfS von der Vielzahl der Druckerzeugnisse überfordert war, blieb der Samisdat 
bis 1989 ein (Selbst-)Verständigungsforum der Opposition und ihres unmittelbaren 
Sympathisantenumfeldes.22 Sein Defizit sei, so Roland Jahn in einem sicherlich 
überpointierten Fazit, das „Schmoren im eigenen Saft“ gewesen.23 Tatsächlich waren 
es Demonstrationen im Spätsommer 1989, die in der DDR eine – zuvor undenkbare – 
gesellschaftliche Öffentlichkeit etablierte. Sie machte die veränderte Lage und deren 
neuen Deutungsmöglichkeiten durch (und für) viele Bürger erst sichtbar; macht-
politisch wog sie weitaus schwerer als die über Jahre hinweg entwickelten Foren der 
Opposition. 

Dass seitens der Bevölkerung 1989 überhaupt erwogen wurde, aus Protest gegen 
die SED und ihre Reaktion auf die Fluchtkrise auf die Straße zu gehen, war auch 
auf die veränderte politische Lage in der Sowjetunion und ihren sichtbaren Inter-
ventionsverzicht gegen die Demokratiebewegungen im Ostblock zurückzuführen. 
In der DDR-Bevölkerung, auch in Teilen der SED, hatte Gorbatschows vorsichtiger 
Öffnungskurs in der Sowjetunion ab Mitte der 1980er Jahre den Boden für handfeste 
Reformerwartungen bereitet. Der politische Erwartungshorizont gegenüber der 
SED-Führung wurde in der DDR durch Glasnost und Perestroika wesentlich geweitet. 
Für die politische Situationsdeutung in der DDR-Bevölkerung war die Entwicklung 
in den anderen Ostblockstaaten relevant. Tatsache bleibt, dass die bereits in den 

22 Vgl. dazu (mit einer positiven Einschätzung der Samisdat-Aktivitäten) Ilko-Sascha Kowalczuk 
(2002b): Von „aktuell“ bis „Zwischenruf“. Politischer Samisdat in der DDR. In: Ders. (Hrsg.): 
Freiheit und Öffentlichkeit. Berlin, S. 21-104.

23 Zit. n. Kowalczuk (2002a): 147.
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Jahren vor 1989 gestiegene Radikalität im Gruppen-Milieu erst im Spätsommer 1989 
eine signifikant höhere Resonanz  in der Gesellschaft gefunden hat. 

‚1989‘

In der Debatte über die Rolle der Bürgerrechtsbewegung im Umbruchgeschehen 
werden im Wesentlichen drei Positionen vertreten.24 In mancher Rückschau nimmt 
sich die Opposition wie ein machtvoller Faktor aus, dessen Anteil am ‚Wende‘- bzw. 
Revolutionsprozess unvermittelt hoch erscheint. Während solche Bewertungen die 
Bedeutung der Gruppen überzeichnen, stellt die Sicht, sie habe in einer Phase der  – 
ökonomischen – Implosion der SED-Herrschaft keine wesentliche Rolle gespielt, 
eine Untertreibung dar. Analog zu diesen gegensätzlichen Einschätzungen möchten 
manche Historiker keinen Zweifel daran lassen, dass mit der DDR-Opposition 
auch der Umbruch 1989 den Grundwerten der Zivilgesellschaft zuzuordnen sei, 
während andere – gerade wegen einer solchen Beurteilung der Gruppen – auf eine 
beschränkte Rolle der Opposition erkennen. Sinnvoll scheint, ab Sommer 1989 vom 
Zusammenwirken unterschiedlicher „Handlungsketten“ (Detlef Pollack) auszu-
gehen, bei der die Wortmeldungen der Bürgerrechtsgruppen, der Massenprotest auf 
den Straßen, die seit September nicht mehr kontrollierbare Fluchtbewegung sowie 
eine politisch ohnmächtige Staats- und Parteiführung zusammentrafen.25 Dadurch 
rückt die Frage der Trägerschaft von ‚1989‘ in eine maßvolle Perspektive. Betrachtet 
man innere wie exogene Faktoren, die in die Chronologie des Geschehens 1989 
hineinspielten, in ihrer Gesamtheit,26 lässt sich gut vertreten, dass die Fluchtwelle 
im Sommer 1989 den entscheidenden Impuls für das weitere politische Geschehen 
in der DDR geliefert hat. Dies trifft zum einen auf die Opposition selbst zu, die sich 
in dieser Phase (neu) formiert und auch in ihren Gründungsdokumenten durchweg 
auf das massenhafte Verlassen der DDR reagiert hat. Zum anderen gilt dies für große 
Teile der Bevölkerung, die den Weggang Tausender – und erst Recht die aus ihrer 
Sicht zynischen Reaktionen der SED-Führung – als Signal für den notwendigen 
eigenen Einsatz für Reformen in der DDR interpretierten. Aufgrund der verän-
derten Lagedeutung wurden die alternativen Gruppen, deren Aktivitäten bis dato, 
wenn überhaupt, aus der Distanz wahrgenommen worden waren, zu temporären 
Anlauf- bzw. Kristallisationspunkten des Protests. Vom ‚Erfolg‘ zivilgesellschaftli-
cher Handlungsmuster kann 1989 insofern die Rede sein, wenn der weder geplante 
noch organisierte Massenprotest im Herbst 1989, der die Protestmotive und -ziele 
von Bevölkerung und Gruppen-Szene zusammengeführt hat, als die entscheidende, 

24 Vgl. zusammenfassend Jan Wielgohs/Detlef Pollack (2010): Ressourcen und Gelegenheiten 
oppositioneller Akteure im Regimeumbruch von 1989. Einleitung. In: Detlef Pollack/Jan 
Wielgohs (Hrsg.): Akteure oder Profiteure? Die demokratische Opposition in den ostmitteleuro-
päischen Regimeumbrüchen 1989. Wiesbaden, S. 7-16; Pollack (2000), S. 209; Karsten Timmer 
(2000b): 1989 – vom Ereignis zum Gegenstand der Geschichtswissenschaft. Ein Literaturbericht. 
In: Deutsche Nationalstiftung (Hrsg.): Zivilcourage gestern und heute. Hamburg, S. 94-109, S. 
98ff.

25 Vgl. Pollack (2000), S. 209ff.
26 Vgl. zusammenfassend Klaus-Dietmar Henke (2009): 1989. In: Ders. (Hrsg.): Revolution und 

Vereinigung 1989/90. Als in Deutschland die Realität die Phantasie überholte. München, S. 
11-46, S. 15ff.
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verändernde politische Kraft, als ihr Träger, benannt wird.27 Der Aufbruch zur 
Demokratie war weniger einer mobilisierenden Kraft der Gruppen – ein wichtiges 
Kennzeichen zivilgesellschaftlicher Macht – zuzuschreiben. Eher schon haben erst 
die Massenproteste der Bevölkerung die Gruppenmitglieder zu „Unternehmern der 
Zivilgesellschaft“ (Jürgen Kocka) gemacht.

Waren die oppositionellen Gruppen auch nicht die „Keimzellen“ der Massen-
proteste von 1989, haben sie doch zuvor als Hüter politisch „ziviler“ Ideen und 
somit als potentielle Kristallisationskerne des (zivil-) gesellschaftlichen Aufbruchs 
agiert. Eine solche Bewertung steht im Einklang mit der Einschätzung Jens Reichs, 
das „Neue Forum“ sei „ein Streichholz“ gewesen, „das in einem politischen Pulver-
fass die Zündung für die gewaltlose, basisdemokratische Revolte auslöste.“28 Sie 
schmälert die historische Bedeutung der Bürgerrechtsbewegung nicht, sie bringt 
sie vielmehr auf den Punkt. Im Sommer 1989 „Streichholz“ gewesen zu sein, hatte 
nämlich das jahrelange, mit unwägbaren Risiken verbundene Experimentieren mit  – 
um bei Reichs chemischer Metapher zu bleiben – ‚toxischen‘ Themen zur Vorge-
schichte. Der amerikanische Historiker Charles Maier formuliert dies mit Blick auf 
die ‚Erfolge‘ der Opposition vor 1989 so: „Dies waren Einzelfälle, doch das Potential 
für eine Bürgerbewegung [!] musste bloßes Potential bleiben – bis die Krise kam.“29 
Diese wurde von der Bürgerrechtsbewegung wie von anderen politischen Akteuren 
in Ost und West nicht vorausgesehen. Die Opposition hat sie nicht nur nicht organi-
siert oder geplant; sie hat sie auch nicht vorausgedacht. Insbesondere stand sie nicht 
am Anfang der bekannten Montagsdemonstrationen in Leipzig, deren Auslöser in 
der massenhaften Reaktion bleibewilliger Bürger auf die Krise in der DDR sowie auf 
die (ältere) Ausreiseproblematik in Gestalt der Fluchtwelle im September lag. Erfolg 
und Friedlichkeit der Woche für Woche anschwellenden Proteste wurde dann in der 
Bevölkerung DDR-weit als Ausdruck der Schwäche des Systems und – von Opposi-
tionellen und von ‚Normalbürgern‘ – als Ausweitung der eigenen Protestmöglich-
keiten wahrgenommen.30 

Die Demonstranten in Dresden, Leipzig und anderswo setzten durchaus auf 
die von Oppositionellen schon jahrelang erhobenen Forderungen nach Freiheit, 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, versahen sie aber sehr rasch mit eigenen 
Nuancen. Sie waren es, die die deutsche Frage offensiv thematisierten, mit der 
bekannten Folge, dass die alte Opposition über die Rahmenbedingungen jedes 
weiteren (zivil-)gesellschaftlichen Handelns, in einer eigenständigen DDR gar, 
immer weniger mit zu entscheiden hatte. Ein Zitat von Bärbel Bohley illustriert 
beides, den kurzzeitigen Rückhalt der Gruppen in der Bevölkerung ebenso wie 

27 Dass (erst) der beide Kräfte zusammenführende Massenprotest die DDR-„Bürgerbewegung“ 
dargestellt habe, ist auch die Argumentation von Timmer (2000a), S. 16ff., der besonders ihren 
„zivilgesellschaftlichen“ Charakter betont.

28 Jens Reich (2000): Erwiderung im Namen des Neuen Forums. In: Deutsche Nationalstiftung 
(Hrsg.): Zivilcourage gestern und heute. Hamburg,  S. 44-49, S. 48.

29 Charles Maier (2000): Zur historischen Bewertung der Bürgerbewegungen von 1989-90 – Ein 
Essay. In: Deutsche Nationalstiftung (Hrsg.): Zivilcourage gestern und heute. Hamburg, S. 14-27, 
S. 18.

30 Vgl. Pollack (2000), S. 209-234. Dass es in Leipzig angesichts der hochgerüsteten Sicherheits-
kräfte nicht zur Gewaltanwendung kam, ist, wie Pollack richtig schreibt, allen am Geschehen 
beteiligten Seiten zuzuschreiben.
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das rasche Wieder-aus-der-Zeit-Fallen ihres unter diktatorischen Rahmenbedin-
gungen entwickelten politischen Denkens (sowie die Enttäuschung darüber): „Die 
Demokratiebewegung des Herbstes 89 ist für mich wie ein Baum. [...] Aber bevor 
er tiefe Wurzeln fassen konnte, wurde der gigantische Baum durch den Ansturm 
der Notwendigkeiten gefällt. Nicht alles Holz ist verrottet, aber es sind nur wenige 
Balken aus dem Baum geschnitten und in dem Haus ‚wiedervereinigtes Deutsch-
land‘ verbaut worden.“31 Darin muss freilich nicht nur ein Manko liegen, insofern 
bis heute umstritten ist, von welcher Art bzw. von welcher politischen Tragfähigkeit 
das ‚Holz‘ des Jahres 1989 eigentlich gewesen ist. Die bis in die Gegenwart währende 
Debatte unter früheren Bürgerrechtlern über die Notwendigkeit einer „Vollendung 
von 1989“ gibt darüber Auskunft, dass der politische Auf- und Umbruch in der DDR 
1989/90 vor dem Hintergrund unterschiedlicher, mit der heutigen (zivil-)gesell-
schaftlichen Ordnung nicht durchweg zu vereinbarender Vorstellungen erfolgt ist. 
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Daniela Dahn

alles gecheckt, fertig
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DANIELA DAHN

Mehr Demokratie?  
Das zivilgesellschaftliche Potential 
bürgerrechtlicher Reformprojekte – 
Nachwirken der DDR-Bürgerbewegung 
im vereinten Deutschland

Meist ist das Einzige, was von der DDR-Bürgerbewegung in Erinnerung geblieben 
ist, der Runde Tisch. Das ist zu wenig und es ist verdienstvoll, dass diese Konferenz 
die Möglichkeit zu differenzierterer Erinnerung bietet und diese in die Gegenwart 
überträgt. Ursprünglich war dieses Möbelstück ja keine basisdemokratische Erfin-
dung. Damit meine ich nicht einmal die legendäre Tafelrunde am Hofe von König 
Artus. In der Neuzeit wurde der Runde Tisch bekanntlich erstmals im Frühjahr 1989 
von der PVAP, der in Bedrängnis geratenen führenden Partei Polens, praktiziert. Sie 
holte die katholische Kirche und Solidarnosc zur Beruhigung der Lage und Konsens-
findung hinzu.

Nach ähnlichem Muster lief es in jenem Jahr auch in anderen osteuropäischen 
Ländern. Den Runden Tisch der DDR wollen nachträglich viele erfunden haben. Die 
Initiative Frieden und Menschenrechte soll ihn schon im Frühjahr gefordert haben. 
Im Wendeherbst dann nennen manche Quellen als Erstvorschlagenden Wolfgang 
Ullmann. Zwei Wochen später kam der Vorschlag schließlich verspätet auch von 
der SED. Ohne die Teilnahme der Regierung Modrow hätten solche Themen wie die 
Auflösung des Ministeriums für Staatssicherheit kaum besprochen werden können. 

Wirklich von der Basis ausgehend und konkrete lokale Probleme angehend 
waren meist die Runden Tische in den Städten und Dörfern im Lande. Wie in allen 
revolutionären oder umstürzlerischen Situationen bildeten sie sich spontan in 
einer Art Rätestruktur – von der Basis delegiert und dieser in einer Art gebundenem 
Mandat verpflichtet, oder auch als Vermittler selbst angeboten. Die demokratische 
Legitimation bestand gerade darin, dass sie niemand in Frage stellte. Diese Aktiv-
bürger galten als moralische Autorität. Und es ist bemerkenswert, wie sehr Jahre 
später die bundesdeutsche Zivilgesellschaft diese Akzeptanz zu nutzen sucht. 

Fast alle Bürgerbewegungen mit lokaler Thematik nennen sich seit Anfang des 
neuen Jahrtausends Runder Tisch. Ob Stuttgart 21 oder in Berlin der Energie-Tisch, 
der Verkehrstisch oder der Wassertisch. Auf diesen möchte ich etwas ausführlicher 
eingehen, weil sich an diesem Beispiel gegenwärtige Chancen und Fallen von Basis-
demokratie gut demonstrieren lassen.

2006 hat der rot-rote Senat in Berlin durch eine Verfassungsänderung die Volks-
gesetzgebung als Instrument der direkten Demokratie gestärkt und sie der Parla-
mentsgesetzgebung gleichgestellt. Nicht faul, hat sich bald der Berliner Wassertisch 
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gegründet. Er hat gegen die Privatisierung der Berliner Wasserbetriebe ein Volksbe-
gehren ins Leben gerufen. Denn die Hauptstädter waren wütend über die unver-
hältnismäßigen Preissteigerungen und die geheim gehaltenen Gewinngarantien an 
das Unternehmen. Es war durchgesickert, dass den privaten Teilhabern der Berliner 
Wasserbetriebe vertraglich eine jährliche Rendite zwischen 11 und 13 Prozent 
garantiert wurde. Was bei einem Monopolbetrieb mit Anschluss- und Nutzungs-
zwang eine Lizenz zum Gelddrucken bedeutet. Präziser gesagt zum Geldklauen, 
denn gedruckt wird es ja nicht, sondern aus den Taschen der Verbraucher gefischt. 
666000 Unterschriften verlangten: „Schluss mit Geheimverträgen – wir Berliner 
wollen unser Wasser zurück.“

Der Senat erklärte den Gesetzentwurf des Volksbegehrens für unzulässig, dem 
widersprach das Landesverfassungsgericht. Ein Gutachten des Bundeskartellamtes 
bestätigte, dass im Vergleich zu anderen Großstädten der Wasserpreis und die Gewinne 
daraus weit überhöht seien. In der überregionalen und selbst in der Berliner Presse fand 
man dazu herzlich wenig, die zeigte sich staatstragend und boykottierte die Aktivbürger.  
Doch schließlich war der Jubel unter den Berlinern groß: Das erste vom Volk formu-
lierte Gesetz in der Geschichte der Bundesrepublik musste im Februar 2011 verab-
schiedet werden. „Das Volk von Berlin hat beschlossen“, stand darüber. Das Berliner 
Gesetz verlangte die Offenlegung und Änderung der Verträge.

Berlins Weg zur Hauptstadt der Basis-Demokratie scheint jedoch von den besser 
organisierten Kräften der Gegenseite verbaut. Drei Jahre später zieht der Wassertisch 
ernüchtert Bilanz: Zwar hat der Senat unter dem öffentlichen Druck privatisierte 
Anteile verlustreich, über Kredite zurückgekauft. Die Wasserpreise wurden für die 
nächsten vier Jahre um 8% gesenkt. Dennoch hat die Mehrheit der Großen Koali-
tion im Abgeordnetenhaus das Gesetz in die Sackgasse gefahren. Das konnten sie, 
weil die Berliner Aktivbürger noch Anfänger in der Basisdemokratie sind. Dagegen 
wissen die Profis im Abgeordnetenhaus, dass es nicht nur auf das Gesetz ankommt, 
sondern mindestens so wichtig ist die Durchführungsbestimmung. Dem Volksge-
setz war keine Volksverordnung gefolgt. Dort hätte beantwortet werden müssen: Wer 
entscheidet, wie wird es gemacht, wer informiert, wer kontrolliert? 

Diese Kompetenzen haben die Profis im Abgeordnetenhaus wieder an sich 
gerissen, und auch die Opposition von Grünen, Linken und Piraten haben sie dabei 
gewähren lassen und die Bürgerinitiative bis heute nicht hinreichend unterstützt. 
Die Initiatoren haben weder Einfluss darauf, ob und wie ihr Gesetz umgesetzt wird, 
noch haben sie ein Klagerecht. So konnte der neue Finanzsenator Gesetzeslücken 
finden, mit denen er vorerst das Volksgesetz teilweise unterlaufen konnte. So wird 
der im Gesetz vorgesehene Kundenbeirat nun von den Wasserbetrieben selbst 
ausgesucht und hat nur beratende Funktion. Ob dem Rat gefolgt wird, hängt von der 
Kulanz des Betriebes ab. 

Wir hätten unser Gesetz auch «wasserdichter» formulieren können, meinen die 
Vertrauensleute, aber schließlich hätten sie zum ersten Mal im Leben eine Volksab-
stimmung durchgesetzt. Jetzt fordern sie: Wir wollen keinen Beirat, sondern Mitbe-
stimmung. Das heißt: die Wasserwirtschaft zu demokratisieren.  In einer ähnlichen 
Initiative in Paris ist das bereits so. Beide Initiativen haben sich vernetzt und profi-
tieren davon. Dabei geht es bei all diesen Rekommunaliserungs-Initiativen um die 
Frage: Wieso dürfen gewählte Volksvertreter eigentlich mit öffentlichem Eigentum 
umgehen, als gehöre es ihnen? 
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Das ist zweifellos eine zentrale Frage. Was längst nicht bei allen derzeitigen 
Runden Tischen so ist. Inzwischen gibt es sie in vielen Stadtteilkonferenzen, wo 
Vertreter der Bezirksämter, Gewerbetreibende, Parteien, Kirchen, Polizei und Pflege-
einrichtungen gemeinsame Belange besprechen. Da geht es schon auch mal um 
Graffiti-Entfernung oder die Installation von Hundetoiletten. Wogegen ja nichts 
zu sagen ist, aber muss man dafür sozusagen das höchste Gremium der Konsens-
findung bemühen? Es gibt einen Runden Tisch der KfW-Bankengruppe und einen 
zur Finanzierung von Projekten. Früher oder später wird eben jedes revolutionäre 
Instrument aufgekauft. Oder vereinnahmt, wie von der Kommunikationsplattform 
Runder Tisch, auf der schon mal gegen „Fremdprodukte“ gewettert wird oder gegen 
den „aufgezwungenen Multi-Kulti-Wahn“.

Deshalb meine ich, man sollte sich auch an andere emanzipatorische Mittel zur 
Selbstbestimmung aus dem Herbst 1989 erinnern, die schneller und radikaler waren. 

Schon einen Monat vor der ersten Sitzung des Runden Tisches konstituierte 
sich die  erste unabhängige Untersuchungskommission der DDR – zu den gewalt-
samen Eingriffen von Polizei und Staatssicherheit rund um den 40. Jahrestag der 
DDR. Unter dem Druck der empörten Bürger auf einer Kundgebung vor dem Roten 
Rathaus am 22. Oktober 1989 hatten Günter Schabowski, seinerzeit 1. Sekretär der 
SED-Bezirksleitung Berlin und Erhard Krack, damals Oberbürgermeister, zugesagt, 
dass eine Kommission eingesetzt werde, die die Gewalttätigkeiten untersuchen 
würde. Doch die Bürger trauten der Stadtverordnetenversammlung keine überpar-
teilichen Ermittlungen zu. Theater, Künstlerverbände nahmen sich auch dieses 
Themas an. Am 28. Oktober moderierten Jürgen Rennert und ich in der Erlöser-
kirche eine Veranstaltung des Schriftstellerverbandes, auf der Gedächtnisproto-
kolle von Betroffenen verlesen wurden und von Stephan Hermlin und Stefan Heym, 
über Heiner Müller bis zu Christa Wolf die namhaftesten Autoren des Landes eine 
unabhängige Untersuchungskommission forderten. Das Medienecho war groß.

Künstlerverbände, Universitäten und gesellschaftliche Organisationen 
nominierten Vertreter, andere hatten sich als Betroffene gemeldet, aus spontanem 
Entschluss und wirkten als „Bürger von der Straße“ mit, darunter ein Arbeiter und ein 
Arzt. Am 3. November konstituierte sich schließlich in den Räumen des Verbandes 
der Bildenden Künstler die erste Unabhängige Untersuchungskommission der DDR. 
Die Berufungsliste enthielt Namen von 29 Personen, darunter 8 Stadtverordnete. 
Dieser Kompromiss könnte auch für künftige Überlegungen wichtig sein. Denn 
die Abgeordneten brachten nach dem Gesetz über die örtlichen Volksvertretungen 
wichtige Kompetenzen mit, während die „Volksdeputierten“ moralische Akzeptanz 
und mediale Aufmerksamkeit einbrachten. 

Mir brachte mein Engagement den stellvertretenden Vorsitz der Kommission 
ein und den Umstand, dass mich das Thema eigentlich bis heute nicht verlassen 
hat. Nachdem wir anfangs mit Verschleierung von Verantwortlichkeit, Vernich-
tung von Dokumenten und Verschleppung von Ermittlungsverfahren zu kämpfen 
hatte, erwirkten wir beim Verfassungs- und Rechtsausschuss der Volkskammer die 
Pflicht der Verantwortlichen zur Zeugenaussage vor der Kommission. So musste der 
Polizeipräsident von Berlin vor uns Rede und Antwort stehen, und wir bewirkten 
trotz des Sicherheitsvakuums in der Stadt in kürzester Zeit seinen Rücktritt. Auch 
die amtierenden Chefs der Staatssicherheit mussten vor uns erscheinen, mit zwei 
Mitstreitern konnte ich Erich Mielke in der Untersuchungshaft befragen. Wir tagten 
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im Roten Rathaus und konnten uns, zumindest anfangs, über mangelndes Medieninte-
resse nicht beklagen. Auch wenn wir damals mit den unzureichenden strafrechtlichen 
Konsequenzen unzufrieden waren, so hatte unsere Existenz doch einen erheblichen 
symbolischen Wert und trug zum Autoritätsverfall der Macht bei.

Mit Blick auf den Runden Tisch und diese Kommission schrieb Klaus Hartung am 
9.12.1989 in der taz: „Insofern geht die Macht wirklich vom Volk aus und bleibt vor 
allem bei ihm – in einem Maße, wie es im ehemals freien Westen nie denkbar war und 
ist … Die repräsentative Demokratie der Bundesrepublik, die im Grunde eine Großpar-
teienherrschaft ist, wehrt nach wie vor alle Ansätze direkter Demokratie und Kontrolle 
von unten ab. In der DDR hingegen wird inzwischen selbst der innerste Repressions-
bereich einer demokratischen Kontrolle von unten unterworfen. Ganz abgesehen 
davon, dass inzwischen alles, Volkswirtschaft, Volksarmee, Verfassung, der Diskussion 
unterworfen ist. Schon jetzt beginnen die Impulse der neuen Demokratie DDR in der 
Bundesrepublik zu wirken. Denkbar, dass Bonn bald den Wiedervereinigungsprozess 
massiv beschleunigen will, um den möglichen Demokratisierungsdruck aus dem 
Osten zu brechen.“

Genau so ist es gekommen. Nicht nur die Bürger haben null Einfluss auf die staat-
liche Gewalt, selbst die Bundestagsabgeordneten des vom Steuerzahler finanzierten 
BND-Untersuchungsausschusses müssen heute über ihre Erkenntnisse ein Leben 
lang Stillschweigen bewahren. Die Dienste entscheiden selbst, was über sie ermit-
telt werden darf. Sie haben uns überdies elektronisch fest im Griff. Und die Polizei 
gelegentlich nicht nur elektronisch. Niemand bestreitet, dass sich Polizisten im Alltag 
gewöhnlich an die Gesetze halten, auch wenn sie selbst in schwierige Lagen kommen. 
Doch in zugespitzten Situationen, und gerade da sollte man sich auf das staatliche 
Gewaltmonopol verlassen können, haben die vergangenen Jahre leider oft anderes 
gezeigt. 

Unvergessen die hochgerüsteten Hundertschaften 2007 beim größten Polizeiein-
satz in der Geschichte der Bundesrepublik: gegen die G8-Protestler rund um Heili-
gendamm. Während der Gipfel über die Spielregeln der gigantischen Umverteilungs-
maschine Globalisierung verhandelte, erlebte ich auf der Abschlusskundgebung der 
G8-Gegner am Rostocker Stadthafen, wie ein Polizeihubschrauber die ganze Zeit tief 
über der Rednerbühne kreiste, so dass niemand mehr ein Wort von den Gegenvor-
schlägen der Redner verstand und Nervosität und Empörung um sich griffen. 1100 
Protestler wurden gewaltsam festgenommen, dabei viele verletzt. Ihre Haftbedin-
gungen in mobilen Käfigen auf nacktem Steinfußboden, ununterbrochen videoüber-
wacht bei Neonlicht, verstießen gegen die Menschenwürde. Drei Jahre später bestätigte 
das Verwaltungsgericht Schwerin, dass die Verhaftungen in den meisten Fällen rechts-
widrig waren. Doch strafrechtliche Konsequenzen hatte das nicht.

Seit Genua 2001 hat es etwas Sinnbildhaftes, wenn die Gipfelteilnehmer die Spiel-
regeln für das, was sie schicksalsergeben Globalisierung nennen, nur geschützt von 
schwersten Waffen festlegen können – damals, als nachweislich agents provocateur 
die friedlich Demonstrierenden aus ganz Europa gewalttätig unterwanderten, der 23 
jährige Carlo Giuliani von einem Polizisten erschossen wurde und Bewaffnete nachts 
eine Schule und eine Kaserne stürmten, in denen angereiste Globalisierungsgegner 
schliefen. Nach Torturen und Folter wurden die Blutüberströmten, die teils gebrochene 
Knochen und herausgeschlagene Zähne hatten, gezwungen, faschistische Lieder zu 
singen. Amnesty International kam zu dem Schluss, in Genua sei es „zu Menschen-
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rechtsverletzungen gekommen, die in der jüngsten europäischen Geschichte ohne 
Beispiel sind“. 

Als dennoch die traumatisierten Opfer weder im Italien Berlusconis, noch in 
Heimatländern wie der Bundesrepublik staatlichen Rechtsschutz bekamen, bildete 
sich eine international besetzte Untersuchungskommission „Grundrechte und 
Globalisierung“ aus Juristen, die auch Schriftsteller kooptierten. Als Mitglied dieser 
Kommission hörte ich die Aussagen der Opfer, ergänzt durch schockierende Video-
filme. Wir befragten die Polizeigewerkschaft, den Bürgermeister, dem in jenen Tagen 
das Kommando über seine Stadt aus der Hand genommen war. Eine Stadt, geteilt in 
die von 20.000 Polizisten abgesperrte „rote Zone“ der Mächtigen und in den Teil, in 
dem nur auf Druck internationaler NGO´s wenigstens ein eingeschränktes Demons-
trationsrecht bestand. 

„Wir hatten nicht erwartet, dass die ganze Stadt ohne Bewegungs- und 
Meinungsfreiheit sein würde, dass es grünes Licht für Gewalt gab. Das hatte mit 
einem Rechtsstaat nichts mehr zu tun“, sagte uns der Bürgermeister. Nach Jahren 
des hartnäckigen Beweisens sind in Italien schließlich doch einige Verantwortliche 
verurteilt worden. 

Hierzulande verzichten Betroffene oft auf Strafanzeigen gegen prügelnde 
Polizisten, weil sie wissen: Die Erfolgschancen sind gering, die finanziellen Risiken 
groß, Gegenanzeigen wegen „Widerstand gegen die Staatsgewalt“ üblich. Dennoch 
gehen jährlich mehr als 1600 Strafanzeigen ein, 95 Prozent der Verfahren werden 
eingestellt. Die Polizei ist in Deutschland praktisch straffrei, erfuhr man, als im Mai 
2011 die älteste Bürgerrechtsorganisation der Bundesrepublik, die Humanistische 
Union, in die Berliner Humboldt-Universität lud. „Weil wir gesetzestreu sind“, wurde 
die Polizeigewerkschaft ironisch zitiert. 

Podiumsdiskussionen mit politischen Themen sind oft nicht gerade von jugend-
lichem Publikum überlaufen. Doch bei dieser gemeinsamen Veranstaltung mit dem 
Republikanischen Anwältinnen- und Anwälteverein und der Internationalen Liga für 
Menschenrechte genügten die 300 Sitzplätze des Hörsaales nicht, auch Stehplätze 
waren akzeptiert. Die Frage, ob unabhängige Untersuchungsinstanzen besser als 
die staatliche Justiz vor gewaltsamen Übergriffen der Polizei schützen können, hat 
für die bürgerbewegte Demonstranten-Szene offenbar erhebliche Relevanz. Meist 
begründet durch schmerzliche Erfahrungen.

In Berlin arbeitet sehr engagiert die Kampagne für Opfer rassistischer Polizei-
gewalt, die auf ihrer Website www.kop-berlin.de eine beschämende Chronik 
der Übergriffe der letzten Jahre bietet, ergänzt durch erschütternde Gedächt-
nisprotokolle. Im Hörsaal zeigt ein Video in atemberaubenden Nahaufnahmen, 
wie Polizisten bei der Auflösung einer Gegen-Demo von Antifaschisten mit dem 
sogenannten Erstickungseffekt operieren: Mehrere Polizisten halten am Boden 
liegenden Demonstranten quälend lange Mund und Nase zu, wobei ein Nasen-
flügel so zur Seite gedrückt wird, dass schon mal ein Nasenbein zu Bruch geht. „Das 
ist ja wie Waterboarding“, sagt neben mir aufgebracht ein Mädchen. Sehr präsent 
waren im Publikum auch noch die gewaltsamen Polizei-Einsätze während der 
Stuttgart-21-Proteste oder der Atommüll-Transporte im Wendland: mit Wasserwer-
fern im frostigen November, toxischem CS-Gas, Pfefferspray und Schlagstöcken. 

Bei Staatsanwälten und Richtern gebe es einen unerschütterlichen Glauben 
an den Wahrheitsgehalt polizeilicher Aussagen, kritisierte eine Anwältin. Beamte 
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seien immer Zeugen erster Klasse, deren Glaubhaftigkeit nicht überprüft wird. 
Wenn die andere Seite nicht mehrere zivile Zeugen, möglichst mit Fotos und Videos, 
aufbringen kann, hat sie keine Chance. Doch es ist schwierig, Behelmte zu identi-
fizieren. Insofern begrüßen die Menschenrechtsorganisationen die nunmehr in 
Berlin eingeführte Kennzeichnungspflicht von Polizisten. Sie könnte eine kleine 
Hilfe gegen den allgegenwärtigen Korpsgeist in den uniformierten Kräften werden – 
zumal beobachtet worden ist, dass die Kameras der Polizei wegschwenken, wenn die 
Kollegen tretend und schlagend loslegen. In Sachsen-Anhalt und in Niedersachsen 
wurde nach Forderungen der Grünen eine Beschwerdestelle für Konflikte zwischen 
Polizei und Bürgern eingesetzt. Allerdings beklagen betroffene Bürger, dass diese 
Stellen auch nicht unabhängig seien.

Wo es aber solche selbstermächtigten Bürgerkommissionen nicht gibt, ist man 
ziemlich schutzlos. Gegen Occupy Wall Street ist brutal vorgegangen worden. Ein 
schönes Mädchen hat im New Yorker Zucotti Park ein Goethe-Zitat hochgehalten: 
„Niemand ist mehr Sklave, als der sich für frei hält, ohne es zu sein.“ Der Domestic 
Security Alliance Council, ein seit 2005 bestehender Ausschuss aus Vertretern des 
FBI und den 200 größten Banken und Konzernen der USA, hat in Zusammenarbeit 
mit der Polizei die Bewegung bespitzelt, vielerorts zusammengeschlagen und krimi-
nalisiert, Leute verhaftet. Menschen, die friedlich die Systemfrage stellen, müssen 
davon ausgehen, von de-facto-Geheimdiensten der Wirtschaft als «terroristisches 
Ziel» bekämpft zu werden. Die EU-Terrorismusdefinition kommt diesen Diensten 
entgegen. Das Ziel, die wirtschaftlichen oder sozialen Grundstrukturen eines Landes 
zu zerstören, ist Terrorismus. Dass die Rekommunalisierung und eines Tages die 
Sozialisierung öffentlicher Güter als Zerstörung gegenwärtiger Strukturen angesehen 
wird, ist angesichts solch feudaler, außergerichtlicher Schiedsgerichte, wie etwa bei 
dem sogenannten Freihandelsabkommen TTIP vorgesehen, nur zu wahrscheinlich.

Mit zwei damaligen Mitstreitern aus der 89er Untersuchungskommission 
berichteten wir dem staunenden Publikum im Hörsaal von den bürgerrechtlichen 
Kompetenzen, die wir in jener historischen Ausnahmesituation hatten. Die Anwälte 
auf dem Podium stellten klar, dass eine solche Kommission von unten, mit solchen 
Kompetenzen, heute vollkommen undenkbar wäre.

Vielleicht ist gerade dieses Denktabu der Fehler. Vielleicht müssen Bürger-
rechtler heute fordernder auf Rechten der Bürger bestehen. Vielleicht hilft die 
Erinnerung an Traditionen. Und zwar nicht nur an die Erfahrungen von 1989. Auch 
Carl von Ossietzky hat einst, zusammen mit Alfred Döblin und Heinrich Mann, in 
einem öffentlich tagenden Untersuchungsausschuss mitgearbeitet. Damals wurde 
die Befehlslage unter dem Berliner SPD-Polizeipräsidenten Zörgiebel im berüch-
tigten Blutmai 1929 untersucht. Betroffenen konnte geholfen werden. Das Fazit 
all dieser Kommissionen war immer, dass es ein tragischer Irrtum ist, politische 
Probleme mit polizeilichen Mitteln lösen zu wollen. Sie müssen basisdemokratisch 
gelöst werden. Das setzt eine breite, engagierte Basis voraus.
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HANSJÜRGEN GARSTKA

Zivilgesellschaft in der digitalen Welt

Digitale Welt im Jahr 2014 

Im Jahr 2014 ist die Computertechnologie so weit fortgeschritten, dass sich sowohl 
quantitativ als auch qualitativ umfangreichste Rechenoperationen auf kleinstem 
Raume durchführen lassen. Sie ist Voraussetzung für die Verarbeitung unglaublich 
großer Datenmengen in kürzester Zeit etwa im Rahmen von Auswertungs- und Profi-
lierungsprogrammen, für die sich der aus der Meteorologie stammende Begriff „Big 
Data“ eingebürgert hat. Die Entwicklung optischer und anderer Mustererkennungs-
systeme macht (auf den ersten Blick harmlose) automatische Haushalts systeme 
ebenso möglich wie menschenverachtende Anwendungen wie z.B. automatische 
Mordsysteme, die – wie die Drohne „Taranis“ des britischen Rüstungskonzerns BAE 
Systems – Menschen selbsttätig töten können.1

Die Digitalisierung des vormals so genannten „Fernmeldewesens“, zunächst 
der Leitungsvermittlung, dann auch der Inhalte einerseits, die Entwicklung des auf 
militärische Wurzeln zurückgehenden Internets andererseits schufen die Voraus-
setzung des weltweiten integrierten Telekommunikationsnetzes, das für uns heute 
eine Selbstverständlichkeit ist. Die Erfindungen von E-Mail und World Wide Web 
ermöglichten auf diesen Netzen revolutionäre Möglichkeiten des Datenversandes, 
-austauschs und -abrufs.

Die Erschließung völlig neuer, immense Kapazitäten ermöglichender Frequenz-
bereiche war die technische Voraussetzung für eine Mobilisierung der Telekommu-
nikation, die Grundlage der Welt der Smart- und IPhones, IPads, Tablets, Apple-
Watches usw., in der wir uns heute wie selbstverständlich bewegen.

Was uns bevorsteht ist die Welt des „Ubiquitous Computing“: Die Welt der 
allgegenwärtigen Dinge, die mit Computerleistung ausgestattet sind und uns für 
die verschiedensten Verrichtungen zur Verfügung stehen – aber auch ohne unsere 
Beeinflussung selbstständig mit der Umwelt und auch untereinander agieren. Eine 
große internationale Diskussion ist im Gange über die Gefahr, dass diese Systeme 
beginnen, uns zu beherrschen.2

Gesellschaftliche Folgen

Die ersten Institutionen, die sich von Anfang an der Leistungen der Computer-
technologie bemächtigt haben, waren – wenn man von dem stets die Vorreiterrolle 
spielenden militärischen Sektor sowie den  (mit diesem gerade auf dem Gebiet der 
Informatik häufig kooperierenden) Hochschulen  absieht – die Wirtschaft einerseits, 
die staatliche Verwaltung andererseits. 

1 Vgl. Sascha Lobo: Daten, die das Leben kosten. In: FAZ v. 2.4.2014, S. 11.
2 Vgl. Interview mit der IT-Unternehmerin und Managerin Yvonne Hofstetter: „Angriff der 

Maschinen“. In:DIE ZEIT v. 11.9.2014, S.51.
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Die Wirtschaft hat schon früh das Rationalisierungspotential der Computer-
technologie entdeckt, zunächst für die eigenen Produktions-, Administrations- und 
Finanzierungszwecke. Dann aber auch für Zwecke des Marketings: Die Hoffnung, 
teure, breit gestreute Werbung durch individualisierte Werbung ersetzen zu können, 
mobilisierte bald den Adressenhandel und die damit verbundene Sammlung von 
Daten über das Verbrauchsverhalten.

In der staatlichen Verwaltung begann die Automation zwar in Zweigen mit 
hohem Rechenaufwand, wie der Statistik, der Sozial- oder Finanzverwaltung. Bald 
aber erkannten die Sicherheitsbehörden ihren Wert: Polizei und Nachrichtendienste 
entdeckten zunächst zögerlich und durch rechtliche Bedenken gehemmt, dann aber 
zunehmend intensiver die Möglichkeiten, die ihnen die neue Technik bot.  

Zwei Ereignisse revolutionierten diese Situation, die bislang in überschaubaren 
und durchaus auch rechtlich definierbaren Grenzen verlief,  nach der Jahrtausend-
wende weltweit.

Der Terroranschlag vom 11. September 2001 in den USA führte zu einer 
Entfesselung der bis dahin bei Datenerhebung und Datenspeicherung restriktiv 
gesteuerten Sicherheitsbehörden, in Deutschland nach langer Diskussion um die 
„Otto-Kataloge“ zwar ausgeweitet, aber nach wie vor in vertretbarem rechtlichen 
Rahmen, in den USA und anderen Staaten offensichtlich ungehemmt. Das Ergebnis 
dort war die vorher zwar bereits vermutete, aber durch die Aufdeckungen von 
Edward Snowden belegte, das Verhältnismäßigkeitsprinzip gröblichst verletzende 
Datenerhebungspraxis der US-amerikanischen Nachrichtendienste, allen voran 
der NSA. Die Nachrichtendienste anderer Staaten wie Großbritannien oder Frank-
reich stehen diesen wohl kaum nach, von Staaten wie Russland oder China ganz zu 
schweigen.

Das im privaten Sektor einschneidende Ereignis war das kometenhafte Erscheinen 
privater Internetdienstleister. Amazon revolutionierte den Buchmarkt, Google 
eroberte das Quasimonopol bei Suchmaschinen, vor allem aber bald als Social Media 
etikettierte Plattformen wie Facebook, YouTube oder Twitter schufen die Möglichkeit, 
selbst als Akteure im Netz aufzutreten und mehr oder weniger große Adressatenkreise 
um sich zu scharen.  Hinzu kommt die Auswertung der „Big Data“ aus allen anderen 
Bereichen der Internet- oder allgemeiner der Nutzung digitaler Medien.3

Die auf Grund ihrer bald immensen Nutzerzahlen (Facebook im Jahr 2014 
über 1,2 Milliarden Nutzer) angesammelten personenbezogenen Daten stellen 
Infor mations ressourcen dar, die für die Marketingstrategien der Privatwirtschaft 
unwiderstehlich sind und die Basis für das ungeheure Marktgewicht dieser Unter-
nehmen darstellen. Die hierzu erstellten Datenprofile der Nutzer halten in ihrer 
Intrusivität einem Vergleich mit den Datensammlungen der Sicherheitsbehörden 
nicht nur stand, sondern gehen weit darüber hinaus. 

Ein entscheidender Faktor ist, dass die von den Sozialen Medien erhobenen und 
verarbeiteten Daten – im Gegensatz zu den Sicherheitsbehörden – von den Nutzern 
selbst preisgegeben werden, sei es weil dies ohnehin für die Vertragsabwicklung erfor-
derlich ist (Bücherbestellung), sei es weil die Verbindung zumindest des Austauschs 
von IP-Adressen bedarf (Suchabfrage) oder Daten teils intimster Art aus eigenem 

3 Viktor Mayer-Schönberger/Kenneth Cukier (2013): Big Data. Die Revolution, die unser Leben 
verändern wird. München.
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Antrieb im Bewusstsein eingestellt werden, dass diese Daten zumindest vom 
Freundeskreis zur Kenntnis genommen, von diesem aber beliebig weiterverbreitet 
werden können (Facebook). Nicht zu übersehen ist, dass damit die Daten, auf die 
die Nachrichtendienste zurückgreifen, von den Nutzern selbst generiert worden sind.

Individuelle Folgen

Ohne Zweifel hat die Digitalisierung der Gesellschaft das Verhalten der einzelnen 
Menschen in den vergangenen Jahren erheblich verändert – sei es durch freie Wahl 
eines komfortablen Weges zur Kommunikation, sei es durch Zwänge, die von außen 
an diese herangetragen werden.

Am augenfälligsten ist dies bei der Nutzung der digitalen Möglichkeiten für die 
schriftliche Kommunikation. Während sich der Charakter der mündlichen Kommu-
nikation ungeachtet technischer Übergänge vom Festtelefon zu Mobiltelefon oder 
Voice over Internet (z.B. Skype) – abgesehen von der zusätzlichen Möglichkeit der 
Bildübertragung – kaum geändert hat,  hat die schriftliche Kommunikation einen 
grundlegenden Wandel erfahren. Der traditionelle Austausch von Informationen auf 
dem Papierweg ist nur noch bestimmten Kommunikationszwecken vorbehalten: 
Der handschriftliche bei Grußbotschaften aus dem Urlaub, Geburtstagen oder in 
Todesfällen (auch hier mit abnehmender Tendenz), der maschinenschriftliche bei 
formellen, z.B. unterschriftsbedürftigen, oder solchen Vorgängen, bei denen die 
Geschäftsabwicklung über das Internet (noch) nicht möglich ist.

An Letzterem setzen die Reformbemühungen um EBusiness, EGovernment u.a. 
an, in der Literatur bereits zusammenfassend ironisch als „EEverything“ bezeichnet. 
Informationsbeschaffung und Schriftverkehr sollen möglichst unter Verwendung 
digitaler Medien abgewickelt werden. Hierzu werden mit großem Aufwand sowohl 
in der Wirtschaft als auch in der staatlichen Verwaltung Instrumente bereitgestellt 
(Bestelldienste, EBanking, OpenGovernment, elektronisches Formularwesen, 
Kontaktlines jeder Art usw.). 

Revolutionär wirkt sich das Internet auf die Art und Weise aus, wie Informationen 
beschafft werden: Der Blick in die Zeitung, der Griff in den Bücherschrank, der Gang 
zur Bibliothek sind – jedenfalls im ersten Zugriff – ersetzt worden durch den Blick ins 
Internet, ob über Google vermittelt oder unmittelbar durch den Zugriff auf Wikipedia 
oder viele andere Foren, von denen man die Bereitstellung der gewünschten Infor-
mationen erwartet. Die Macht über das Wissen, die hinter diesen Prozessen steht, 
wird zwar überall angesprochen, ist aber bei weitem noch nicht hinreichend erörtert. 

Das Internet eröffnet darüber hinaus Kommunikationswege, die den einzelnen 
Individuen bislang verschlossen oder nur bedingt zugänglich waren: die Möglich-
keit, Inhalte nicht nur an einen einzelnen Partner, sondern an eine Vielzahl von 
Personen, ja an die ganze Internetgemeinde zu übermitteln. Ein Weg, der zuvor nur 
den traditionellen Medien – Presse, Rundfunk – offen stand. Dies wird ermöglicht 
durch Foren, Chatrooms, Kurznachrichtendieste wie Twitter, auf eine sehr indivi-
dualisierte Weise auch über Facebook. Von manchen Autoren ist diese Entwicklung 
bereits als „digitale Revolution“ bezeichnet worden.
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Zivilgesellschaftliche Handlungsräume

Zivilgesellschaft oder Bürgergesellschaft (die politologisch vielleicht interessante 
Diskussion über die Abgrenzung dieser Begriffe sei hier dahingestellt) versteht sich 
als eine Gesellschaftsformation, die zwischen Staat und Wirtschaft  auf der einen 
Seite, dem Individuum (und der Familie) andererseits angesiedelt ist. Die Inter-
national gebräuchliche Bezeichnung „Third sector“ (nach Staat und Wirtschaft)4 
verkennt, dass die Zivilgesellschaft ein Intermediär zwischen dem Privaten einer-
seits, dem formiert Öffentlichen in Form von Staat und Wirtschaft andererseits 
ist. Sie greift Themen auf, die von den formellen Institutionen nicht oder nicht in 
einer bürgergerechten, d.h. die Bürgerrechte ausreichend berücksichtigenden Form 
aufgegriffen und behandelt werden. Ihre Wurzeln entstammen – idealerweise – 
dem Reservoir der Bürger – d.h. der Individualinteressen, wobei darunter nicht die 
Interessen des einzelnen Individuums, sondern generalisierungsfähige Interessen 
verstanden werden (materielle Öffentlichkeit).

Zur Wirkung zivilgesellschaftlicher Institutionen werden in der Literatur drei 
Dimensionen unterschieden: Organisation, Kommunikation („Framing“) und Effek-
tivität („political opportunity structures“).5

Um eine soziale Bewegung der Zivilgesellschaft zuordnen zu können, bedarf 
es einer Organisationsform, die sich um ein als von den formellen Institutionen 
nicht erkanntes, falsch gelöstes oder bekämpftes Problem gruppiert: Unterschieden 
werden „hot causes“, kurzfristig emotionalisierende Themen, oder „cool mobiliza-
tion“, längerfristiges Engagement. In der Regel wirken erstere defensiv, d.h. sie sind 
darauf gerichtet, genau benannte Gesetze, Planungen u.ä. zu verhindern. Letztere 
streben ein Ziel an, das .über mehrere Themenbereiche im Rahmen eines generellen 
Sektors reicht. Entsprechend gruppieren sich die Kommunikationsformen. Sie unter-
scheiden sich darin, ob nur ein bestimmtes Problem und ggf. die dazu gehörenden 
Verantwortlichen benannt, oder ob auch Lösungen vorgeschlagen werden. Schließ-
lich spielt die Chance eine Rolle, die Vorschläge auch politisch umzusetzen.

Je nachdem, wie diese Elemente ausgeprägt sind,  lassen sich Formen zivilgesell-
schaftlicher Aktivitäten gruppieren, ohne dass sich allerdings aus der Zuordnung zur 
einen oder anderen Ausprägung ein Urteil über deren gesellschaftliche Bedeutung 
ableiten lässt.

Zivilgesellschaft in der digitalen Welt

Die erste zivilgesellschaftliche Institution, die sich mit der Computergesellschaft 
befasste, war die ACLU (American Civil Liberties Union), eine 1919 in den USA als 
Reaktion auf eine erste Kommunistenjagd („Palmer Raids“, Alexander M. Palmer: 
damaliger Generalbundesanwalt der USA) gegründete Bürgerrechtsorganisation. 
Angesichts der (auf Grund der öffentlichen Proteste gescheiterten) Planung der 
US-Regierung, eine zentrale Datenbank über alle amerikanischen Staatsbürger 
zu errichten, entstand unter der Beteiligung der ACLU zusammen mit dem New 

4 Z.B. die „International Society for Third Sector Research“.
5 Leonhard Dobusch: Digitale Gesellschaft in Deutschland. Stand und Perspektiven 2014. In: Freie 

Universität Berlin. Fachbereich Wirtschaftswissenschaft. Diskussionsbeiträge Management 
2014/7 mit weiterführenden Hinweisen.
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Yorker Ökonomieprofessor Alan F. Westin Mitte der sechziger Jahre eine Studie zur 
Beeinträchtigung der Privatsphäre durch den Einsatz der Elektronischen Daten-
verarbeitung.6 Die Kampagne war erfolgreich, das Projekt der Regierung scheiterte. 
Diese wurde vielmehr gezwungen, den Entwurf eines Gesetzes vorzulegen, das 
den Umgang des Staates mit Daten über die Bürger und deren damit verbundenen 
Rechten regeln sollte. Der „Privacy Act“ trat zwar erst 1974 in Kraft, das Gesetzge-
bungsverfahren stieß aber noch in den sechziger Jahren eine Bewegung an, die 
zu einer weltweiten Diskussion führte. Auch spätere ACLU-Aktivitäten führten zu 
bahnbrechenden Entscheidungen, etwa der Nichtigerklärung eines Gesetzes, das 
im Internet generell „indecent contents“ verbieten wollte. In die Debatte um die 
Aktivitäten der NSA hatte sich die ACLU schon frühzeitig eingeschaltet. Was das 
„Framing“ betrifft, hat sich die UCLA sehr stark auf die die Nutzung des Rechtsweges 
konzentriert, was sie zu einer hocheffektiven Institution gemacht hat.

Andere zivilgesellschaftliche Institutionen in den USA nahmen die Problematik 
der Gefährdung der Privatsphäre durch die Computertechnologie explizit auf, so die 
EFF (Electronic Frontier Foundation) oder das EPIC (Electronic Privacy Information 
Center).

In Deutschland gibt es bis heute keine zivilgesellschaftliche Institution, die sich 
den Problemen der digitalen Welt querschnittsmäßig annimmt. Vielmehr ist die 
diesbezügliche Diskussion zunächst in der alten Bundesrepublik, später im vereinten 
Deutschland geprägt von kampagnenartigen Aktivitäten, die durchaus erfolgreich 
waren (Volkszählungskampagne 1983, ACTA-Kampagne 2012, in gewissem Umfang 
Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung seit 2005), wobei nicht zu übersehen ist, dass 
diese Erfolge durch günstige Konstellationen auf staatlicher Seite ermöglicht wurden 
(Zusammensetzung des Bundesverfassungsgerichts, liberale Führung des Bundesju-
stizministeriums).

Ebensowenig haben Gruppierungen wie der Chaos Computer Club (seit 1981) 
oder das aus der Volkszählungskampagne hervorgegangene Forum Informatiker-
Innen für Frieden und gesellschaftliche Verantwortung (seit 1984) eine konsistente 
Politik im Hinblick auf eine zivilgesellschaftliche Bastion gegenüber wirtschaftlicher 
und staatlicher Informationsmacht entwickeln können. Die Humanistische Union, 
im Ansatz der ACLU vergleichbar, nimmt sich zwar der Thematik an, ihr menschen-
rechtliches Engagement ist aber viel breiter gefächert. Auch der Versuch der Piraten-
partei, sich aus zivilgesellschaftlichem Engagement heraus in den „ersten Sektor“ 
der Staatlichkeit vorzuarbeiten, scheint derzeit wenig erfolgversprechend. Die 
jährlich stattfindende Demonstration „Freiheit statt Angst“ scheint weniger auf 
Effektivität als auf Aufmerksamkeitsbildung in Form einer volksfesthaften Veranstal-
tung abzuzielen (Mitführen einer Datenkrake aus Plastik, weiße Masken oder solche 
mit den Gesichtern von Snowden oder Merkel).

Bemerkenswert ist insbesondere, dass weder die Assange- noch die Snowden-
Enthüllungen einen Anschub für die Herausbildung bemerkenswerter Bürgeriniti-
ativen bewirkt haben.

6 Alan F. Westin (1967): Privacy and Freedom. New York. 
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Nutzung digitaler Instrumente durch die Zivilgesellschaft

Bedeutsamer als die kritische Ausrichtung auf bestimmte Themenbereiche der 
digitalen Welt als Kristallisationskern der Organisationsbildung scheint die Benut-
zung der digitalen Medien durch zivilgesellschaftliche Institutionen selbst, mithin 
deren Nutzung im Rahmen des institutionellen Framings.

Weltweit intensiv diskutiert worden ist die Rolle, die soziale Medien im Jahr 2012 
im sogenannten „Arabischen Frühling“ gespielt haben. Allgemein wird die Auffas-
sung vertreten, dass vor allem die Nutzung von Twitter und Facebook die Rebellion 
ermöglicht habe. Abgesehen davon, dass die Voraussetzung hierfür die Verfügbar-
keit der Mobiltelefonie und damit die Möglichkeit war, auf ganz traditionelle Weise 
sprachlich zu kommunizieren und ggf. Kurzmeldungen auszutauschen, sind diese 
Mittel allerdings nur Vorbereitungsinstrumente insbesondere für die Organisation 
von Veranstaltungen, bei denen die Aktivisten dann doch physisch anwesend sein 
müssen, und keine Mittel, die einen Durchbruch unmittelbar bewirken. 

Die Abläufe im arabischen Frühling zeigen auch Probleme für den Einsatz 
sozialer Medien zur Mobilisierung: Der Zugang zum Internet kann von der Gegen-
seite, hier den autokratischen Regierungen in Tunesien, Libyen und Ägypten relativ 
leicht abgeschaltet werden, was sich zwar umgehen lässt, aber nur mit relativ 
hohem technischen Sachverstand, der nicht allen Betroffenen zur Verfügung steht. 
Das Beispiel China zeigt, dass eine Regierung das Zustandekommen großflächiger 
Mobilisierung durch technische Mittel sehr wohl  verhindern kann. Die türkische 
Regierung scheint sich derzeit ebenfalls auf diesen Weg zu begeben.

Eine wichtige Voraussetzung für Netzaktivitäten durch Zivilgesellschaften ist die 
Möglichkeit der anonymen Kommunikation. Aber auch hier verbergen sich Probleme, 
die bereits im arabischen Frühling erkennbar waren: Die Anonymität gibt Raum für 
Falschinformationen, Manipulationen oder auch Provokationen durch die Gegenseite.

In einer Umgebung, in der die Meinungsfreiheit und das Verbot des Eingriffs 
in das Fernmeldegeheimnis grundrechtlich gesichert ist, sind die digitalen Instru-
mente, vor allem die Social-Media-Dienste, gleichwohl herausragende Instru-
mente zur Organisation zivilgesellschaftlicher Aktionen. Zu beachten ist aller-
dings stets, dass diese Instrumente auch radikalen Gruppierungen zur Verfügung 
stehen. Gerade rechtsradikale Vereinigungen oder ganz aktuell Salafisten mit ihrer 
Dschihad-Werbung nutzen sie intensiv und in einem Ausmaß, das in keinster Weise 
deren Bedeutung entspricht. Eine denkbare Sperrung solcher Angebote wegen 
strafbaren Inhalts (Volksverhetzung, Aufruf zu Straftaten, Unterstützung terroris-
tischer Vereinigungen) müsste stets am Rand des verfassungsrechtlich zulässigen 
agieren.

Im Grenzbereich zwischen staatlichem und zivilgesellschaftlichem Handeln liegt 
die Nutzung elektronischer Medien im Rahmen des E-Government. Das Spektrum 
reicht von der Herstellung besserer Transparenz des Regierungs- und Verwaltungs-
handelns über die Ersetzung des papierenen Schriftwechsels durch die elektronische 
Form bis zur Mitentscheidung bei anstehenden politischen Fragestellungen, sei es 
durch die Abgabe von Voten oder durch unmittelbare Bürgerentscheide. Angesichts 
der „digitalen Spaltung“, also der nach wie vor bestehenden Trennung von inter-
netaffinen und internetabstinenten Menschen, kann dies allerdings nur ein zusätz-
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liches Angebot sein. Eine Reduzierung der Beteiligung auf digital vermittelte Dienste 
wäre in Hinblick auf das Gleichheitsgebot verfassungsrechtlich nicht tragbar.7

Näher am zivilgesellschaftlichen Engagement liegt die zunehmend von Abgeord-
neten und anderen politischen Entscheidungsträgern bis hin zur Bundeskanzlerin 
genutzte Möglichkeit, insbesondere über soziale Medien wie Twitter oder Facebook 
unmittelbaren Kontakt zur Bevölkerung aufzunehmen, um eigenes Handeln der 
Anerkennung oder Kritik anheimzustellen oder Handlungsvorschläge entgegenzu-
nehmen. So entstehen neue Wege der politischen Willensbildung, die sich in das 
landläufige Schema der repräsentativen Demokratie hineindrängen. 

Dieser Veränderungsprozess wird noch deutlicher, wenn die Medien zur Formu-
lierung und Verbreitung politischer Positionen genutzt werden, um die Stimmen der 
Adressaten dann in Form von Petitionen, Eingaben, Gesetzgebungsvorschlägen und 
dergleichen in den politischen Prozess einzuspeisen. Hierfür gibt es bereits Ansätze 
einer Effektivierung durch spezielle Foren wie z.B. Campact, bei denen allerdings die 
Gefahr der Kommerzialisierung der Partizipationsprozesse besteht.8

Daneben entwickeln sich Aktivitäten spezifischer Interessengruppen jenseits 
bestehender, eher dem staatlichen oder wirtschaftlichen Bereich zuzuordnender 
Institutionen wie Berufs- und Interessenverbände. Ein Beispiel hierfür sind die 
Internetaktionen berühmter Autoren in Zusammenhang mit der Auseinanderset-
zung zwischen Amazon und den Buchverlagen über die Buchpreisbindung. Auch 
spontan durchgeführte Meinungsumfragen, mit deren Ergebnissen dann Entschei-
dungsträger unter Druck gesetzt werden sollen, gehören hierzu – Beispiele hierzu 
finden sich allen Lebensbereichen (z.B. gegen den Einsatz des Fernsehmoderators 
Markus Lanz bei „Wetten dass“, gegen den Bau eines Bauhausmuseums in Dessau, 
initiiert durch die AfD).

Diese Erscheinungen weisen Risiken auf, die zur Zurückhaltung der Verwer-
tung im politischen Raum zwingen: Die bereits angesprochene ungleich verteilte 
Medienkompetenz, zu der auch eine ungleiche Verteilung der Zeitressourcen gehört, 
die Protagonisten zur Verfügung stehen, beeinträchtigen die Repräsentativität der 
Ergebnisse. Diese wird auch dadurch in Frage gestellt, dass nicht nachkontrolliert 
werden kann, wie manipuliert die Eingaben sind, etwa durch gezielte Gruppenan-
sprache oder gar Mehrfacheingaben einzelner Personen. 

Bei emotional geladenen Themen können die Aktivitäten leicht in Schmä-
hungen bis hin zu Beleidigungen und Verleumdungen ausufern (shit storm), die 
den Wert der Aktionen vermindern oder ins Gegenteil verkehren. Erleichtert wird 
dies durch die Möglichkeit, an den Aktionen anonym teilzunehmen. Eine Abhilfe 
könnten hier nur Maßnahmen wie gezielte Moderation oder der Zwang zur Klarna-
mensnennung bringen – was aber wiederum der Grundidee der freien Meinungsäu-
ßerung in Frage stellt. Dass dieses Grundrecht auch bei anonymen Äußerungen gilt, 
haben die obersten Gerichte festgestellt.9

7 Vgl. Nikolai Horn (2013): Der Bürger im Netz. Die digitale Welt als Herausforderung für die Zivil-
gesellschaft. Hg.: Herbert-Quant-Stiftung. Bad Homburg vor der Höhe.

8 Vgl. den aufschlussreichen Artikel von Cornelie Barthelme: Der Protest mit der Maus. Campact 
organisiert politischen Widerstand online – und überführt ihn in die richtige Welt. Das Professi-
onelle daran stört manche. In: Der Tagesspiegel v. 19.8.2014 S. 7.

9 Z.B. jüngst wieder BGH im Urteil vom 23.9.2014 (BGH ZR 358/13) zu einem Ärztebewertungs-
portal, der Anonymität für „dem Internet immanent“ hält.
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Auf eine Intensivierung der Beteiligungsformen zielt die Forderung nach „liquid 
democracy“ ab. Sie bedeutet über die Möglichkeit hinaus, statisch Meinungen in 
einen Entscheidungsprozess einzubringen, auch, diesen permanent zu beobachten 
und zu beeinflussen. Offen ist, ob und in welchem Umfang ein solches Konzept 
durchführbar ist. Jedenfalls scheint klar zu sein, dass bei einem derartigen Verfahren 
die Unbefangenheit der Entscheidungsträger (bis hin zur individuell gewährlei-
steten Gewissensfreiheit des Abgeordneten) in Frage gestellt wäre. Ein weiterer 
Einwand gegen die generelle Nutzung von liquid democracy liegt in den Grenzen 
der menschlichen Verarbeitungsfähigkeit: Entscheidungen müssen in einem zeitlich 
vertretbaren Rahmen erfolgen. Liquid democracy tangiert dies in zwei Hinsichten: 
Die „teilnehmenden Beobachter“ müssen schnell reagieren; abgesehen vom zur 
Verfügung stehenden Zeitrahmen müssen sie auch zu einer schnellen Verarbeitung 
der gebotenen Informationen in der Lage sein. Da dies nicht generell zu unterstellen 
ist, wird es zu hastigen, zwangsläufig nicht hinreichend reflektierten Reaktionen 
kommen. Auf der anderen Seite müssen die unmittelbaren Entscheidungsträger 
in der Lage sein, die hereinkommende Informationsmenge in der zur Verfügung 
stehenden Zeit zu verarbeiten. Dass dies bereits bei einer geringen Anzahl Beteilig ter 
nicht mehr möglich ist, liegt auf der Hand. Dies bedeutet, dass „liquid democracy“ 
den Einbau menschlicher (oder maschineller?) Filter erfordert, die ihrerseits wieder 
manipulationsgefährdet sind. 

Datenschutz und Zivilgesellschaft

Das vielleicht größte Konfliktfeld, das sich in der digitalen Gesellschaft auftut, ist, in 
welchem Maße die Persönlichkeitsrechte der Menschen durch die Medien beein-
trächtigt werden und wenn ja, welche Aktivitäten dagegen vonnöten sein könnten. 
Das Rechtsgut, um das es geht, trägt dabei unterschiedliche Bezeichnungen: In den 
USA nach wie vor „Right to privacy“ oder „information privacy“, in der übrigen Welt 
Bezeichnungen, die aus der missverständlichen deutschen Wortbildung „Daten-
schutz“ abgeleitet sind (data protection, protection des données,   usw.).

Wie bereits erwähnt, war eine zivilgesellschaftliche Institution, nämlich die 
ACLU in den sechziger Jahren an den ersten Diskussionen über die Verletzungen 
des Right to Privacy in den USA beteiligt. Auch die Volkszählungkampagne oder 
die Kampagne gegen die Vorratsdatenspeicherung fanden ihren Bezugspunkt in 
den Persönlichkeitsrechten – erstere mit dem Ergebnis, dass das Bundesverfas-
sungsgericht mit dem „informationellen Selbstbestimmungsrecht“ ein eigenes, 
aus Menschenwürde und Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit abgeleitetes 
Grundrecht schuf. Gleichwohl hat sich bis heute in Deutschland auch auf diesem 
speziellen Gebiet keine Institution gebildet, die den Datenschutz querschnittsmäßig 
zu ihrer Thematik macht. Digitalcourage, eine Institution, die vormals unter der 
merkwürdigen Bezeichnung „Verein zur Förderung des öffentlichen bewegten und 
unbewegten Datenverkehrs“ (FoeBuD) firmierte, vergibt zwar jährlich einen „Big 
Brother Award“, tritt aber ansonsten in – jedenfalls für die Öffentlichkeit – kaum 
bemerkbarer Weise in Erscheinung.

Ein wesentlicher Grund mag darin liegen, dass mit den durch die Datenschutz-
gesetze in vielerlei Formen geschaffenen Datenschutzbehörden (Bundes- und 
Landesdatenschutzbeauftragte, Aufsichtsbehörden für den Datenschutz, betrieb-
liche und behördliche Datenschutzbeauftragte) unabhängige Instanzen bestehen, 
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die mit ihrer zum Teil proaktiven und oft mit Verve vorgetragenen Datenschutzpo-
litik im ersten Sektor einen Raum besetzen, der in anderen Bereichen den Zivilge-
sellschaften vorbehalten war. 

Gleichwohl besteht Bedarf für ein großflächiges Engagement. Die Datenschutz-
behörden sind prinzipiell an die Vorgaben der komplexen Datenschutzgesetzgebung 
gebunden, auch wenn sie sich engagiert in den Gesetzgebungsprozess einbringen.

Aber wie man am Beispiel der Diskussionen um eine Europäische Daten-
schutz-Grundverordnung sieht, bleiben die beteiligten Stellen – bei allem vor allem 
im Europäischen Parlament artikulierten Reformwillen – in den vorgegebenen 
Denkstrukturen gefangen.10 Damit lassen sich die globalen Fragestellungen aber 
nicht beantworten. Insbesondere ist eine Stimmung verbreitet, die angesichts der 
Entwicklung der digitalen Welt sowohl im öffentlichen (globale Ausspähung durch 
Nachrichtendienste, Präventionsdenken der Sicherheitsbehörden, Transparenz- 
und Kostendämpfungsmodelle im Gesundheits- und Sozialwesen) als auch im 
privaten Bereich (Ausschöpfung von Big Data aus allen Bereichen, insbesondere den 
Social-Media-Diensten, zu Zwecken der Werbung, der Produktoptimierung oder der 
Entwicklung individualisierter Angebote) die Gewährleistung des Datenschutzes 
jedenfalls mit den herkömmlichen Mitteln nicht mehr für möglich hält. Die beste-
henden Regelungen werden mit der „Maginot-Linie“ zur Abwehr feindlicher Panzer-
verbände im zweiten Weltkrieg verglichen, die sich als völlig nutzlos erwiesen hat.11 
Modelle des Umgangs mit Daten in der „Post-Privacy“-Zeit werden erörtert.12

Forderungen nach einer umfassenden Transparenz nicht nur staatlichen 
Handelns, sondern auch wirtschaftlicher Vorgänge haben ebenso die Tendenz, die 
Persönlichkeitsrechte der Betroffenen zu missachten. Die bestehenden Informati-
onsfreiheitsgesetze sprechen diese Diskrepanz zwar an, lösen sie jedoch in der Regel 
nur in der Form von in Bund und den Ländern in ihren Abwägungkriterien durchaus 
unterschiedlichen Generalklauseln.

Demgegenüber wird, auf einer höheren Ebene als der stark juristisch geprägten 
Diskussion um die „informationelle Selbstbestimmung“, die Bedeutung des 
privaten Geheimnisses für die Gesellschaft insgesamt betont.13  Wie beide Aspekte zu 
vereinen sind, sollte nicht nur von öffentlichen Funktionsträgern, sondern vor allem 
aus der Mitte der Gesellschaft, eben in der Zivilgesellschaft vorgedacht und disku-
tiert  werden. Dies könnte ein langsamer Prozess sein,14 der sich nicht außerhalb, 
sondern innerhalb der digitalen Welt abspielt.15 Dabei müsste auch geklärt werden, 
nicht ob, aber in welchem Umfang staatliche Regelung angemessen ist oder durch 
Selbstregulierung ersetzt werden müsste.

Das größte Problem ist, wie bereits erwähnt, der Umstand, dass die meisten 
Daten, deren Gebrauch die Privatsphäre gefährdet, inzwischen von den Betroffenen 

10 Zum neuesten Stand vgl. das engagierte Buch des Datenschutzberichterstatters im Europäi-
schen Parlament: Jan Philipp Albrecht (2014): Finger weg von unseren Daten! Wie wir entmün-
digt und ausgenommen werden. München.

11 Mayer-Schönfelder/Cukier, S. 25
12 Z.B. Christian Heller (2011): Post-Privacy. Prima leben ohne Privatsphäre. München.
13 V.a. Byung-Chul Han (2012):Transparenzgesellschaft. Berlin, der bereits an Georg Simmel 

anknüpft (Das Geheimnis und die geheime Gesellschaft 1907).
14 Vgl. Marion Meckel (2013): Wir verschwinden. Der Mensch im digitalen Zeitalter. Zürich.
15 Sascha Lobo aaO.
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selbst ins Netz gestellt werden, sei es in sozialen Netzwerken, oder durch unbedachte 
Nutzung anderer Internetdienste wie Suchmaschinen, oder Bestelldienste, durch 
freigiebigen Umgang mit Adressdaten im Mobiltelefon usw. Die Nutzung des Handys 
selbst hinterlässt Spuren über den Aufenthalt, die es beim Festtelefon in dieser Form 
nicht gibt. Entstehung und Nutzung dieser Daten werden auf die Einwilligung der 
Betroffenen gestützt. Deren Reichweite freilich ist umstritten, ist es doch kaum oder 
gar nicht möglich, die für die wirksame Einwilligung erforderlichen Informationen 
(informed consent) bereitzustellen, zumal die meisten Provider hierzu auch gar 
nicht bereits sein dürften.

Daraus ergibt sich für die Zivilgesellschaft ein bisher so nicht gekanntes 
Problem: Obwohl sie als Interessenvertretung der Bürger und Bürgerinnen konzi-
piert ist, müsste sie sich partiell gegen diese wenden, indem sie auf eine Einschrän-
kung der Freiheiten im Netz zum Schutz der Betroffenen selbst hinwirkt. Dies kann 
in der Form von Bewusstseinsbildung geschehen,  was erfahrungsgemäß nur eine 
begrenzte Reichweite hat, oder doch wieder in der Entwicklung von Regeln, die über 
die freundlich-unverbindlichen Normen der „Netiquette“ hinausgehen müssen.

Bezug zur Bürgerbewegung in der DDR

Die Bürgerbewegung der DDR war eine zivilgesellschaftliche Form, die die Wissen-
schaftler der „cool mobilization“ zuordnen würden, also einer eher langfristig 
gedachten Bildung von Identität und Engagement. Diagnostisch hatte sie zum 
Ziel, wohl weniger das Regime abzuschaffen als dieses zur Anerkennung von 
Grundrechten wie Meinungsfreiheit und Freizügigkeit zu bewegen. Angesichts 
der permanenten Präsenz der Staatssicherheit mit deren Tendenz, in die Privat-
sphäre der Bürger und Bürgerinnen einzudringen, gehörte das Abschütteln dieses 
Über wachungs regimes zu den Zielsetzungen. Die Bürgerbewegung der DDR war 
erfolgreich im Hinblick auf die Demokratisierung (noch nicht Abschaffung) ihres 
Staates. Hierzu gehörte allerdings sehr bald die Abschaffung des umfassenden 
Sicherheitsapparates. Mit dem Stasi-Unterlagengesetz gelang es nach langen Diskus-
sionen einen Weg zu finden, die rechtswidrig erhobenen Unterlagen aufzubewahren 
und einen Umgang mit ihnen zu regeln, der die Belange aller Seiten berücksichtigt.

Zu lernen ist, auch angesichts der Herausforderungen der digitalen Welt (die für 
die Bürgerbewegung in der DDR naturgemäß noch keine Rolle spielen konnte),

 ∙ trotz aussichtslos erscheinender Lage beharrlich auf ein Ziel hinzuarbeiten,
 ∙ die Menschenrechte, auch das Recht auf Privatsphäre und Unbeobachtet-
sein als Wert zu erkennen, für den es sich zu kämpfen lohnt,

 ∙ dass sich Überwachungsstrukturen überwinden lassen.
Der Erfolg der DDR-Bürgerbewegung kann eine Motivation darstellen, auch in einer 
zunächst aussichtlos erscheinenden Situation sich angesichts der Bedrohungen 
durch  die digitale Welt zivilgesellschaftlich zu engagieren. 
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Anke Domscheit-Berg
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ANKE DOMSCHEIT-BERG

Zivilgesellschaft in der digitalen Welt

Ich möchte vor allem über die Chancen sprechen, die die digitale Revolution für die 
Zivilgesellschaft birgt, und werde diese neuen Möglichkeiten an fünf Themenfeldern 
illustrieren: Wie kann man in der digitalen Welt Informationszuwächse erzielen und 
ein größeres Maß an Transparenz herstellen? Wie lässt sich Arbeit in der Zivilgesell-
schaft besser vernetzen und organisieren? Kann man besser miteinander arbeiten, 
auch wenn man sich an unterschiedlichen Orten befindet? Wie lässt sich zivilgesell-
schaftlicher Widerstand gegen staatliches Handeln effektiver ausüben? Und letztlich: 
Wie lassen sich Ressourcen für zivilgesellschaftliche Projekte einfacher erschließen? 
Sie ahnen, in der Kürze der Zeit wird jeder dieser Punkte sehr kompakt abzuhandeln 
sein, aber bei Interesse lassen sich die Themen in der anschließenden Debatte noch 
vertiefen.

Information und Transparenz für die Zivilgesellschaft

Seit einigen Jahren beschäftige ich mich aktiv und intensiv mit dem Thema Open 
Government. Dahinter verbirgt sich der Ansatz, Politik und Verwaltung dazu zu 
bringen, selbst offener, transparenter und partizipativer zu sein. Das klappt mehr 
oder weniger schlecht. In Deutschland eher schlecht. Einige Länder sind da schon 
etwas weiter als wir, zum Beispiel England. Dort gibt es eine Vorgabe, alle Verträge 
der öffentlichen Hand ab einem Wert von 10.000 Pfund im Internet zu veröffentli-
chen. Die sind dort sogar durchsuchbar. Da lässt sich beispielsweise feststellen, 
wie viel Umsatz Microsoft im letzten Jahr im Januar bei irgendeiner Behörde in 
England gemacht hat. Und man kann Schlüsse daraus ziehen. In Deutschland gibt 
es das nicht. Bei uns muss man Transparenz von unten herstellen. Das passiert 
heute durch die Kulturtechnik der digitalen Gesellschaft, die sich Leaking nennt. 
Man kann heutzutage den Informationsgehalt von drei Lastwagen voller Akten 
auf einem kleinen USB-Stick heimlich irgendwohin schmuggeln und damit natür-
lich einfacher Transparenz von unten herstellen. Und wie wir alle wissen, wird das 
auch gemacht. Es klang ja bereits an im Beitrag meines Co-Referenten Hansjürgen 
Garstka, er war ja auch zuständig für Informationsfreiheit: Informationsfreiheitsge-
setze gibt es in Deutschland auf Bundesebene und in elf Bundesländern. Fünf haben 

Umbrüche gecheckt
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immer noch keines. Es ist aber für viele Bürgerinnen und Bürger ein sehr kompli-
zierter Prozess, die vorhandenen Regelungen auszuschöpfen. Hilfreich ist dafür ein 
Internetwerkzeug mit Namen Frag den Staat, das unter fragdenstaat.de im Netz zu 
finden ist. Das ist ein sehr einfaches Werkzeug, um durch einen geführten Prozess 
mit Dropdown-Menü eine Informationsfreiheitsanfrage an bestimmte Behörden zu 
stellen. Das passiert auf eine Art und Weise, die es schwer macht, solche Anfragen 
abzulehnen. Man führt zwar seinen persönlichen Informationswunsch und -bedarf 
an, wenn man aber zum Schluss auf Enter klickt, ergänzt dieses kleine Werkzeug von 
ganz alleine: Die Anfrage darf nicht abgelehnt wegen Paragraf mit Bezug auf Artikel 
und so weiter und sofort. Das ganze Rechtsverständnis, das der einzelne Bürger 
gewöhnlich nicht hat, das hat die NGO, die Frag den Staat erstellt hat, dort einge-
baut. Die Anfragen werden veröffentlicht in diesem Werkzeug. Ich kann also sehen, 
wer Anfragen gestellt hat. Dort werden auch alle Antworten veröffentlicht, das heißt 
das Werkzeug macht richtig Druck auf die Behörde, weil auch jede Fadenscheinig-
keit möglicher Ablehnungsgründe dort transparent und für jeden erkennbar ist. Die 
Macher des Tools helfen dann auch dabei, auf Ablehnungen zu reagieren. Das ist 
eine Sache, die das Leben wirklich erleichtert und mit deren Hilfe man Informa-
tionen auch leichter bekommen kann.

Wenn Daten und Informationen dann wirklich zur Verfügung gestellt werden, 
sind die aber von Laien nicht selten schwer zu verarbeiten und zu interpretieren, 
sei es aufgrund des Formats oder der Komplexität. Mit derartigen Daten allein lässt 
sich unter Umständen gar nicht so viel anfangen. Deswegen gibt es inzwischen 
viele Menschen, die sich darauf spezialisiert haben, Daten zu visualisieren. Für 
Haushaltsdaten gibt es da beispielsweise unendlich viele, sehr schöne Varianten. 
Wenn man z.B. Haushaltsdaten aus den USA visualisiert und dann z.B. die Kästchen 
für die Kosten des Irak-Krieges ins Verhältnis setzt zu Kästchen mit Finanzmitteln, 
die es kosten würde, ein Jahr lang jedes Kind überall auf der Welt zu ernähren, dann 
sehen wir sehr schnell einen Aha-Effekt, dann stellt man sich schon Fragen. Man 
kann also mit vernünftig visualisierten Daten Botschaften viel leichter vermitteln, 
leichter Menschen überzeugen, mobilisieren, sich für ein bestimmtes Thema einzu-
setzen. Mit einer nackten Zahl, mit ein paar Nullen mehr oder weniger, ist das sehr 
viel schwieriger.

Zivilgesellschaftliche Organisation und Vernetzung

Zum Thema Organisation und Vernetzung möchte ich das ungeheure Potenzial der 
Digitalisierung an einem Beispiel demonstrieren, das mit einem sozialen Netzwerk, 
hier mit Twitter, zu tun hat. Ich will damit zeigen, wie eine einzelne Person gesell-
schaftlich Veränderungen erreichen kann, weil heute Individuen viel mehr Reich-
weite haben können, mehr Druck ausüben können, möglicherweise mehr als je 
zuvor. Ich spreche von Julia Probst. Sie ist gehörlos und über Twitter hat sie jetzt die 
Möglichkeit Menschen zu erreichen. Sie hat weit über 25.000 Follower, die sie mit 
jeder Botschaft anspricht, und ihr folgen inzwischen auch sehr viele Medien, was die 
Reichweite natürlich weiter vergrößert. Sie benutzt Twitter, um für Barrierefreiheit 
zu kämpfen, insbesondere für gehörlose Menschen. Sie hat mit Twitter inzwischen 
eine derartige Präsenz erreicht, dass sogar Regierungssprecher Steffen Seibert in 
einem Fall offiziell Bezug auf sie genommen hat. Er war, verstärkt durch Medienrak-
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tionen auf Julia Probsts Aktionen, so weit in die Enge getrieben worden, dass er sie 
nicht mehr ignorieren konnte. Sie hat damit tatsächlich erreicht, dass die Podcasts 
der Kanzlerin untertitelt wurden, dass die Neujahrsansprache in Gebärdensprache 
übersetzt wird, dass es jetzt Führungen gibt beim Tag der Offenen Tür in der Bundes-
regierung, die mit Gebärdensprache gemacht werden. Das alles gab es vorher nicht. 
Da kann man jetzt sagen: „Naja, das ist ja nur was ganz Kleines.“ Aber es ist eine 
Sache, die es wert war, für sie zu kämpfen. Selbst eine Einzelperson kann mit den 
sozialen Medien Anliegen erfolgreich durchsetzen.

Wie kann man sich leichter vernetzen? Man kann hervorragend über sogenannte 
Wikis bestimmte Dinge organisieren und Aufgaben zusammenstellen, die vordring-
lich zu erledigen sind und die in eine sinnvolle Hierarchie zu bringen sind. Man kann 
Kontakte sammeln und knüpfen, Adressen ebenso wie alle möglichen Informati-
onen für die unterschiedlichsten Zwecke und Aufgaben. Große Demonstrationen 
wie die Freiheit-statt-Angst-Demo in Berlin mit zeitweise bis zu 25.000 Teilnehmern 
werden über solche Wikis organisiert. Parteitage der Piraten werden so organisiert. 
Für die Organisatoren ist es ungeheuer hilfreich, weil man mit diesen Werkzeugen zu 
jeder beliebigen Zeit und von jedem beliebigem Ort an den Vorbereitungen mitar-
beiten kann.

Gerade jüngere Menschen nutzen häufig sogenannte Pads. Das sind im Prinzip 
elektronische Dokumente, in denen mehrere Menschen gleichzeitig schreiben 
können. Man kann sich da eine Farbe wählen, die eigene Schrift erscheint dann in 
der jeweiligen Farbe. Man kann den eigenen Namen nennen oder ein Pseudonym 
oder ganz anonym bleiben. Wenn man den Namen einträgt, erkennt man anhand 
der Farbe, wer was reingeschrieben hat. Es gibt nebendran noch ein kleines 
Chat fenster, da lassen sich Kommentare einfügen, wenn man an einem bestimmten 
Text nicht direkt etwas verändern will. Die Zeilen sind nummeriert. Man kann da 
z.B. reinschreiben: „Also Zeile 92, das würde ich nicht so sehen, müsste man nicht 
eher anders formulieren?“ und so weiter. Man kann das hier ausdiskutieren und 
dann kann man das dort verändern. Die Schwelle zur Nutzung liegt ganz niedrig, 
denn das sind alles kostenfreie Services, die man unter piratenpad oder titanpad im 
Internet findet und die sich leicht benutzen lassen. Es lassen sich auch geschlossene 
Gruppen einrichten und durch ein Passwort schützen, oder die Gruppen bleiben 
ganz offen, so dass jeder mitschreiben kann. Ich habe das sehr oft für Briefings 
benutzt. Die Piratenpartei schreibt alle Pressemitteilungen damit, an denen mehrere 
Leute schreiben, Stellungnahmen werden damit geschrieben. Da kann auch jemand 
nachts um Drei etwas hinzufügen, dann, wenn alle anderen schlafen. Diese Instru-
mente funktionieren wirklich hervorragend für verteilte Zusammenarbeit.

Onlinepetitionen sind vermutlich den meisten ein Begriff. Sehr bekannte 
Beispiele sind AVAAZ, Change oder Campact. Eine Onlinepetition ist nicht das 
Gleiche wie etwa eine Petition an den Bundestag, aber auch diese Form wird wahrge-
nommen.

Man kann dafür selbst Facebook nutzen, auch wenn man sich der Gefahren, die 
das mit sich bringt, bewusst sein sollte. Es kann aber für unterschiedlichste Zwecke 
sehr praktisch sein, wenn man zum Beispiel Events dort einstellt oder offene oder 
geschlossene Gruppen zum Austausch benutzt. Ich kenne NGOs, die das gemacht 
haben, die Opendata-Aktionsplattform Berlin beispielsweise hat mit einer offenen 
Facebookgruppe ihre ganze Organisation und Absprache gemacht. Man konnte 
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sehen, wer dabei ist, man konnte die nächsten Events dort ankündigen, Leute dazu 
einladen, man konnte Links dort hineinstellen, für Themen und Positionen, die man 
verbreiten wollte. Das war äußerst praktisch. Es gibt viele Plattformen, die Event-
organisation erleichtern, wenn also Veranstaltungen anstehen, für die Teilnehmer 
registriert, Tickets vergeben oder verkauft, wofür Sponsoren gesucht werden. Dafür 
gibt es Plattformen, die das extrem einfach machen, wie Eventbrite oder Mixed.

Auch über Twitter lässt sich für unterschiedlichste Vorhaben zumindest in 
bestimmten Bevölkerungsgruppen relativ leicht mobilisieren. Das funktioniert mit 
Hilfe sogenannter Hashtags. Das sind Schlagwörter, vor denen eine kleine Raute 
steht. Nach Hashtags lässt sich auf Twitter suchen. Es gibt einige Komplexe, wie 
#Aufschrei, von denen war auch in den klassischen Medien zu hören. Ferguson – die 
Proteste und Unruhen nach dem Tod des jungen Afroamerikaners Michael Brown 
durch eine Polizeikugel – ist zuerst über Twitter in die Medien und in die öffentliche 
Wahrnehmung gekommen. Weil über diese Menschenrechtsverletzung in den Verei-
nigten Staaten und den erneuten Fall tödlicher Polizeigewalt gegen einen Schwarzen 
auf Twitter so massiv berichtet wurde, sind überhaupt erst Medien dahingegangen 
und haben angefangen hinzugucken und zu berichten – erst nachdem der Vorfall 
auf Twitter zwei Tage lang sehr heiß debattiert worden war. Twitter ist also auch 
ein wichtiges Medium, um für bestimmte Themen Sensibilität zu wecken und zu 
mobilisieren. Hier in Dresden ist der Hashtag #DresdenNazifrei schon traditionell. 
#S21 für Stuttgart dürfte auch bekannt sein.

Also: Vernetzung und Organisation geht mit den sozialen Medien viel einfacher, 
ist sehr niedrigschwellig, kostet in den meisten Fällen nichts, geht extrem schnell, 
erlaubt rasante Aktionen und Reaktionen.

Man kann mit den sozialen Netzwerken sehr viel spontaner agieren – wie viel 
flexibler fällt mir immer besonders im Vergleich zu der schwerfälligen Mobilisierung 
für die Protestdemos in der DDR auf. Ein Grund – vermute ich persönlich, warum 
die Montagsdemos Montagsdemos waren, nämlich am gleichen Tag zur gleichen 
Zeit am gleichen Ort stattfanden, war, dass wir gar keine Möglichkeit hatten, uns 
kurzfristig irgendwie zu verabreden. Ich war zum Beispiel bei der großen Studen-
tendemo im Januar 1989. Wochen vorher haben wir Materialien dafür, die Einla-
dungen, den Aufruf zur Teilnahme, abgetippt. Ich hab mir an der Schreibmaschine 
meines Großvaters die Nächte um die Ohren geschlagen, mein Studium hängen 
lassen, weil ich eigentlich nur noch abgetippt habe. Dieses Abtippen dauerte ewig, 
die Schreibmaschine war elend, aber es gab keine Alternative. Von Copyshops hätte 
man geträumt, und es waren höchstens zwei Durchschläge möglich, den dritten 
konnte man dann schon nicht mehr lesen. Jede Mobilisierung heute – mit Hilfe 
sozialer Netzwerke – ist unvergleichlich einfacher.

Neue Formen der zivilgesellschaftlichen Zusammenarbeit 

Die neuen Chancen für zivilgesellschaftliche Kollaboration lassen sich an einem 
anderen Beispiel demonstrieren. Das Doktorarbeitsplagiat des ehemaligen Bundes-
ministers Karl-Theodor zu Guttenberg wurde mithilfe eines neuen Werkszeugs 
nachgewiesen, einem Wiki, in diesem Fall dem sogenannten GuttenPlagwiki. Im 
Endstadium illustrierte es mit bunten Bälkchen, die aussehen wie ein Barcode, das 
Ausmaß des Plagiats. Jede ganz dünne Linie steht für eine der ungefähr 400 Seiten 
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der Doktorarbeit. Das Hellblaue sind die Vor- und Nachseiten, also keine echten 
Textseiten und alles, was weiß ist, hat er selbst geschrieben. Es ist eine überschau-
bare Menge. 1218 Plagiatsfragmente wurden gefunden in diesem Wiki von 160 
unterschiedlichen Menschen, die sich da auch in ihrer Freizeit Nächte um die Ohren 
geschlagen haben. Nachdem man die ersten Fundstücke hatte, hatten alle Blut 
geleckt und haben gedacht: „Ich finde auch noch eins!“ In diesem Wiki kann man 
also genau sehen, was der originale Text in seiner Doktorarbeit ist – direkt daneben 
gestellt natürlich mit offizieller Quellenangabe der Text, von dem Guttenberg geklaut 
hat. Das heißt, es waren eindeutige, unablehnbare Beweise und irgendwann war das 
so schlagend, dass der Minister letztlich Konsequenzen ziehen musste. Er wurde 
im Prinzip von einer anonymen Kollaboration der Zivilgesellschaft aus dem Amt 
getrieben.

Man kann mit Wikis aber auch vielleicht noch konstruktivere Dinge tun. Ich 
verändere den Fokus jetzt vom „Etwas-Wegkriegen“ zum „Etwas-Herkriegen“: In 
Hamburg haben die Bürgerinnen und Bürger die Nase voll gehabt vom Filz in der 
Stadt, der über die Grenzen Hamburgs hinaus berühmt ist; sie wollten der Korrup-
tion und diesem Filz mit mehr Transparenz entgegentreten, ein Transparenzgesetz 
auf den Weg bringen. In dem Moment, wo Politik transparenter wird, gibt es sehr viel 
weniger Raum für Korruption, weil sich schwarze Schafe im Scheinwerferlicht echt 
schlecht verstecken können. Die Hamburger haben sehr lange Lobbyarbeit für dieses 
Transparenzgesetz betrieben, aber im politischen System passierte gar nichts. Und 
irgendwann hat ein Mensch ein Wiki aufgemacht und gesagt: „Wir schreiben uns 
jetzt mal ein Gesetz selbst, so wie wir es gerne hätten.“ Sie haben praktisch crowd-
gesourced. Da sind wir bei dem Thema rechtliche Kompetenz. Ein solches Gesetz als 
FriseurIn schreiben oder als Handwerker ist nicht so einfach. Es gab aber unter den 
Menschen, die sich daran beteiligt haben, Fachleute mit juristischer Kompetenz, 
sogar ein ehemaliger Richter vom Bundesverfassungsgericht war daran beteiligt. Der 
hat also den funktionalen Input der normalen Bürger aufgegriffen und so formuliert, 
dass ein Gesetzestext daraus wurde, der wasserdicht ist. Dann hat man angefangen 
Unterschriften dafür zu sammeln, denn es gibt in Hamburg einen Bürgerentscheid 
in drei Stufen. Man hat die erste Stufe relativ schnell geschafft. Daran beteiligten 
sich auch zahlreiche Bündnisgruppen und mehrere Oppo sitionsparteien, neben 
den Piraten waren auch die Grünen dabei, der CCC (Chaos Communication Club), 
TranparencyInternational, Abgeordnetenwatch und noch eine Hand voll anderer. 
Nachdem die erste Hürde des Bürgerentscheids schnell genommen war, hat so 
langsam die Bürgerschaft ein wenig Angst bekommen, weil die nächste Stufe anstand 
und es sich abzeichnete, dass es wahrscheinlich durchgeht und auch die nächste 
Stufe nimmt. Dann wäre die Bürgerschaft gezwungen gewesen, es anzunehmen, 
und davor hatten die Abgeordneten der Regierungsfraktionen ein bisschen Angst. 
Also haben sie angefangen zu verhandeln und innerhalb kürzester Zeit, das war eine 
Verhandlungsdauer von ungefähr sechs Wochen, hat man sich geeinigt. Die Bürger-
schaft hat einstimmig dieses Transparenzgesetz mit kleinen Änderungen verab-
schiedet, hat sich mit Stolz vor die Presse gestellt und erklärt: „Wir sind die trans-
parenteste Stadt Deutschlands.“ Das Gesetz hatte aber die Zivilgesellschaft initiiert, 
vorformuliert und durchgesetzt. 

Ein anderes Beispiel ist Realmap.org. Dazu muss man sich den kleinsten 
Menschen, den ich je kennengelernt hab, vorstellen: Raul Krauthausen, ein Mensch 
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mit Glasknochenkrankheit, der sich im Rollstuhl fortbewegt und deswegen immer 
wieder auf Probleme wegen mangelnder Barrierefreiheit stößt. Er hat über das 
Internet und die Möglichkeiten und Reichweite, die er da hat, soviel bewegen und 
verändern können, dass ihn die Wirtschaftswoche als einen der 50 wichtigsten 
Menschen im Internet für Deutschland listete. Das hätte er ohne dieses Medium nie 
erreicht. Einer seiner großen Erfolge war,  eine Art googlemaps aufzubauen, an dem 
jeder Mensch mitarbeiten und die Barrierefreiheit eines beliebigen Ortes irgendwo 
auf der Welt eintragen und nach einem Ampelsystem bewerten kann – also grün, 
gelb und rot, wobei grün für barrierefrei steht. Und inzwischen sind da hunderttau-
sende von Einträgen überall auf der Welt. Auch Deutschland ist komplett abgedeckt 
und das erleichtert vielen Menschen die Bewegung und Entscheidung, ob sie sich 
jetzt in einem bestimmten Café verabreden können oder das bestimmte Bürgeramt 
erreichbar ist usw.

Zivilgesellschaftlicher Widerstand gegen Staatshandeln

Wie lässt sich im digitalen Zeitalter zivilgesellschaftlicher Widerstand besser 
mobilisieren? Der Protest gegen ACTA (Anti-Counterfeiting Trade Agreement), 
war am Ende erfolgreich; begonnen hatte er mit der Forderung nach Transparenz. 
Bei ACTA finden wir die gleichen Muster wie bei TTIP. Die Verhandlungen waren 
komplett geheim, und die Verträge kamen nicht ans Tageslicht. Selbst Abgeord-
nete im Bundestag kannten diese Verträge nicht. Auch die Minister, die sich dazu 
äußerten, hatten sie nicht gesehen, Es gab nur eine Hand voll Europaabgeordnete, 
die diese Verträge überhaupt sehen durften, allerdings gab es sehr viele Lobbyisten, 
Vertreter von Großindustrien, die natürlich Einblick hatten und vermutlich große 
Teile davon geschrieben hatten. Im Jahre 2008 wurde dann ein Entwurf des Vertrags 
an Wikileaks geleaked. Damit hatte die Zivilgesellschaft die Möglichkeit, sich fakten-
basiert dagegen zu wehren, weil man jetzt wusste, was drin stand. 

Das war viel einfacher und wirkungsvoller, als zu sagen, man sei gegen irgend-
etwas Unbestimmtes, das diffus böse ist. Durch die Veröffentlichung wurde beispiels-
weise die Rolle der ominösen Schiedsgerichte klar. Sie sollten aus drei Vertretern 
der Industrie und einem Richter bestehen. Sie sollten entscheiden können, was sie 
wollten; die Demokratie wäre damit ausgehebelt. Das wissen wir heute. Damals 
sind dann, um Massen mit einem so schwer fasslichen Konstrukt wie Was ist ACTA 
eigentlich? kleine Erklärfilmchen entstanden, die auf Youtube eine enorme Verbrei-
tung erreicht haben. Sogar Youtubestars, die hauptsächlich von 15- oder 20-Jährigen 
wahrgenommen werden, haben Werbung dafür gemacht, sodass am Ende hundert-
tausende Menschen auf der Straße waren bei minus zehn Grad in 20 Städten in 
Deutschland. Am Ende stand eine AVAZ-Petition, die zweieinhalb Millionen Unter-
schriften gesammelt und mit großer Medienpräsenz an das Europäische Parlament 
übergeben hat. Schließlich hat das EU-Parlament, von dem man erst dachte, es lässt 
ACTA tatsächlich durchgehen, sich in allen einschlägigen drei Ausschüssen dagegen 
entschieden. Bei ACTA hat das also funktioniert, und es ist genau die Methode, die 
auch gegen TTIP weiterhilft, nachdem der Bürgerinitiativenweg gegen das Freihan-
delsabkommen versperrt ist. 

Ein ganz anderes Beispiel hat mit mir persönlich zu tun. Ich bin auch Feministin 
und setze mich gegen Sexismus und für Geschlechtergerechtigkeit ein, und da haben 



79

A
uf
br
üc
he
 d
er
 Z
iv
ilg
es
el
ls
ch
af
t.
 W
eg
e,
 P
os
it
io
ne
n 
un
d 
W
ir
ku
ng
en
 d
er
 D
D
R
-B
ür
ge
rb
ew

eg
un
ge
n 
19
87
-2
01
4

A
nk
e 
D
om

sc
he
it
-B
er
g:
 Z
iv
ilg
es
el
ls
ch
af
t 
in
 d
er
 d
ig
it
al
en
 W
el
t

wir heute auch als einzelne Personen ganz andere Möglichkeiten uns zu wehren. Ich 
bekam also am 20. Juni 2012 auf Twitter eine Direktnachricht von einem Menschen, 
männlich, Senator bei der Lufthansa, der eine ganz unfassbare Lufthansawerbung 
bekommen hat, die wirklich platt sexistisch war. Ich habe diese Nachricht weiter 
geleitet an einen Sprachwissenschaftler aus Berlin, weil ich direkt vor einer Konferenz 
war und mich nicht richtig darum kümmern konnte und er genial darin ist, Sprache 
zu analysieren. Es ging um einen Werbebrief, den nur die männlichen Senatoren 
erhalten hatten. Der Sprachwissenschaftler hat am nächsten Tag einen hervorra-
genden Blogtext veröffentlicht, der das alles auseinandergenommen hat. Dann habe 
ich wieder übernommen und über Twitter mobilisiert, über meine Tweets meine 
Follower erreicht. Inzwischen sind es 14000. Ich habe auch direkt Medien adressiert, 
von denen mir nun mittlerweile auch einige folgen. Die Lufthansa antwortete auch 
irgendwann bei Twitter und meinte: „Das Feedback wird weitergeleitet.“ Es kam 
ein ziemlich heftiger Shitstorm gegen die Lufthansa; und zwar rasend schnell – wir 
sind immer noch am gleichen Tag! Darauf folgten Medienberichte über „Sexistische 
Werbung“ und „Flug in die 50er Jahre“ Nachdem sich die Medienberichterstattung 
zur Lawine entwickelte und auch ausländische Medien das Thema aufgriffen, kam 
noch an diesem Tag eine Pressemitteilung der Lufthansa, dass sie diese Kampagne 
sofort stoppen. Das Unternehmen hat sich offiziell und öffentlich dafür entschul-
digt, so einen Mist verbrochen zu haben. Das hat die Berichterstattung natürlich 
nicht sofort gestoppt. So sah die dann aus: Lufthansa stoppt sexistische Werbekam-
pagne. Fokus hat berichtet, im Ausland wurde berichtet, Wirtschafts- und Finanz-
medien haben darüber berichtet. Das war natürlich für die Lufthansa ein Fiasko. 
Aber die Entwicklung zeigt deutlich, wie man sich heute als einzelner Mensch erfolg-
reich wehren kann. Früher hätte man einen Brief geschrieben. Der wäre sofort im 
Mülleimer gelandet und es wäre nichts passiert.

Ressourcen für die Zivilgesellschaft

Zur Ressourcenbeschaffung möchte ich das Beispiel der Plattform betterplace 
herausgreifen. Es gibt viele weitere Plattformen, mit deren Hilfe sich unabhängig von 
Banken, also direkt als zivilgesellschaftliche Initiative Mittel und Ressourcen crowd-
funden lassen. Man kann dort nicht nur Geld für selbst definierte Zwecke sondern 
auch Zeitspenden oder Sachspenden sammeln. Man kann damit konkrete Bedarfe 
deutlich machen und modular aufgebaut präsentieren. Ich erläutere das an einem 
Projekt, an dem ich selbst beteiligt war. Ich war Botschafterin für das Barfoot-College 
in Indien. Dort werden dörfliche AnalphabetInnen zu IngenieurInnen ausgebildet. 
Funktioniert tatsächlich, obwohl es sich verrückt anhört. Ich habe inzwischen 10.000 
Euro für das Projekt eingesammelt, was durch das Modulare, das Niedrigschwellige 
tatsächlich einfacher möglich ist. Da viele zivilgesellschaftliche Initiativen extrem an 
Ressourcenmangel leiden, kann auch versucht werden, eine Person für ein Vorhaben 
zu gewinnen, die beispielsweise Projektorganisation macht oder bestimmte Kompe-
tenzen hat. Das ist ein ebenso vielseitiges wie hilfreiches Verfahren.

Ein kurzes Fazit zum Schluss: Ich glaube, dass es in der digitalen Gesellschaft 
sehr viel leichter oder überhaupt erstmalig in dem Ausmaß möglich ist, miteinander 
in neuen sozialen Strukturen zu kooperieren und zusammenzuarbeiten und dabei 
auch alle regionalen und nationalen Grenzen zu überschreiten. Wir können jetzt 
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wirklich intensive internationale Kooperationen herstellen – das Nationale macht 
wenig Sinn im Internet. Ich denke, dass wir auf innovative Weise Politik machen und 
beeinflussen können, nicht allein als Abgeordnete mit dem traditionellen Rollen-
verständnis, sondern eben auch von unten und zwar ganz unabhängig davon, ob 
es formelle Strukturen gibt oder nicht. Wichtig ist, so wie beim erfolgreichen Kampf 
gegen ACTA, ob mit formellen Strukturen oder informell oder in Kombination aktiv 
zu werden, trotz erwartbarer oder unerwarteter Widerstände einfach anzufangen. Es 
ist tatsächlich so, dass Machtverhältnisse sich grundsätzlich verschieben können, 
eben auch hin zur Zivilgesellschaft. Das muss nicht passieren, aber es gibt jetzt 
die Option, und wenn man die Möglichkeiten geschickt nutzt und einsetzt, dann 
lässt sich viel erreichen, lassen sich viele Dinge verändern. Alles was man braucht, 
um zivilgesellschaftlich Wirkung zu erzielen, die Information, die Mobilisierung, 
die Vernetzung, die Organisation, die Medienpräsenz, das alles ist mit digitalen 
Werkzeugen viel einfacher zu erreichen.



81

A
uf
br
üc
he
 d
er
 Z
iv
ilg
es
el
ls
ch
af
t.
 W
eg
e,
 P
os
it
io
ne
n 
un
d 
W
ir
ku
ng
en
 d
er
 D
D
R
-B
ür
ge
rb
ew

eg
un
ge
n 
19
87
-2
01
4

A
ut
or
in
ne
n 
un
d 
A
ut
or
en

Tagung „Aufbrüche der Zivilgesellschaft“, von links nach rechts: 
Anke Domscheit-Berg, Stephan Bickhardt, Peter Skyba, Sebastian Pflugbeil
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Autorinnen und Autoren

Anke Domscheit-Berg, Publizistin, Politikerin, Aktivistin und Unternehmerin

Geboren 1968, ab 1987 Studium der Textilkunst an der Fachschule für angewandte 
Kunst in Schneeberg, 1993 - 1996 Studium der internationalen Betriebswirtschaft 
mit Abschluss Bachelor of Arts – International Business Administration an der Inter-
national Business School, Bad Homburg, Master of European Business Admini stration 
an der Northumbria University, Newcastle.
Anschließend Unternehmensberaterin bei Accenture und McKinsey, Direktorin bei 
Microsoft Deutschland. Seit 2011 unternehmerische Beratungstätigkeit mit den 
Schwerpunkten Erhöhung des Frauenanteils im betrieblichen Management, Open 
Government und seit 2016 Breitband-IT-Ausbau mit Glasfasertechnologie.
In der Friedlichen Revolution Organisation von studentischem Protest und Beteili-
gung an Kundgebungen und Demonstrationen. 2013/2014 Vorsitzende der Piraten-
partei Brandenburg und Kandidatin bei Bundestags- und Europawahl, 2014 Partei-
austritt; bei der Bundestagswahl 2017 parteilose Kandidatin für die Partei Die Linke.
Zahlreiche Vorträge und intensive publizistische Tätigkeit u.a. zu den Themen Open 
Government, Partizipative Demokratie, Digitale Gesellschaft, Geschlechtergerech-
tigkeit, Feminismus und Sexismus. Zu diesen Themen vielfältiges Engagement in 
zahlreichen Initiativen, Vereinen, Organisationen und Stiftungen,  darunter auch in 
der Familienpolitischen Kommission der Heinrich-Böll-Stiftung.

Daniela Dahn, Schriftstellerin und Journalistin.

Geboren 1949, nach Volontariat bei DEFA und Fernsehen und dem Studium an der 
Sektion Journalistik in Leipzig, ab 1973 Fernsehjournalistin beim Jugendfernsehen 
und dem Wirtschaftsmagazin Prisma, seit 1982 freie Autorin, zahlreiche Auszeich-
nungen für ihr Werk, u.a. Fontane-Preis, Tucholsky-Preis, Louise-Schroeder-Medaille, 
Börne-Preis. 2006-2011 Mitherausgeberin der Wochenzeitung Der Freitag.
1976 Protest gegen die Ausbürgerung Wolf Biermanns, in der Friedlichen Revolu-
tion Mitgründerin des Demokratischen Aufbruchs. Als Autorin Engagement mit 
zahlreichen politischen Artikeln und Essays u.a. zu Bürgerbeteiligung und direkter 
Demokratie, zum deutsch-deutschen Einigungsprozess,  zur gesellschaftlichen und 
politischen Gestaltung der ökonomischen Globalisierung und zur Stärkung der 
Zivilgesellschaft; 1997 Mitunterzeichnerin der Erfurter Erklärung.
Mitglied im PEN; Beirätin der Humanistischen Union; Mitglied der Internationalen 
Untersuchungskommission Grundrechte und Globalisierung Stellvertretende Vorsit-
zende des Willy-Brandt-Kreis e.V.
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Stephan Bickhardt, evangelischer Pfarrer und Polizeiseelsorger

Geboren 1959, Lehre als Werkzeugmacher, Totalverweigerung des Wehrdienstes, 
1979-1985 Studium der Theologie am Katechetischen Oberseminar Naumburg und 
am Sprachenkonvikt Berlin. 1987 Studienreferent in der Geschäftsstelle der Evange-
lischen Studentengemeinde, ab 1988 Vikar. Umfangreiche und vielfältige Arbeit als 
Bürgerrechtler, u.a. zusammen mit Ludwig Mehlhorn Initiator und Betreiber der 
Schriftenreihe der Radix-Blätter für Samsidat-Literatur, 1985 Mitorganisator der 
Initiative für Blockfreiheit in Europa, 1986/87 Mitgründer der Initiative Absage 
an Praxis und Prinzip der Abgrenzung, Mitautor des Aufrufs Neues Handeln zur 
Aufstellung unabhängiger Kandidaten und zur Kontrolle der Ergebnisse bei den 
Kommunalwahlen am 7. Mai 1989.
1989 Mitgründer von Demokratie Jetzt, 1990 Geschäftsführer der Bürgerbewegung.
1991 Vikar und Pfarrer, 1995 bis 2006 Studentenpfarrer der Evangelischen Studen-
tengemeinde an der Universität Leipzig, 2006 Pfarrer der Kirchgemeinde Großstäd-
teln/Großdeuben. Seit November 2007 Polizeiseelsorger im Bereich Leipzig. Histo-
risch-politische Bildungsarbeit und Publikationstätigkeit zur Bürgerbewegung der 
DDR und zur Friedlichen Revolution sowie zivilgesellschaftliches Engagement in 
Sachsen.

Dr. Hans-Jürgen Fischbeck, Physiker

Geboren 1938, 1956-1962 Studium der Physik an der Berliner Humboldt-Univer-
sität, 1966 Promotion, 1962-1991 Mitarbeiter des Zentralinstituts für Elektronen-
physik in Berlin (Forschungsinstitut der Akademie der Wissenschaften der DDR). 
Ab 1968 Mitglied des Gemeindekirchenrats der Ost-Berliner Bartholomäusge-
meinde und ab 1977 der Synode der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg. 
Nachhaltige zivilgesellschaftliche Aktivitäten, u.a.  Mitglied der Initiative Absage an 
Praxis und Prinzip der Abgrenzung, 1987 Einbringung des Antrags Absage an Praxis 
und Prinzip der Abgrenzung in die Synode, 1988/1989 Delegierter der Ökumeni-
schen Versammlung für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung in der 
DDR, Mitinitiator der Bewegung zur Aufstellung unabhängiger Kandidaten und zur 
Kontrolle der Ergebnisse bei den Kommunalwahlen am 7. Mai 1989.
1989 Mitgründer von Demokratie Jetzt, 1989/90 Mitglied des Sprecherrats der 
Bürgerbewegung.
Mai 1990 für Bündnis 90 Mitglied der Berliner Stadtverordnetenversammlung,  
1990 – 1992 der Fraktion von Bündnis 90/Grüne-Alternative Liste im Berliner 
Abgeordnetenhaus. Ab 1992 Studienleiter an der Evangelischen Akademie Mülheim 
(Ruhr), Sprecher von Bündnis 90 Nordrhein-Westfalen, 1993 Mitglied von Bündnis 
90 / Die Grünen, dort im Sprecherrat des Forums Bürgerinnen- und Bürgerbewegung. 
Langjähriges Engagement für die Stärkung der Rolle der Zivilgesellschaft in 
Ökologie und Ökonomie, Mitgründer der Akademie Solidarische Ökonomie.
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Prof. Dr. Dr. Hansjürgen Garstka, Jurist und Politikwissenschaftler

Geboren 1947, Studium der Rechts- und Politischen Wissenschaft, Dr. phil., Dr. jur., 
1971 Wissenschaftlicher Mitarbeiter für Rechtsphilosophie Universität Regensburg, 
1974 Assistenzprofessor für Rechtstheorie und Rechtsinformatik Freie Universität 
Berlin, 1979 Stellvertreter des Berliner Datenschutzbeauftragten, 1989 bis 2005 
Berliner Datenschutzbeauftragter, ab 1999 auch für Informationsfreiheit, Honorar-
professor für Datenschutz an der Technischen Universität Berlin, Honorarprofessor 
für öffentliches Recht an der Humboldt-Universität zu Berlin, Beiratsmitglied der 
Humanistischen Union, Gründungs- und seit 2014 Ehrenvorsitzender der Europäi-
schen Akademie für Informationsfreiheit und Datenschutz Berlin.

Sebastian Th. Richter, Historiker

Geboren 1976, Studium der Neueren und Neuesten Geschichte, Politik- und Rechts-
wissenschaft in Berlin, Brüssel und Dresden. Ab 2005 am Lehrstuhl für Zeitge-
schichte der TU Dresden, ab 2009 als Wissenschaftlicher Mitarbeiter tätig. 2009 
Stipendiat der Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur; Leitung der 
stadtgeschichtlichen Ausstellung brüche. Dresden | 1989 | Dresden. Ab 2012 Mitglied 
des Integrierten Graduiertenkollegs am Sonderforschungsbereich 804 Transzen-
denz und Gemeinsinn, TU Dresden; anschließend freischaffend tätig u. a. am SFB 
804, TU Dresden, sowie für Weiterdenken – Heinrich-Böll-Stiftung Sachsen. Seit 2016 
Wissenschaftlicher Mitarbeiter in der Abteilung Bildung und Forschung der Stasi-
Unterlagen-Behörde im Projekt „Das Verhältnis des MfS zur Staatsanwaltschaft in 
der politischen Justiz des SED-Staates“. Forschungsschwerpunkte: Geschichtspolitik 
und Erinnerungskultur, DDR-Oppositionelle vor und nach 1989, Rechts- und Justiz-
geschichte.

Dr. Peter Skyba, Historiker

Studium der Geschichte und Soziologie an der Ludwig-Maximilians-Universität 
München, Promotion 1997; anschließend wissenschaftlicher Mitarbeiter unter 
Anderem am Hannah-Arendt-Institut für Totalitarismusforschung an der TU 
Dresden und am Institut für Zeitgeschichte München – Berlin. Als freiberuflicher 
Historiker Forschungen zur deutsch-deutschen Zeitgeschichte und wissenschaft-
liche Leitung einer transnationalen Ausstellung zur Friedlichen Revolution in 
Ostmitteleuropa. Gegenwärtig Arbeit an einer Biographie von Wolfgang Ullmann.
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Landesdelegiertentreffen von Demokratie Jetzt am 21. Januar 1990 in Berlin 
Vertreter der Bürgerbewegung “Demokratie jetzt” beraten in einem mehrtägigen 
Landesdelegiertentreffen über ihre zukünftige Organisationsform und ein Programm. 
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